
Der britische Wirtschafts
und das geltendt S,eekriegs,recht&apos;)

Viktor Bruns

I Wesen d s britischen. Krieges. -e 1

Der britische Krieg ist Handelskrieg. Der Waffenkampf steht

für den Briten an zweiter Stelle. Das, Hauptziel- seiner Kriegführung ist

nicht die militärische Niederwerfung des Gegners&quot; sondern seine wirt-

schaftliche Erdrosselung.
Der &apos;britischen Flotte ist zu/r Aufgabe gesetzt, den Handelsverkehr

des Gegners mit den Neutralen abzuschneiden. Die Niederkämpfung der

gegnerischen Seestreitkräfte wird ihr nur dann befohlen, wenn diese die

britische Herrschaft über die Seehandelsstraßen-gefährden.
Das europäische Festlandist Nebenkriegsschauplatz. Der mili-

täriSche Kämpf bleibt dort im wesentlichen den, Verbündeten überlassen.

Der Führung, des Kampfes entsprechen die britischen Kriegsziele.
Sie sind längst nicht mehr auf Gebietsetwerb in Europa gerichtet.. Bri-

tisches Kriegsziel, ist die Ausschaltung des wirtschaftlichen Wettbewerbes.
Die Festhaltungund Vergrößerung des Kolonialbesitzes soll der Flotte die

Stutzpunkte für -die Ausübung der Seeherrschaft verschaffen und das

Handelsmonopol sichern., Der Handelskrieg dient, dazu, auch nach

Friedensschluß den Wettbewerb des Feindes uni der Neutralen auszu-

schalten oder zurückzudrängen.
Der Handel ist für Großbritannien Ursache und Grund zum Krieg.

Der englische Historiker Seeley spricht von dem die britische Ge-

schichte beherrschenden Gesetz der inhigen Wechselbeziehungen zwischen
Krieg und Händel, nach welchen- der Handel natu.rgemäß&apos;7,um Kriege
fl*illrp iincl (]&apos;pr TZ1, T-Tn&apos;l-i(Ipl i-,t die,

englische Politik in ungebrochener Kontinuität bis heute gefolgt. Im

Jahre 1787 erklärte im,-Unterhaus der Bischof Watson:
)ADas Gedeih Frankreichs ist der Niedergang Englands, Frank-

reich. ist unser natüiülicher&apos;Feind.&apos; Wir&apos;sind groß geworden durch das

Terbot -des französischen Handels.

N#h einem am 29&apos;. April 1946 in der Gesellschaft für Wehrpolitik und Wehr

wissenschaften gehaltenen Vortrag.
2) john Robert Seeleyi Die Ausbreitung Englands, S. 79.

3) Peez-Dehn, Englands Vorherrschaft, S. 85 f.
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Britischer Wirtschaftskrieg und geltendesS 25

Ironisch stellte am 25. Mai i8o2 im Unterhaus der Abgeordnete
Fox fest.-

Also jeder Fortschritt Frankreichs nach außen und selbst im

Innern, in Handel und Industrie wird eine Ursache zum Kriege, eine

Beleidigung für uns.

Der englische Geistliche. Hankin schrieb in einer 1$05 ver&apos;O&apos;ffent-
lichteä Flugschrift, die er unter dem Titel Ein ewiger Krieg als das

einzige Mittel zur Sicherheit und Wohlfahrt Großbritanniens heraus-

gab, folgendes:
.Da die Zerstörung Frankreichs, als einer der Seemacht, für die

Sicherheit und Ruhe civilisirter Nationen unumgänglich nothwendig
ist, so muß man es unter keinerlei Vorwand den Ocean befahren lassen,
und ihm folglich seine Colonien, wie auch alles nehmen, was es von

transatlantischer Erde. besitzt. Thut die französische Nation Friedens-

vorschläge, so muß man ihr antworten: Nein, wir wollenmit euch in
keinem freundschaftlichen Verhältniße stehen; denn wir betrachten

euch wie grimmige Thiere, welchen man sich nicht ohne Gefahr nähern

kann, wofern sie nicht in Ketten liegen; wir betrachten euch wie, bös-

artige Bestien, welche alle, -Gegenden, die von ihnen berührt *erden,
verpesten; euer Name ruft in unser Gedächtniß nichts als Scenen der

Plünderung, der Zerstörung und des Blutvergießens zurück. Nichts
wollen wir 2 hören von -euren&apos;Anerbietungen, von 19.ündiiiß und Freund-
schaft. indessen wunschen wir nicht, euer Unglück zu vergrößern.
Ziehet eure Truppen aus den benachbarten Ländern,

-

und von den
Küsten Zurück, die ihr. besetzt habt, entwaffnet eure Flotten, stellt

eure Seerüstungen ein. Dann sollen die englischen Kriegsschiffe auf-

hören, die französischen Küsten zu beunruhigen; wir wollen euren Handel

nicht mehr stören, wiewol wir die Bedingungvorschreiben: &quot;daß ihr
dazu weder französische Schiffe, noch französische, oder Frankreich

unterthänige Seeleute gebraucht&quot;. Unter dieser Bedingung,allein kann

England einen Frieden mit euch schließen. Eure ganze Seemacht muß
vernichtet werden4).
Deni Grund für den langjährigen Krieg En ands mit Frankreichgi

bildete angeblich die Bekämpfung der Ideen der französischen Revo-

lution, die Abschaffung des Königreichs, die, Hinrichtung des Königs,
die Verteidigung des christlichen Glaubens gegen die revolutionäre Re-.

figionslosigkeit und die Notwendigkeit, die Verbündeten vor der fran-.

zösischen Eroberungslust zu schützen. Es sind dieselben Scheingründe
und Redensarten, die wir vor dem Weltkrieg und die wir auch in-der

jüngsten Vergangenheit aus England vernahmen.

Dieser traditionellen Politik entsprach die Entfesselung des Welt-

kriegs, entsprachen der* Waffenstillstand und der Versailler Vertrag,
die uns, die Kriegs- und Handelsflotte, die, Kolonien, und - alle z Außen-
Positionen des deutschen Handels im wesentlichen, zu Gunsten Groß-

britanniens raubten.

Europäische Annalen i8io, Bd. III, S.275-4)
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Der britische, Krieg als Handelskrieg richtet sich nicht bloß gegen
den Kriegsgegner, sondernebenso-gegen die Neutralen. Sie sollen in die

britische Wirtschaftsfront und zu militärischer Hilfeleistung gezwungen
werden.. Dabei wird gleichzeitig,-verhindert, daß der Handel der Neu-

tralen auf Kosten Englands wachse.

So meinte Pitt in einer Unterhausrede- am 25. März i8oi, daß er

die Politik einer für nichts und wieder nichts-gemachten Vergünstigung
für den neutralen,Handel (frei Schiff, frei Gut) hicht begreifen könne,
die den Handel der neutralen- Mächte während des Krieges glänzender,
als er selbst im Frieden gewesen sei,machen würje5). Als die Franzosen,
im Jahre 1795 Holland eroberten, war das für die britische Regierung
ein erwünschterAnlaß, auf allen Meeren Jagd auf holländische Schiffe

machen, um diese. Konkurrenz zu. beseitigen. Nach Friedensschluß
wurden die, weggenommenen Schiffe und Kolonien an Holland nicht

zurückerstattet6). Dieser, traditionellen Art der Kriegführung ent-

sprechen die Nachrichten, die vor kurzem in den Zeitungen erschienen

sind, wonach die Engländer die dänischen und norwegischen Handels-

schiffe beschlagnahmen.
IM heutigen Krieg glaubte ein nentraler.Beobachter7) feststellen

zu können:

Au point de vue des puissances bellig6rantes maritimes, tous les
eifOrts tendent a,faire tourner,la machine konomique ä. plein en vue
de produire et pour financer- la guerre au maximum sur les propres
ressources de l&apos;activit nationale travaillant pour lesl fins

d&apos;exportatiOn et de commerce.

En d&apos;autres termes, la guerre est beaucoup-moins qu&apos;en 1914 un

arrAt de l&apos;activit6 port6e au contraire ä son maxim.um et

les choses paraissent se d6veloppeir en cons de cette politique
-

d&apos;expansion, rappelant, par certains 6gard§, la p&amp;iode de pro.sp6rite
i les pulssances maritimes devaient sortir sans6conomique, comme s

atteinte trop grave de la guerre.

II. Artikel 16 des Völkerbundspakts als Klodifikation der

britischen Handelskriegspraxis.
Der britische Krieg -ist Hand&apos;elskrieg. -Er ist militärischer

Krieg nur, wenn und soweit die Durchführung des Handelskrieges dies er

forderlich macht. Dieser englische Grundsatz ist vor zwanzig
1

Jahren
in die knappe Form eines,-einzigen-Vertragsaftikels gebracht, worden.

5) Peez-Dehn, a. a, 0_ S. 74.

6) Peez-Dehn, a. a. 0., S. 154.

7) Max Vandenkerckhove, Le Blocus, Revue 6conömique internationale, Jg..32,
Bd. 1, Nr. i.- -Januar 1940, S. 95.
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Britischer Wirtschaftskrieg und geltendes Seekriegsrecht 27

-Es ist der Artikel 16 des Völkerbundspakts, von&apos; dem Wir

auch ohne die genauen historischen Fojeschungen8)--über die Entstehung
des.Völkerbundstatuts&apos; annehmen müssen, daß&apos;, er englischen. Geistes

I ist und nichts anderes als die Kodifikation der britischen HandpIskriegs-
praxis nach den Erfahrungen des Weltkrieges darstellt.&apos;Nach der end- /

I

gültigen Fassung des Pak sollen alle Streitigkeiten auf friedlichem -

I

Wege auisgetragen werden. Wer sich diesem Verfahren, nicht. unterwirft
I und zum Kriege schreitet, der wird,zum Angreifer erklärt und so ange-

sehen, als hätte er eine Kriegshandlung gegen, alle anderen -Bundes-

mitglieder begangen.- Gegen ihn verpflichten sich die Bundesmitglieder,
zu Sanktionen zu schreiten.

Sanktionen. bedeuten in der: irreführenden Sprache des Völker-

bundstatuts - K ri e g. Nach dem Völkerbundspakt soll es möglichst Aur

noch. einen Krieg, eben den, Bundeskrieg gegen den sogen. Rechtsbrecher

geben, an dem alle Mitgliedstaaten sich beteiligen mussen -und bei. dem
keiner beiseite stehen, keiner neutral bleiben kann.

Die erste und einzige Rechtsverpflichtung des Artikels 16 ist die

Teilnahme am WirtschaftSkrieg gegen den. Rechtsbrecher. Alle

Mitgliedstaaten sind verpflichtet, unverzüglich alle Handels- und

Finanzbeziehuhgen zu. dem Angreifer abzubrechen, ihren Staatsange- I J
hörigen jeden Verkehr mit den Staatsangehörigen des vertragsbrüchigen
Stl,aates zu unterbinden und ebenso alle finanziellen, Handels- und.per,
sönlichen Verbindungen zwischen den Staatsangehörigen,dieses Staates

I und j edes
&apos; anderen Staates, ob er Mitglied. des(VölkerbUnds ist oder

I nicht, zu untersagen. 1.
II

I *.
I&apos;

.-

Zur Teilnahme am militärischen, Krieg besteht keine Ver-

pflichtung; vielmehr. soll hier, zunächst der&apos;Rat den verschiedenen

Regierungen Vorschläge machenl mit Welchen Land-, See- oderLuft-
streifkräften jedes Bundesmitglied für sein Teil ZU Ider bewaffneten

Macht beizutragen hat.

Es ist bezeichnend&quot; daß die britischen Entwürfe für den Völker-

bun4spakt weit eingehendere Bestimmungen Über den Wirt&apos;schaftskrieg
enthielten als der endgültige Pakt: über die Zurückhaltung der Schiffe

und Güter von Angehörigen,Ides Angreif über das Verbot zum

Anlaufen seiner Häfen, das Verbot jedeft.Exports Und Importsg).
&apos;Es ist weiter bezeichnend, daß der Völkerbund,über keine andere

Bestimmung seines Statuts so eingehende Beratungen gepflogen hat,
wie über die Durchführung der Wirtschaftsblockade, des Artikels :16,lD).

Zimmern, The League of Nations and the Rule of Law, &apos;936, S. i 7o; Mu n c h,
Les origines et l&apos;oeuvre de, la S0ei6t6.deä Nations, 1923, Bd. 2, S. 17; D. H. Millex, The,

Drafting of the Covenant; Sandberg, Nordisk Tidskrift for Int. Ret, Bd. io, S. 83.
9) Miller, a. a. 0. Bd. 2, S. 1112 Nr. 13,

110) Vgl. v. Gretschaninow, Politische Verträge, Bd. 2, Teil i, S. 1--8 ff.
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Als im italienisch-abessinischen Krieg der Artikel 16, seine, erste. und

einzigeAnwendung fand, hat, das Koordinations-Komitee gerade die
wichtigsten der Maßnahmen beschlossen, die. uns,aus dem heutigen
Wirtsch;#tskriege nur allzubekannt sind:, nämlich ein Verbot der Aus-
fuhr, der Wiederausfuhr,&apos; der Durchfuhr &apos;von W Munition und

Kriegsmaterial, nach einer längeren Liste, wobei die Mitgliedstaaten
dafür&apos;zu sorg versprachen, daß die aufgezählten Gegenstände, die in

ein anderes Land als Italien ausgeführt wurden, von dort aus weder
direkt noch indirekt nach Italien eingeführt würden. Später wurde die

*

Liste der Ausfuhrvetbote vergrößert und gleichzeitig. die Einfuhr ita
lienischer Waren,-verboten&quot;).

-Der Völkerbund&apos;skrieg als Handelskrieg kann nur von

Großbritannien erklärt werden. Qhne,seine&apos;M oder, gegen
seinen Willen ließe sich, der Wirtsbliaftskrieg von den anderen Staaten
nicht führen. Fordert es das britische Interesse so wird der Wirtschafts-

krieg,erklärt; durch diplomatische Verhandlungen -und im Völkerbunds-
rat werden,diejenigen Mächte bestimmt&quot;die die militärischen Opera-
tiOnen. durchzuführen haben.

BeiAer erstmaligen Anwendung von Artikel16 hat die britische
Regierung zuerst der militärischen, Mitwirkung der französischen
Regierung versichert für.dien Fall, daß -G:roßbri.tannie.n...d-grc4-Jtälien
wegen, seiner Vorbereitungen, zum Sanktionskrieg angegriffen werden
sollte, ehe.die Sanktionsbestimmungen des Artikels 16 in KTaft.gesetzt.
wären, oder, wenn es wegen der Inkraftsetzung, dieser Bestimmungen
einem,Angriff ausgesetzt sein solltelz).

Mit dem Artikel 16 sollte weiter die Neutralität im VOlkerbund
abgeschafft werden13)- die am militärischen.Kriege nicht unmittelbar
beteiligten Staaten sind zur Teilnahme am Wirtschaftskrieg-verpflichtet..
Nach, der, offiziellen Auslegung des dritten Absatzes von Artikel 1,6
sollen. Mitgliedstaaten. auch zur militärischen Hilfeleistung, dem Staat

gegenüber.verpflichtet sein, der mit dem sogenannten Angreifer in einen
militärischen Kampf verwickelt wird. Es ist erstaunlich,. -mit welchem
-Geschick die..britisthe den neutralen Staaten die Notwen-
digkeit dieses Artikel -einzureden wußte, und -mit, welcher Gefügigkeit
diese Staaten das.,Vtilkerbündst.atut und seinen Artikel 16 betrach-

teten. Es -bedurfte -des ersten Anwendungsfalles dieses Artikels im
- abessinischen Konflikt

- &apos; &apos; di, Ne-utralen&quot;di&apos; Gefährlichkeit ihrer Lageum le e

voll ..zu, lassen.,

v. Gretschanizow, a. a. 0., S. 221, 236 e.
v:-aninow, a. a. 0., Bd. i, S. 446, 55i, 517-&apos;

1:3), E&apos;. Nbutrality for th&amp;Unit.ed States, 1937, S.&apos;249ff-; &apos;Sche.ulner,
Die Neutralität im heutigen Völkerre.cht, Festschrift der deutschen Landesgruppe der
International Law Association anläßlich des 25jährigen Bestehens, S. 75.
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Britischer Wirtschaftskrieg und geltendes Seekriegsrecht, 29

Und doch hatte die britische Regierung selbst in einer dem Parla-

ment im Jahre -ig29 vor,gelegt.e.n Denkschrift14) über, die Frage der.

Unterzeichnung der Fakultativkl, des Statuts des Ständigen-Inter-,
nationalen Gerichtshofs -die Bedeutung des Art. 16 für die&apos;britische

Kriegführung und, die, Beziehungen Großbritanniens zu den Neutralen
,in einem künftigen Kriege dargelegt.. In dieser Denkschfift wird aus-

führlich die Frage,geprüft, ob die Rechte- eines Kriegführenden im See,

krieg durch die Unterzeichnung der-Fakuhativklausel beeinträchtigt
werden. Die Denkschrift geht davon aus, daß di öffentliche Meinung
in England gegen jede unzulässige Beschränkung der Ausübung der

britischen.Seemacht in Kriegszeiten eingestellt sei. Erüher&apos;sei der Krieg9
als Mittel nationaler&apos;Politik nicht unrechtmäßig gewesen,; grundsätzlich
seien.die Rechte und Pflichten der Neutralen gegenüber den beiden

Kriegsparteien dieselben gewesen und völlig unabhängig von der Recht-

m.äßigkeit -oder -- Rechtswidrigkeit - des - Streites; der zum Kniege geführt
- habe.

Für die Mitglieder des Völkerbündes dage&apos;gen sei der Krieg&apos; nicht

mehr ein Mittel nationaler Politik. Die Rechte -und Pflichten der Mit

glieder des Völkerbundes würden -nicht mehr &apos;durch das Kriegsrecht,
sondern durch die Vorschriften des Völkerbundspakts bestimmt. Nach

Art..`i6 hätten die neutralen Staaten nicht &apos;mehr das Recht, -to trade

with our enemy (diese naive
- Fässung&apos; zeigt, daß : für die&apos;, britische

Regierung nur der Feind &apos;Großbritanniens Sätzungsbrecher, *&amp;gen den

,die Sanktion sich richtet, sein kann); vielmehr müßteii&apos;sie mit ihm alle

Beziehungen. abbrechen, dürften keinen Handel M mit, ihm treiben

und nicht gestatten, daß ihre Gebiete zur Warendurchfuhr zwischen

ihm &gt;und einem anderen Staate benützt würden.&apos;Daher könne, -es auch

zwischen Großbritannien und einem anderen Mitglied des Völkerbundes

ke4ne Neutralität mehr geben.,Entwede;r&apos;erfüll-ten die Mitgliedstaaten
an au -die britische Rihre Verpflichtungen aü.9 &gt;Art&apos;. 16, d n br chte egierung

nicht in den:Handetdieser Staaten einzugreifen, oder sie:etfülIteii ihre

Verpflichtungen nicht, * -dann, würde he Einmisch t&apos;eine, britisc ung no -

werden. Diese Staaten hätten dannaber keinen Gfünd, gegen
das britische Vorgehen zw protestieren,&apos; da,ein&apos;solcherTrofest au&apos;f&apos;&apos;dbLs

Recht zum Handel mit -dem F gegründet werden&apos; müßte, was&apos; im

Widerspruch zu ihren Verpflichtungen -.aü der.&apos;: Völkerbundssatzung
stünde.

Zwischen den Völkerbundsstaaten könnten keine Neutralitätsrechte

existieren, da es keine Neutralen gäbe. Damit falle auch das Argument
fort, daß die Aktionen der britischen Flotte - mit der Unterzeichnung

.der Fakultativklausel einer
- schiedsgerichtlichen. Entscheidung, unter,

14i Crnd- 3452- Misceilane- u&apos; o. 2 (192 Vgl. diese Zeitschrift Bd. IX,0 S S. 7
Graf Moltke übendort S. 620 ff.
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stellt würden. Die Mitglieder des Völkerbundes besäßen kein Recht, mit

dem Staat Handel zu treiben, mit dem Groß.britannien sich&quot;irn Kriege
befinde; die britische Regierung sei nicht länger an die alten Regeln
über die Beziehungen.zwischen- den Kriegführenden und denNAutralen

gebunden.
Die. Denkschrift fühit dann noch die Fälle auf, daß ein britisches

Kriegsschiff ein neutrales Handelsschiff in Üer irrtümlichen Annahme;
daß es Handel mit dem Feinde treibe, aufbringe oder daß. ein britisches
Prisengericht ein Schiff oder seine Ladungverurteile ohne ausreichenden
Beweis der feindlichen Bestimmung. Jn einem solchen Falle könnte der

betroffene Mitgliedstaat&apos;protestieren und.eine Beschwerde an die britische

Regierung richten. Die Berechtigung de§ britischen Vorgehens werde
dabei grundsätzlich nicht in Frage gestellt, es handele sich vielmehr um
eine einfache Tatfrage, ob Handel mit dem,Feinde vorliege Eine solche

Angelegenheit könne, wenn ,nötig, durch die. Freigabe des Eigentums
und durch Zahlung des Wertes geregelt werden. jedenfalls hätte die

britische.. Regierung sich das Recht vorbehalten, jeden solchen Streit

vor den Völkerbundsrat statt vor den Gerichtshof zu bringen..
Die Denkschrift faßt zusammen

Jf those.. obligations are, fulfilled, we cannot be involved in war

in circunistances in which any Me.inber of the League could claim the
n Ts of a eutrai nly einbers of the League wine have bignecl-the
Optional Clause can bring us before the, Permaneht Court under, its

terms, and, therefore, no dispüte arising -öut of neutral coinplaints of:
our naval action could come before the Court. Arguinents based on the
state of äffairs geated-by the old, law of beRigerency and neutrality are
therefore irrelevant.
In dieser britischen Denkschrift ist mit klarenWorten

der Sanktionskrieg des VÖlkerbundes ist der britisc&apos;he Krieg gegen den

Feind Großbritanniens. In. diesem Krieg sind, alle Mitgliedstaaten zu den

Maßnahmen des Wirtschaftskriegs verpflichtet, die `die britische Re7-
1.

gierung vorschreibt. In einein solchen Krieg gibt es keine Neutralität
mehr, - darum kann und -wird Großbritannien ohne Rücksicht auf, das

Seekriegsrecht und das Neutralitätsrecht, das als veraltet abgetan
wird, vorgehen. Die Neutralen haben in dem,--,Zwangsbündnis -mit

Großbritannien keine Selbständigkeit und keine Rechte mehr.

-.III. Britischer Krieg gegen das Privateigentum.
Der englische Krieg -ist WiXtschaftskrieg.&apos; Das hatfür die

rechtliche Auffassung des,Krieges zwei Fo 1 ge n: die alte sogenannte ko n.

tinen&apos;ta.le Auffassung. sah:.in dem Krieg einen militär,ischeif,
&quot;

Am Kriege&apos;beteil gt
*

d nur dieWaffengang:zwischen den, Staaten. i, s
Waffenträger., Wer nicht zum Heere gehört, ist auch nicht am Kriege
beteiligL Die Feindseligkeiten richten sich nur gegen den Staat und,sein
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Heer, aber nicht gegen die Übrige Bevölkerung. Das -Privateigentum
ist grundsätzlich gegen Kriegsmaßnahmen geschützt.

Nach englischer Auffassung ist der Krieg nicht bloß ein Waffen-

gang&apos; zwischen den Staaten, sondern ein Kampf &apos;zwischen allen

Angehörigen der Kriegführenden, und der--Kampf:wird,--nicht
bloß, in-it der,Waffe, sonjern in-,jeder Form ge #DW Krieg versetzt

jeden einzelnen Staatsängehörigen wie auch&apos;die Stagten selbst in dei!

.Zustand der FeipdSChaf-t, gegeneinander - so erklärt. z. B. ein englisches
Gerichtsurt-eil &quot;&quot;des Jahres i8oo -. Es gibt keinen Krieg der Waffen
neben einem&apos;Fiieden der Wirtschafte15). Darum hat der Staatsbürger-
jeden Angehörigen des feindlichen Staates als einen persönlichen Gegner
zu betrachten.

Und das zweite ist.:, in einem Krieg, der ein Handelskrieg ist,
kann es keinen Schutz des Privateigent-ums geben. Großbri- -

tannien hat es durchgesetzt, daß im Seekrieg bis -heute der kriegflührende
Staat &apos;im Grundsatz berechtigt ist, das feindliche Schiff und die, &apos;feind-

liehe Ware, die er auf hoher See antrifft, wegzunehmen, und zwar nicht

bloß, wenn sie dem feindlichen Staat gehören., auch, wenn sie Privat-
eigentum sind, und ebenso die neutrale Ware, wenn sie Bannware &apos;ist.

-Ein bekannter englischer: Jurist und Mitglied Unterhauses, 3-,

ThOmas Gibson Bowles 16)&apos; hat in einer gelehrten Abhaüdlu **bng u, er
-

das Wesen&apos; des &apos;Seekriegs Ausführungen gemachtl&apos; die wohl von den

meisten seiner Landsleute- geteilt werden. Er hat erklärt:

#Just as victories in the field are barren.or even injurious to the
victor if they produce no effect on the enemy&apos;s material resources, so

also are naval victories barren or even injurious if they leave these
unaffected., And as the material resources Of. the enemy. on. the, high
seas consist solely in the property that is found in.course,.of transport
thereon for his supply and succour, if this property be left to go free,
no material injury whatever can there be irifficted upon&apos;him The
merchant, however, is entitled to and can, claim no better or other
-treatment than the rest of his countrymen. When his, Government
&apos;declAres war her is at, war together with all his fellows. of the nation
and whatever be the individual sacrifices necessary for -the national.&apos;
success in the war, he is bound to make them as much as anybody else

If the merchant is to claim exempti6fi&apos;from the war -for his--goods
on the seas, every taxpayer may equally claim- it for the money- in his

pocket; nay, the very soldier may claim it for his life.#

..Gewiß-kann der kriegführende Staat von seinen Angehörigen Opfer
1, an Leben,&apos; Gesundheit und Vermögen verlangen. Aber daraus folgt noch

nicht&quot; daß der Kriegsgegner deren Privateigentum einfach wegnehmen
darf. Nur wer Nehmen und Geben verwechseltIkann zu einem so merk-

würdigen Schlußgelangen. Im übrigen sind es gar nicht; die feindlichen

15) Potts v. Bell (18oo), 8 T.,R. M4, VZI. 101 Engi. Rep. 1543, 1547.

r6) 171lie Declaration of Paris, London S. 33:ff
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Angehö denen die britische Flotte das- Privateigentuln in erster

Linie wegnimmt, sondern Neutrale.
Der Verfasser meint weiter:

-#Redson indeed shows, and exp,erience has proved, that unless

property be Made the primary object of maritime warfare, there can
be.no maritime warfare at all if ,private property&quot; be held sacred,
and public vessels alone be regarded as proper objects for the exercise
of the rights of war, war at sea may be declined. Any Power fighting
with another and conscious of naval inferiority may, as Russia did in

1854, and, as Prussia did in 187d, sink or keep its vessels safely in its

ports, unAer.the guns of forts, behind torpedoes, and out of the reach
of any but a land. force..The greater, the inferiority, the greater of course

is the &apos;determination not to risk an encounter. This, it may be said,
-goes to prove thatl all naval warfare is impossible except between two

States equal in maritime power, and that it is especially impossible
for any State which, like Great Britain,, is likely to be superior in line-
of-battle ships to: any othef nation. And, tU indeed, is - largely true,
unless, there exist means of forcing the enemy to come out and fight;
this has been, true in the cases quoted because those means were not

employed. For they do exist, and they consist simply in laying hands

upon such property of the enemy as may be found afloat.
Then indeed there 4s a reason, and an imperative reason, for the

adventure to
- sea even of an - inferior naval force, for then it &apos;becomes

a question of SUPPLIES and money -,a question., in., other words,
of retaining the power to carry on war in any form. Then the naval

supremacy of a State amounts to something, for it amounts to the

power of stopping Supplies to the enemy from the whole world beyond,
sea,.while at the same time.it Provides supplies for the State itself,
under the sure protection of its superiority, at sea; or if the suprem-acV

be doubted or denied, it forces the enemy. to come out and to fight in
the defence of his sinews of war, and makesmaritime war a reality indeed.

But now if private property. be exempted on the seas from the
incidence of the general confiscation pronounced by the declaration
of war against all, the property Of the enemy, - what remains of maritime
warfare There is nothing to fight for except glory, and no reason-

able prospect of gaining any glory b figliting, but quite, the reverse.9 y
No naval commander not insane would risk 4 conflict under such

circumstances in so utter an absence of any object, and hewould-keep
fast in port viewing with compassion rat than respect his stronger
enemy, who might scour,the seas declaring that he ruled them, but
could neither do any injury nor produce any effect whatever upon the

issue of the war. The effect of all which must be that the stronger a

nation is at sea, the less opportunity would it have of putting forth its

strength, andthat the larger its.fleetl the, more probable would it be
that that fleet would be reduced to the most helpless and utter inaction.&apos;
In short, to affect to wage war at sea without -capturing* property is to

p wage no war at all Al

1. Klarer läßt, es sich wohl nicht aussprechen `der, britische See-

krieg dein Privateigentum gilt d,dieFlotte das Instrument ist, demun

Gegner und den Neutralen das Eigentum wegzunehmen.
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Britischer Wirtschaftskrieg und geltendes Seekriegsrecht

IV. Das geltendeSe17).
Es soll nun der Versuch gemacht werden,. in allgemeinen Um-&apos;

rissen ein Bild des heute geltenden Seekriegsrechts zu geben&apos;, an das
sich ein Überblick über die englische Handelskriegführung,anschließen
soll, Dieser wird es uns ermöglichen zu prüfen, welche Maßnahmen der

britischen Regierung. vom V l&apos; rlaubt &apos;

d oder eine Verletzkerrecht e sin ungo

des, geltenden Seekriegsrechts darstellen.&apos; Zum&apos; Schluß soll untersucht

werden, `welche Rechte die deutsche&apos; Regierung zur,Bekämpfung des
britischen Handelskrieges zu ergreifen berechtigt ist, insbesondere
welche Rechtsfolgen -sich aus den britischen Rechtsverletzungen.für das
Deutsche Reich nicht nur: dem Kriegsgeg4er gegenübe.r, sondern

auch, in seinen. Beziehungen zu. &quot;den neutralen, Staaten - er-geben.
i. Nach dem heute geltenden Seekriegsrecht kann, eine Ein- und

Aüsfuhrsperre nur in der Form der effektiven Blockade. verhängt
- werden. Effektiv ist die Blockade nach der Londoner Seerechtsdekläration

(Art. 18) 18), wenn sie durch eine&apos;Streitmacht aufrecht erhalten- wird, die
hinreicht,um den Zugang zur feindlichen Küste in Wirklichkeit zu ver,-

-hindern. Diese Blockade ist nur zulässig gegenüberleindlichen Küsten,
nicht aber gegenüber,&gt;neutralen Küstengebieten. Nach, Londoner

&gt; Ddürfen die die feindliehen-Küsten blockierenden Streitkräfte
-den Zugang zu neutralen Häfen, und Küsten nicht -versperren. Die

1.

Aufbringung neutraler Schiffe. wegen Blockadebruchs darf nur, inner-,
11

halb des Aktionsbereichs der Kriegssbhiffe.stattfihdexi, die beauftragt
sind, die tatsächliche Wirksamkeit, der:,Blockade..sicherzustelleii.(L. D.
Art. T7).

2&apos;. Soweit eine effektive Blockade nicht verhängt. ist, sind&quot; die j

-

Kriegführenden auf das S&apos;e e b eut e - und das Pri s e nre ch t beschra&apos;nkt.19),-.
Das gilt, ganz besonde &apos;nüber de&apos; Srs gege, n neutralen chiffen. und, Gütern.
Ihre -Aufbringung und, Einziehung ist nur g.estatt.e,t, wenn ein b
derer allgemein anerkannter Rechtstitel dafür vorliegt.

a) Feindliche.Handelsschiffe,&apos;können,,nach gelt.endem Recht
jederzeit aufgebracht und eingezogen werden, einerlei ob sie von feind-,
liehen oder neutralen Häfen kommen oder auf der Fährt&apos;nach.&apos;solchen
begriffen.-sind (PO. Art. to),.

17) Dazu vgl. vor allem die beiden Noten der Regierung der Vereinigten Staaten

an die..britische Regierung vom 30. März, i9!5, Papers relating to the Foreign-Relations
of the United States, igi5 Suppl., S. -1.52, dazu The Lansing Pa] &amp; 27o,ff,., Savage,
l of the Uhited States toward-Maritinie Commerce in War, Bd. 2 S. 3-19&apos;ff-. uriddie
Note, VOM 21 S. ns g Papers Bd. i,.,Oktober.i9i5&quot;For. Rel.. igi5 &apos;Suppl.. 578, Th&amp;:Lä in

S- 303ff-- Vgl. dazu Edwin Borchard., a. a. Ö. S.i ff.
18),,Im Folgenden bedeutet L. D. die Londoner Setrechtsdeklarati&apos;on- von igog,

_PO. -,die deutschd&apos;Prisenordnung vom, August 1939.

19) die Note der Vereinigten Staaten an die britische Regierung vom 8; Dezember

1939, abgedruckt unten S. 42 3f-
Z.. aus]. öff. Recht u. Völkerr. Bd. X. 3
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b) Feindliche Güter.können weggenommen werden, wenn sie
auf feindlichen Schiffen, (PO.. Art. ii), aber.-ni.cht, wenn sie auf
neutralen Schiffen befördert; werden, außer wenn

- sie. Bannware sind

(PO. Art., 15).
c) Neu tru1 e * Sch i f fe verfallen der Aufbripgung und - Einziehüffig, &apos;

nur ausnahmsweise und- aus besonderen Gründen, etwa wenn sie der
AnhaltUng,oder Durchsuchung, gewaltsam - Widerstand leisten, wenn sie
in feindlichem Geleit, fahren oder feindselige Unterstützung begehen,
wenn ihre. Ladung zu mehr als der Hälfte aus Banngut besteht oder sie

einen Blockadebruch begehen (PQ- Art- 14&quot; L. D. Art- 45, 46).-
-

d) Neutrale Güter können. nur-beschlägnahmt und eingezogen
werden, wenn-,sie Bannware sind,oder das Fahrzeug Blockadebrueh
begeht. Im, übrigen ist die Beschlagnahme und Einziehung der neutralen
Güter verboten, einerlei ob sie auf neutralen oder feindlichen Schiffen
befördert werden (PO. Art. 16).

Das Ergebnis ist also: der Handel des Feindes mitSeutralen
kann durch die.Aufbringung der feindliehenSchiffe verhindert werden.,

Der,&apos; Hand-el der Neutralen untereinander ist grundsätzlich
keinen Beschränkungen unterworfen. Er ist jedenfalls dann vollkommen
frei, wenn, die Ware in ein Land ausgeführt wird, dasmit dem Kriegs-
gegnet keine Landverbindung besitzt. - Ist das letztere der Fall, so

&apos;

kann
&apos;äle &apos; dann nicht an-die Waie-&apos;biei, der Fahrt in,einen neutr h Hafen selbst

gehalten werden; wenn es sich =-bedingtes Bannguthandelt.&apos;
Der Handel des Neutralen mit dem, Kriegsgegne,r ist. ge-

statte_t.&quot; sofern es sich nicht, um Lieferung von Bannware&apos;,handelt, und

Zwar ist&apos;das. neutrale, Gut, der Beschlagnahme entzogen,&apos;niclit bloß wenn
es auf neutralen Schiffen (PO., Art. 16-)., sondern soga:r wenn es.a,uf feind7
liche.n Schiffen befördert wird&apos;(PO. Art. 15).

Schon, während des Weltkriegs hatte die Regierung der Vereinigten
Staaten dieselbeMeinung vertreten und, in der Note, vom 3Q. März IIQI&apos;-

die bekannten Rechte der Kr.iegführenden gegenüber dem neutralen,

Seehandel aufgeführt:
A ligerent n.-Üel ation has been cönceded the right -of. visit, an

sea the,r of, Capture and condemnation, lf,up&apos;on examinatiic)n-
a neutral ves is., found, to be engaged in service or,&apos;to be

carryinie contraband of ar,.intended for the eneiny&apos;s government. orW

ar fctrc,es.&quot;, It ha been.co right to establish and maintäin&apos;
ä blockade of an enem &apos;s ports an.d. coasts and to capture - and. condeniny

44-t, is even.conced6d,psel taken,in try, break the biöü;lk It4ny ve,

,k&quot;t,6. it port&quot;f d&apos; 1 e-the,right to detain anc e s Qwn s or. ju. icia kamination
- which it ßuspert for in,all substantial reasons to be.engaged

unneutral or contraband, sge,vice&apos;and to c&apos;onjemn thern if the suspieiQn
is,sustained. But such, iiglit. re, ly: defined,both in doct i and
practice, have hitherto been beld to be the,only,permissible exception-s
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Britischer Wirtsc4aftskrieg und geltendes Seekriegsrecht 35,

to- the priiiciple..&apos;of univerg equallty, of-,- s6vejreign,1,y ön the high seas

as between belligermts nations not eng;4ged- in. wa,
Der Begriff des Bann&apos; ,uts-se, Voraus, die Ware für d&quot; Feind

bestimmt ist. Br( un Is ei egeitsi,bedingt,e-n a ob i- G- änden
oder Stoffen, die ausschließlich -.für den- Krieg verwendet werden,
dW Bestimm, feindliche vom Feinde besetzte Gebiet
wobeieskein, Uhti

t` öddf öb &apos;

4 eine Umladunmittelbar erfolg I sie noc ung im Ineutralen Gebiet
- oder eine Beförder Lande über neutrales Gebiet erfordert (L. D.
Art. 30, PO. Art. 22, 223) -

Bedingte Bannware Gegenstände und Stoffe die sowohl
für kriegerische- wie für friedliche Zwecke verwendbar sind. Sie müssen
für den Gebrauch. ..der Streitmacht oder der, Verwaltungsstellen des
feindlichen Staates bestimmt, sein. Die Gegenstände der bedingten
Bannware unterliegen der .Beschlagnahme nur auf einem. Schiff, das,sich
auf der Fahrt nach dem feindlichen oder vom. Feind besetzten,Gebiet
def zur feindlichen Streitmacht befindet. Der Grundsatz, der&quot; fortge-,

setzten Reise findet hier. keine Anwendung (L. D.1 Artt 33-35 PO-
Art. 24, 25).

Das Eingriffsrecht&apos;des kriegführenden Staates - bezieht,sich, i
nur auf 1 eine Ware&quot; die sich bereits auf dem Seetran ort befin Zq,d
diesem Zweck,.wird dem&apos;kriegführenden Staat das Recht: einge,
die neutralen Handelsschiffe auf hoher See&apos;.. anzuhalten und zu&apos;. jljrch7-,*

:

I

Die Ware kann nur beschlagnahmt werden,. sie Banngut
ist. Person Versenders spkIt keine Rolle.

Dieses.System der Seekriegsordnung ist in der Pariser.Seerechts,-
deklaration von 1856 niedergelegt worden. Daß diese,&apos;Deklaration,auch.
heute&apos; noch gilt, hat in der, Oberhaus.sitzung vom io. November, 1997-

t Earl. &apos;Sder, Lord. der Admiralita tanhope, anerkannt- und die&apos;, Küh-
digung, dieser Deklaration nicht &apos;nut als rechtlich, unmöglich&quot; sondern
auch als unzweckmäßig-bezeichnet

For. ReL igi5 Suppl., S. 152;, j e s s u p; Neutralit Bd.
I

&apos;

Y S&quot; X.
Earl of Stanhope, Civil Lord of the Admiralty, im Oberhaus am, ib. November

1,927 (Parl. 1[5eb..&apos;H.&apos;1,. lid, 69&apos;SP- 32 ff Your -!Loidihij Wiliö &apos;h*ai there is no
denunciaticiü--cläi in the,Declatatioii, änd II am -infefmeI4-. ii.&quot;would&apos;belmpossible,
therefore, for thig - couniry t6 withdraw&apos; fiöln that hi -,we&apos;we:re -prepared
to&apos; admit that a Trea&apos;ty&apos;which&apos;,donta&apos;ined&apos;no&apos;time limit c6ülc be,d&apos; b ` ä :,pärtyy ny
atanytime. 1 think yourLordshipgwill-a*gte6thatthat woufdbe.a-ßif-uation,änd-ä&quot;püIicy
mdst&apos;dangerous for this countr- to-y, accept.&apos;

The only other way g&apos;ibringing this&apos;De&apos;claration to an&apos; end w&apos;o&apos;uld be either to o&apos;btain
the, of all- Parties it or to ihdüc6 theA of, the League of
Na ns, vise- itsre p

tiä -to, &quot;&apos;ääj beilidd treai hagbecörni iiiap&apos;Iicable&quot;&apos;
ut Artiele&quot;i[g&apos;of thi Coeenaiif&apos;oith6 i e ox&apos;cept o; Spaiii,f

iÜ6the States
of- South America acceded to&apos;it. by the end 4857. Spain fiiiäl-1,3r&apos;acdeded&apos;to it in -the

3*
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Die Pariser Deklaration enthält die. tragenden (x ndsätze des

heutigen Seekriegsrechts
i. Die Kaperei ist und bleibt abgeschafft;
2.. die neutrale Flagge deckt das feindliche Gut, mit Ausnahme

der Kriegskonterbande-,
3. neutrales Gut unter feindlicher Flagge, mit Ausnahme der

werc,KriegskonteTbanje, darf nicht mit Beschlag bellegt len;
I

- 4.,di.e Blockaden müssen, um rethtsverbindlich:zu sein&quot; wirksam

sein, das heißt, durch eine StreitMacht aufrechterhalten werden, welche

hinreicht, um den Zugang zur Küste des Feindes wirklich zu verhindern.

Daneben gelten mehrere auf der Friedenskopferenz von 1907

geschlo Abkommen,
-

die, etwa die Behandlung i&apos;der feindlichen

Kaüffahrteischiffe bei Ausbruch der Feindseligkeiten, die Umwandlung
von Kauffahrteischiffen in Kriegsschiffe, das Legen von unterseeiSchen

- Kontaktminen, die Anwendung der Grundsätze&apos;-der Genfer Konvention&apos;.
auf den Seekrieg, gewisse Beschränkungen in der Amübung des 5ee-.
beuierechts, die Rechte und,-Pflichten der Neutralen&apos; Falle

Seekriegs betreffen.

Die von der britischen Regierung einberufene Seerechtskonferenz

hat zwar, im Jahre igog eine Kodifizierung des Seekriegsrechts in..der
Londoner Seerechtsdeklaration aufgestellt. Dieses Abkommen ist aber&apos;

von keiner Macht ratifiziert worden, weil das englische Überhaus sich
weigerte; seine, Zustimmung zu irgendwelchen Bestimmungen zu geben, I

die- geeignet gewesen waren, im Ernstfall der englischen Flotte irgend-
welche Beschränkungen ihrer aufzuerlegen. Die

I Londoner Seer,-cht§deklaration war übrigens im wesentlichm nichts

anderes als eine Kodifizierung des ohnehin geltenden gemeinen See

kriegsrechts.
Das geltende Seekriegsrecht -besteht aus einer Reihe von Abkommen

I und aus. dem ungeschriebenen, gemeinen Seekriegsrecht.-Die einzelnen

I

I

I
I Abkommen undlRegeln sind Bestandteile einer in sich ausge*ogene.n,

einheitlichen Ordnung, einer Ordnung, die ein Kompromiß zwischen den

year 19o8; but the United States have never adhered to it because they objected princi-
pally, in the first instance, tIo tIhe abolition of the poweIr of&apos;privateeri.ng,.. Your Lordships.
will realise that it would be an impossible task to get all these Powers to agree to the

abrogation of the Treaty. I go further than that, and I say that even if it were practicabl
it would not be advisable for this country to have it brought about.,#

The Earl of Balfour, Lord President of the Council, am io. November 1927

Oberhaus (a. za. 0. SP- 41):
)J do not feei called upon to offer,an opinion one way or another upon that alitieilt

inst.ru,ment, the Declaration of Paris, but 1 feel perfectly certain fhat there are two insu-,

perable objections to its abolition. One, is that, from our point of view, it would not be, in

conformity,with our- interests, and another is that, froni a diplomatic point of view, it

is wholly and utterly impossible.
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widerstrebenden Interessen der Kriegführend.eii und der Neutralen
d?Lrstellt, einen Ausgleich zwischen dein Interesse der Neutralen., ihren
Handel zur See fortzusetzen, und dem Interesse der Kriegführenden&apos;..
den Handelsverkehr des Feindes zu- unterbinden und den eigenen Handel
mit den Neutralen nach Möglichkeit weiterzuführen.

So muß jedes Abkommen und so muß jede einzelne Regel als Be-
.standteil der Ges.amto,rdnung aufgefaßt werden und darf nicht aus ihrem

Zusammenhang gerissen einer isolierten Betrachtung und Auslegung
unterzogen werden-,Die rechtliche Bedeutung und die rechtliche Geltung
des einzelnen Abkommens und der,einzelnen Regel bestimmt sich nach
ihrer Stellung im Gesamtsystem, nach denRegeln, die die.,Fortgeltung
der tragenden Grundlagen dieser Ordnung bestimmen.,

Dieser Zusammenhang der einzelnen. Verträge und Regeln des See

kriegsrechts kommt vielfach schon, in ihrem Wortläut *zum Ausdruck,
indem sie auf das gemeine Seek.r egsr&amp;ht verweisen.

In der Einleitung zum, VI,Il. Haager Abkommen von ig über. die07
Legung von unterseeischen Kontaktminen ist als&apos; Zweck angegeben,

1. derfriedlichenSchiffalirtdiejenigeSicherheitzuge
sie auch bei bestehendem Krieg. Anspruch hat. Die britische, Regierung 111

läßt den vom Seekriegsrecht geschützten friedlichen Handel- -der, Neu&apos;-.
tralen&apos;unter sich und mit dem Kriegsgegner nicht mehr zu,und
ihn mit allen ihr zu Gebote stehenden Mitteln, zu,verhindern. Soll trotzr7
dem.der Kriegsgegner gehalten sein, auf das.Minenlegen zu.verzichte-n
weil dadurch der friedliche Handel der britischen Regierung mit- den
Neutralen gefährdet werden könnte?

Die Vereinbarung über die Regeln derUder,
die deutsche Regierung am 23. November 1936 zugestimmt hat-), sieht

vor, daß die U-Boote bei ihrem Vorgehen gegen HandelsSChiffe sich, nach,
den,Bestimmungen,desTölkerrechts -richten. sollen,&apos;11denen die Uber.-
wasserschiffe unterworfen-Sind. Gilt dieses Abkommen auch dann noch

für. den, einen Kriegführenden, wenn,
-

der andere sich von- eben diesen
Regeln gelöst hat oder wenn die Handelsschiffebewaffnet sind? -

Schon diese beiden Fälle zeigen den engen Zusammenhang, in dem
die einzelnen Abkommen untereinanderllund im Verhältnis zu dem

gemeinen-,Seekriegsrecht stehen.
Es mag vielleicht dieser oder jener versucht sein zu fragen, ob nicht

das Seektiegsrecht in den Stürmen.des Weltkrieges untergegangen sei
und für die Führung des Handelskriegs überhaupt. kein, Rechtssatz
mehr gelte-.

-Die britische Regierung hält- dem.Scheine nach an den&apos; Sätzen
des Seekriegsrechts fest., Sie bemüht sich,&apos; ihre Maßnahmen zu recht-

Vgl. Eckhardt- Graf -V.onStauffenberg, Prisenordnung und Prisenge-
richtsordnung, S.87-
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fertig,eh, deutsche Maßnahmen alsz Verletzungen, des Seekriegsrechtes
,darz-!iet und wenn,sie gar - keinen Rechtsgrund für ihr Vorgehen

4et, wie etwa,bei der, Verhängung. der, Ausfuh perre über deutschefin r$

Güter, so beruft sie sich auf- das, Repr e s s al i e ntech t Z3).
Im Völkerrecht und damitim -SeekriegSrecht gibt es keinen Gemein-

schaftsrichter, &apos;der im Streite zwischen den Staaten das Recht sagt, und,
daher kann- es auch keinen, Vällstrecker des Gemeinschaftswillens

-geben&apos;. Darum-ist den Staaten, die Selbsthilfe überlassetil &gt; ist dem Vier-

jetzten- das Recht der Vergeltung, eingera&apos;umt, das Recht, mit&apos;allen

Mitteln &apos;

mögen sie rechtlich erle oder nicht erlaubt sein - den

Yerletzer zu zwingen, sein rechtwidriges Verhalten aufzugeben und

das verletzte Recht wiederherzustellen. Nur wer U.nrecht nicht

--w, s&quot;e-lbst&quot;Unrecht zugefügt hat, ist zur&apos;Vergeltung berechtigt. Da kein

..Ri,chtet-:durch&gt; Urteil fesfsetzt,- wer Verletz,ter,-und Wer Verl,etzer ist

so berufen sich vielfachbeide Kriegsparteien auf das Repressalienrecht,
Bindungen abzustreifeh&apos;. Das hat zur Fol.ge,&apos; daß zwar

-beide, Teile theoretisch die Rechtsvorschrift anerkennen, sie praktisch
aber befolgen. In -diesem Kriege* ist freilich die Xechtslage v-öllig klar.

Auch in diesem Kriege hat die -britische Regierung &gt;.eine Sperre
,übe,r die&apos; deutsche Ausfuhr verhängt und zur. Rechtfertigutig dieser&apos;Maß-

nahme, d-eien&apos;Rechtswidrigkeit vo-n unseren&apos;Gegnern offen zugegeben
,*ird, sich&apos;,aüf das RepTessalienrecht berufen. In der&apos;:Veroednui
-2-7-&apos;November 1939 wird das Recht zur Vergeltüiig&apos;&gt; angeblicheVer-
letzungen des VIII. Haager Abkommens von 1907 über das.Legen von

selbsttätigen unterseeischen Kont4ktminen und des Protokolls über die

Führung -des U-BQötkri gestützL
Es ist freilich der -britischen Regierung weder damals noch in

den- vergangenen Monaten möglich, gewesen, a,uch nur einen
konkreten Fall anzufühten24). Die Beschuldigungen werden bis heute

stets &apos;in&quot; die Form völlig allgemein gehaltener Vorwurfe gekleidet. WaS

b-esbnders das -Minehäbkommen. betrifff, so haben sowohl die deutsche

wie die französische Regierung bei der Unterzeichnung&apos; hinsichtlich

der wichtigsten Bestimmungen einen Vorbehalt geniacht `Artikel 2

diesesAbka, mens-der das Legen von:selbstfätigen Kontäktminen vor

den Küsten und Häfen des Gegners zu dem alleinigen Zweck.&quot; die
ünt rb&apos; d n, y rbietet&quot;*ist für das Deutsche ReichItandel&apos;sschiffahrt e in e- e

4 Vil&apos;, meine Ausführungen in -der Europäischen Revue vom Februar 1946, S 7-2-

i

,&apos;- 24) Die niederländische Regierung hat in ihrer Note VOM 22. November - 1939 die

britische Regierung&quot;ausdrücklich,um, solche Angaben...gebeten. Ygl. -unten S 432f. Daß

Großbritannien2die,Beweislast .für die angeblichen Reciidurch die de,&quot;uts.che
Regierung trifft und daß, solange dieser Beweis letbtadht ist,&apos;die englische Wieder-

,Vergeltung unbedingt unrechtmäßig&apos; ist, führt der offiziöse, Artikel;- iüi Nieuwe Rotter-

damsche Courant -vom 28. November 1939 aus.
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überhaupt nicht verbindlich. Ganz. abgesehen. davont gibt- es infolge
der Maßnahmen der.britischen Seekriegsführ

*,

t k *ung -,eine,reinen
Hande.Iswege,näQh,l mehr, da diese ständig von englischen See-

s treitkräften überwaght und die. englischen Handelsschiffe infolge ihrer
Bewa gsschiffeli-,gleichgestellt. sind.ffnung. den Krie

IÜ),er britische,&apos;Delegierte auf der&apos;,Hlager Fhedenskonferenz von

.1190T hatte,. im. Ü igen nach der Annahme des,MSelbst
die Erklärung. abgegeben, daß dieses de(n Kriegführenden keinerlei
Beschränkungen. hinsichtlich des: Ortes, an dem die verankerten Minen

gelegt werden könnten,.,aufeTlege. Sie könnt daher, überall gelegt
werden, wo esl den X.riegführenden gutdünke, in den eigenen und in den
f eiiidlichen Territorialgewässern ebenso wie auf hoher -See. Daher, musse

&quot;es. zwahgsläufig dazu kommen, daß die neutrale Schiffahrt in Zeiten
des Seekriegs große..Risiken. laufen.und viele Unglü,üksfälle erleiden

.müss..e25)-
Die britische wie die französische Regierung haben, wie sogleich zu

zeigen seinwird, von Kriegsbeginn an,die wichtigsten Teile, die funda-
mentalen Grundsätze der, Handelskriegführupg, mißachtet. Die britische
Regierung hat dies mit, allem Vorbedacht, ohne.Rücksicht auf das etwaige
Verhalten der deutschen Regierungund der deutschen SeestreitkrÄfte,

&apos;

1ängst vor Ausbruch,*des Krieges.geplani.,u&apos;nd,.&apos;vörbereitet. Bereits

--IM,13- Februar.I9.39 hat sie ihre Unterschrift unter&apos;der Genfer General-.
akte für die Schlichtung aller Streitigkeiten Über Vorkommnisse in eine:in
künftizen Kriege zurückgeg&apos; gen-260

e Re-der Grund wird -in aller Offenheit -an&apos; brIgegeben: Die tisch

gierung müsse den Veränderungen- im Völkerbund und in der Lage&apos;seiner
Mitglieder in Bezug auf die ihnen obliegenden Verpflichtuneii Rechnung
tragen., Weil &apos;also der- nicht mehr funktioniert,

&quot;,behält sich die britische Regierung vor&quot; im Wege des politischen Drucks
-und. der Gewalt die Wirtkhäftskriegsmaßnahmen-den Neutralen aufzu-
-dra gen, und. entzieht diesen darum die einzige. Möglichkeit, die,Recht

&apos;die
I

.,mäßigkeit. solcher Maßnahmen, nachprufen zu lassen. Durch. Nc?.t,!
V.0M .7. SepteMber 1939 hat - sie in. rechtlich unzülässiger Weise ihie
Verpflichtung, alle Rechtsstreitigkeiten mit&apos;den.MifUnterzeichnern der

sogenannten Fakultativklausel&apos;der Entscheidun durch d n S ändigen9- t

Internationalen Gerichtshof zu unterbreiten, gekündigt, soweit sich
solche aus im Laufe des Krieges entstandenen Ereignissen entwickeln

sollten 27). Auch -hier&apos; wird ganz..offen erklärt, die Schaffung - des Völker-,
bundes und des Paktes von Paris habe die ganze Frage -der, Kriegführung
und der Rechte der Neutralen völlig verändert. In den, einzigen Fällen,

z5) ACes et Documents, Bd; 1, S.

z6) 5947, Miscellagieöus Nr. 2 (1939)1 vg-1 diese ..Zeitschrift 1Bd. IX,- _S -i6g,.
27) Diese Zeitschrift Bd. IX, S. 725.
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in denen Großbritannien in einen. Krieg verwickelt werden könnte,
seien die übrigen Mitglieder des Völkerbundes, weit entfernt davon&quot;
sich in der Lage von Neutralen zu, befinden, die. das Recht, mit dem

Feinde Handel zu treiben, -besäßen, verpflichtet, mit dem Feind alle

Beziehungen abzubrechen-.&apos;Darum. habe gar kein Streit zwischen Groß-

britannien als kriegführendem und einem anderen Mitglied als neutralem

taat entstehen können...In dem gegenwärtigen Krieg hätten eine An-
zahl&gt; Mitglieder noch vor: Ausbruch der Feindseligkeiten ihre Neutralität

..erklärt, auch sei keine Maßnahme auf Grund von Artikel 16 getroffen
wordep.,Sp&quot;-,ei,es zum völligen Zusammenbruch des Paktes gekommen z8)

,Diese beiden Kündigungen hatten den klaren Zweck, die neutralen&apos; 1

Staaten der Möglichkeit zu.berauben, völkerrechtswidrige Maßnahmen

1-jan,delskrieges einem zwischenstaatlichen Gericht zu unterbreiten.
Wer von vornherein entschlossen ist&quot; den .,Handelskrieg zur See

dem geltenden Recht entsprechend zu führe.n,. braucht den internatio
:nal, Richter nicht zu, scheuen und hat, es nicht nötig, seine Schieds-

-gerich-tIsverträge noch vor Beginn.des Krieges zu kündigen. -

Zusammenhang mag an, eine&apos; besondere - Klausel des

britischen Entwurfs zum Völkerbundspäkt vom 2o. Januar igig er-

innert- werden z9). Nach ihr sollten die wirtschaftlichen Maßnahmen

:und auch die militärischen Operationen zu Land und,zur See ohne
RÜck-,si,cht, auf irgendwelche Beschränkungen, die krieg-
:f Staaten durch&apos; irgend einen Verlrag. oder eine
Vorschrift des Völkerrechts auferlegt. s,eien, durchgeführt
werden.: Hier&apos;,hat die britische Regierung unverhohlen ihre Absicht

Ausdru, c e utck gebra ht, d n Bundeskrieg nach dem Völkerbundsstat
ohne jede Rücksicht auf die bestehenden, kriegsrechtlichen. Vorschriften
und insbesQndere.&apos;den Handelskrieg ohne Rück,sicht auf das geltende
Seekriegsrecht zu führen.

Ini Gegensatz zu -diesem, britischen Verhalten. &gt;waren die Reichs-

- regier3 und die deutsche Seekriegsleitung entschlossen, den Handels-

krieg zur See. nach den, Grundsätzen des geltenden Seekriegsrechts zu

führen. Beweis dafür sind die wiederholten Erklärungen von Groß-

admiraIR.a.,&gt;eder30),Beweis,dafür.ist.dieVeröffentlichung.derdeutschen.
Prisenordnung, die eine-Anweisung,an die Kommandanten der deutschen

-28) Trotzden haben die englischen, Politiker, z. B. Minister Cburchill in seiner

Rundfünkrede vom 2i.Januar 1949, die Neutralen aufgefordert, ihre Verpflichtungen
aus Artike1 16,zu erfüllen.

29), D.H. Miller, a. a. 0&quot;, Bd. H, S. i i2.._

30) ygl. z.. B. die Unterredung von, Großa4miral Raeder mit. dem Vertreter des
-

Amsterdamer Algemeen Handelsb.Iad, Börs.en-Zeitung Nr- 448 vom ig. September 19.39;
seine Unterredung mit einem amerikanischen Rundftlnkvertreter, Völkischer Beobachter

vom 5. März -1940 Dazu. Eckh ard t; Sechs Monate Seekriegsrecht,. Deutsches Recht

194Q, Heft 17-
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Seestreitkräfte ist,- sie wurde, in -peinlicher Beachtung des geltenden
Seekri.egsrechts ausgearbeitet. Dementsprechend hat die&apos;. deutsche
Kriegsmarine den Handelskrieg zur See geführt.

Bei dieser Sachlage ist es klar, daß der Rechtsbrecher Großbri
tanmen ist und daß nur die deutsche Regie&quot;rung, aber nicht die britische

Regierung, ein Recht auf Vergeltung besitzt. Wenn die, britische
.Re

*

ue völkerrechtswid *

e Maßnahmen unter Berufung -auf dasglerung ne ng
Repressalienrecht ergreift, so fehlt ihr &apos;dazu j.eder Rechtstitel. Sie ver-

,größert das von ihr begangene Unrecht, und erweitert damit für, die
deutsche Regierung das Gebiet der Wiedervergeltung und den Kreis
der Vergeltungsmaßnahmen.
Damit sind im großen die Beschränkungen angegeben, die der neutrale

Handel sich in Kriegszeiten gefallen lassen muß, und die Beschränkungen, &apos;
I

denen die Kriegführenden dem -neutralen Händel zuliebe sich unter-

werfen sollen. Und weiter ist gezeigt&quot; daß die britische Regierung den

Kreis der Maßnahmen gegen unsIauch nicht auf dem einzigen, Wege,
den das Völkerrecht kennt, erweitern darf, nämlich auf Grund des

Repressalienrechts.

V. Die britische Handelssperre.
Absicht der britischen Regierung ist auch in, diesem Kriege

wie in allen, früheren Kriegen, eine möglichst vollständige tin
u,n d, Au s f uh r, s p err e über das Land des Feindes &quot;und die, von. ihm

besetzen- Gebiete, zu.&apos; verhängen.
Daß&apos;diese,Absicht sich auf rechtlich zulässigem Wege nicht erreichen

I
I I

läßt, hat der Überblick über geltende--.Seekrieg gezeigt. Nur
in der Form der effektiven Blockade durch äusreichende SeeStreitk

- ließe sich für die feindliche Küste die Zufuhr und- Ausfuhr über. See

unterbinden. Da aber neutrale Häfen und Küsten nicht&apos;blockiert werden
dürfen, und der Grundsatz von der fortgesetzten Reise nach,der Londoner,
Deklarätion auf die. Blockade keine Anwendung finden soll, so wäre

Absperrung, dasie die Ausfuhr deutscher Waren,über be-
I

nachbartes neutrales Gebiet, nic&apos;hto verhinderte, für Zwecke der
I

I

britischen Regierung nicht ausreichend- Auch würde die Durchführung
der effek#ven,Blockade durch Seestreitkräfte ein viel zu großes Ris
wegen der Möglichkeit ihrer Bekämpfung durch U-Boot, Minen und

Flugzeug enthalten.

DarumhatdiebritischeRegierungauchindiesemKriegewiederzu
der rechtlich nicht erlaubten so en. Papier- oder Fernblockade.31);- -ge&quot;-9

griffenundsiemitanderenMittelnundunterharmlos&apos;kiingendenBe-
31) Vgl. aus dem Weltkrieg die Note der Vereinigten Staaten an die britische Re-

gierung vom 30. März igi5, For. Rel. 1915 SuPPL, S. 152ff- und die Note vom

tober 1915, For. Rei. 1915 SuPPI., S. 578. Vgl. dazu EdwinBor a. a. 0., S. i98ff.
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zeichnungen. zu verwirklichen gesucht. Eine solche Blockade ohne

ffektive Absperrung.nannte schon Hef f t er 3z) einen bloßen Deckmantel

ungemessener Handelsverbote, einen verschleierten Krieg gegen den

H4!idel&apos;des Feindes und der j Neutralen überhaupt.
Der heutige - Handelskrieg gilt&apos; in erster Linie den N e u t.r. a 1 e n,

jedenfalls solange, als es den vereinten Flotten unserer Gegner möglich
ist, die, Ein- und &gt;,Ausfuhr nach und von Deutschland - auf de u t s ch e n

,Handelss,chiffen im wesentlichen zu, unterbinden. Es bedarf also keines

I
Eingehens das Seebeuterecht,- nach welchem der. eineXriegführende
die..feindlich-en --Schiffe &apos;und -Güter ohne Entschädigung wegzu-
nehmen berechtigt istl wo er sie auch treffen mag. Denn die Aufbringung
des feindlichen Schiffes kann in allen Gewässern erfolgen, in deneii
kriegsharidlungeil.&quot;gesetzt&apos;verden dürfen. Der&apos;Satzz-der Pariser See-,
-r-ehtsdi daß die. neutrale, Flagge das feindliche -Gut deckt,
daß also die. feindlicheWare- auf,heutralein Schiff weggenommen
,werden darf, wird freilich weder- bei der&apos;-Einfuhr- noch bei der Ausfuhr-

sperre von -unseren Gegnern- beachtet:
%

Eine Ausdehnung, des Seebeuterechts findet auch,- in diesem Kriege &apos;

wieder, insofern statt,&apos; als unsere, Gegner die fe i nd 1 i c h e E i g cns cha f t

von S ch i ff uM. d- G-u t in - Fällen annehmen, wo sie -nach der Londoner

Seerechtsdeklaration -und nach dem gemeineii- Seekriegsrecht als neutrale
I I Schiffe -und - Güter betrachtet werden müssen., So wird &apos;die feindliche

Eigenschaft des Schiffes, nicht bloß
-

dann angenommen,. wenn es, zur

Führung der feindlichen Flagge berechtigt ist&quot; sondern auch wenn es in

feindlichem Eigentum steht.&apos;.Der.Ladung wird feindliche Eigenschaft
zugesprochen, wenn, der Eigentümer als Feind.&apos; betrachtet wird. Feind

in esem Sinn nicht etwa der Angehörige des feindlichen Staates,di ist

sondern wer seinen Wohnsi tz in - Feindesland oder in dem vom Feinde
besetzten hat. Soweit die bis jetzt- vorliegenden Nachrichten
-über dieenglische Prisenrechtspr ein Urteil erlauben, wird feind-

liches Eigentum schon dann:angenommen, wenn das Gut nach einern

deutschen. Hafen.bestimmt :ist. Eine Untersuchung darüber, ob der

,de,uts Empfänger bereits Eigentümer geworden. ist&quot; oder ob der neu-

trale Verkäufer das - Eigentum an der Ware noch besitzt, scheint nach

-diegen Nachrichteii überhaupt &apos;nicht angestellt zu weiden.
I&apos; Es können hier nicht alle Maßnahmen, die der,Ein- und Ausfubr-

sperre..dienen, wie.die Ein-, und Ausfuhrverbote, aufgeführt werden33);

32) A. W. Heffter, Das Europ;gische&apos; Völkerrecht- der, Gegenwart, 7. Aufl. 1881,,

336.
Vgl. z. Ii. Export &quot;of &apos;Göodä-, (Prohibition) (Nö.&apos; 2) Order, 19-3 (stat., Rüles and

Orders 1939 NO- 1024); Import (Certificates of Origin.and Interest) Order, 1939 (S.. R. &amp; 0-

i Nä.&apos;i5&apos;05); 1-port of Goodg.(Piphibition) (Consblidatioü). &apos;Order, 1939 (S. IZ.:&amp;&apos;0.-
9&apos;, t -Iiiteiüeät), Order1939- o. i 92);&apos;liripor § (Certifidatds of&apos;Origili a:nd i9 Amendment

Order&apos;(S&apos;. R..&amp; 0.&apos; Nö. 262).-
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es mag lediglich das allgemeine Verbot des Handels- mit dem Feinde

,eine, kurze Erwähnung finden-. Dieses Verbot ist freilich eine Maßregel
des allgemeinen Kriegsrechts und nicht -eine solche des Seekrieges,
Nach einem am 5. September--- 1939 erlassenen englischen Gesetz 34) ;

I

I

wird - jeder Verkehr, insbesondere der geschäftliche Verkehr mit

Feind,verboten, vor alleml uM&apos; der feindlichen Wirtschaft die Zufuhren
.über See abzuschneiden und dem Gegner:,die übermittlung von für ihn

,wertvollen Nach-richte:h,.&quot;iu.1 - entzieh, Feind, im Sinne dieses -Gesetzes

ist,jeje Person, die im feindlichen, Gebiet -ihrengewöhnlichen Aufenthalt

hat, ohne ---Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit oder..,ihren Wohnsitz&apos;;,
,kindlich ist weiter jede Person, die, auf -einer schwarzen Liste aufge-,
führt wird. Auf dieser schwarzen&apos;Liste35), werden&apos; ohne,RUCksicht
auf ihre Staatsangehörigkeit Personen genannt, die in neutralemG&apos;ebiet

wohnen, und die -wegen ihrer.angeblichen Verbundenheit mit der feind-
.lichen Wirtschaft als Femde,behandelt werden* sollen..Die Einzeichnung
einer solchen Person auf die, schwarze Liste enthält -den Vorwurf- der

Unterstützung des Feindes. Mit einer solchen Person darf, kein britischer

Untertan: irgend welche Handels- oder Finanzgeschäfte treiben&apos;. - 11)as
.Schicksal der von -ihr über See versandten Waren steht von, vornherein
fest: sie gelten als für den Feind bestimmt und.we als Banngut weg-,

genommen. Darum war der Protest des Staatssekretärs der Vereinigten&quot; I

Staaten während des 1 Weltkrieges gegen die Aufstellung. der schwarzen,9
Listen durchaus berechtigt, wenn er den Engländun, damit den Vorwurf
machte, daß sie mit diesem Svstem die Waren im vorhinein konfis-

zierten36).

34) Trading with the Enemy Act, 19 (2 &amp; 3 Ge0. 6.,Ch. 89).
35) Vgl. Note der niederländischen Regierung vOm.27. Oktober 1939, OrangebUch

Ivom. November, 1939, S.
:

- 36) Note des Staatssekretärs der Vereinigten Staaten- an den englischen Botschafter
I

:

in Washington vom..26..Juli igi6-

among the principles which, the eiviliied nations ofthe world have

adeepted,..for the safeguärdingof the rizlits of neutrals isjust; and honorable prineiple
thät neutrals&apos;may not - be., con.demned northeir goods conIfiIsc,a.ted exc.e.pt upon fair adj-t.
dication andafter an opportunitY to be heard,&apos;in p&apos;r courts ör eIsewher6. -Susäfe
the blacklist brushes aside. It - condemes without hearing, without and. in advance.

It is manifestly out of the question that the Government of the,Tinited States should

acquiesce in such methods or applications of punishment to its C.itizeii&apos;s...
Der britische Außenminister erwiderte in seiner Note vom io. Oktober igi6:
As* 1 have said above, the legislation merely pr( persöns in the&apos;United. King7

dom from trading with certain specified individuals,.Who, by reason of their nationa
or their gssociation, are found,to support the cause of the enemy, and trading with&apos;whom.
will therefore strengthen that eause.. So far as that legislation is concerned,&apos;no rights or

property of thiese speeified individuals are interferedwith; neither they nor their-property
arecondemned or confiscated; they gIas ae,.,t-hey were to carry their

business..The only disability they suffer is that British subjects arp, prohibited.from giying
to thern the support and assi.sta4ce of British credit and British property.,
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I Die Aufstellung solcher schwarzen Listen durch unsere Gegner
ist eine unzulässige Einmischung in die Verhältnisse der neutralen
Staateii, sie findet im, Kriegsrecht keine Begründung und steht mit d&apos;en
Handelsverträgen in Wideispruch, die unseren Gegnern nicht ,das Recht

einräumen, darüber zu bestimmen, mit welchen Angehörigen:des neu-

tralen Vertragspartners oder mit welchen Bewohnern seines Gebiets
ihren Angehörigen Handel zu treiben gestattet sein soll.

Neuerdings ist eine schwarze Liste -für Schiffe aufgestellt Worden,
I

in welcher die Namen von unerwünschten Schiffen und ihren Eigen-
tümern eingetragen werden. Ein solches Schiff kann kein Schiffsnavicert
erhalten und soll, wenn es ohne Navicert fährt, aufgebracht werden.

Außerdem solleine Liste.der Schiffe aufgestellt werden, die die Sperre
durchbrochen haben und die infolgedessen keine &apos;Erleichterungen in

britischen. Häfen, erhalten
1

sollen., Die Namen dieser Schiffe will die
britische Regierung den Neutralen&apos;mitteilen, damit diese nicht un- -

wissentlich ihre Güter solchen,Schiffen anvertrauen37).

Wie hat die britische Regierung die über das Gebiet des Deutschen
Reiches und die von ihm besetzten Gebiete verhängte - Ein- und Ausfuhr-

sperre ausgestaltet38 I

I ,I
I

A. Die Einfuhrsperr,e..
Die direkte wie die&apos;indirekte Einfuhr nach dem Deutschen Reich

vollständig unterbunden werden. Darum,muß die Zufuhr der

neutralen und feindlichen Güter auf neutTalen Schiffen, die für neu-

trale, oder feindliche Häfen bestimmt verhindert &apos;I, werden. Die

Zufuhr neutraler Güter auf neutralenund feindlichenK chiffen und die
Zufuhr feindlicher Waren auf, neutralen Schiffen ist nach der Pariser

Seerechtsdeklaration der Beschlagnahme durch den KTiegführenden
entzogen, sofern es sich nicht Um BannWare handelt.. Wollte die

britische, Regierung also mit einem Jes Rechts ihre Absicht

verwirklichen, so blieb ihr nur der eine Weg übrig, den Begriff der

Bannware möglichst weit auszudehnen, &apos;also im praktischen Ergebnis
Zalle, Waren um Banngut zu erklären.

Die deutsche Regierung hat in ihrer zu Kriegsbeginn veröffent- &apos;

&quot;1.... - lichten Prisenordnung (Artikel 2:z) dem herkömmlichen Völkerrecht

und der Seerechtlsdeklaration gemäß nur dieje &apos;ge&apos; Gegenni n

l I

I
II

stände und Stoffe- als unbedin2tes Bannght bezeichnet, die unmittelbar
der Land-_ See- oder, Luftrüstung dienen und für das, feindliche Gebiet

(Foreign Relations; igi6, SuPPI.&quot; S- 42&apos;ff-)-
37) Times vom ig.. September 194()-

38) Vgl. Eckhardt, Sechs Monate-Seekriegsrecht, Deutsches ]Recht 1949, Heft 17-
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oder die feindliche Streitma bestimmt sind-. Zu bedingtem Baringut
wurden alle Gegenstände, und Stoffe erklärt, &apos; wiederum in Uber-

einstimmung mit dem gemeinen SeekriegSrecht und der Londoner Dekla

ration. -&quot; ..die für kriegerische. wie für friedliche Zwecke verwendbar und
&apos;

in einer von, der Reichsregiernug bekannt gegebenen Liste mmen

.und für den Gebräuch der feindlichen Streitmacht oder der Verwaltungs-
stellen des feindlichen Staates bestimmt, sind.

DiebritischeRegierung.dagegenhatin-ihreram &apos;4- September, 1939
veröffentlichten Baringutliste, nicht.mehr wie im Weltkrieg oder, wie
das in. der Londoner, Seerechtsdeklaration geschehen war, &apos;die einzelnen

Gegenstände- und Stoffe genannt, die als unbedingtes tanngut be-
trachtet werden, sollen; die britische Liste vorn 2. Juli 1 17 hatte9
Nummern aufgezählt.. Die. Liste vom 4 September 1939 enthält
vielmehr vier,.große, ganz &apos;allgemein gefaßte Kategorien von Gütern.&apos;
nämlich einmal alle Arfen: von Waffen, Munition, Sprengstoffen,-&quot;Ch-üiiii-
kalien,- sodann. Brennstoffe aller Art, weiter alle Nachrichtenmittel,
Werkzeuge, Geräte, Instrumente, Ausrüstungen, Landkarten Bilder&quot;
]Papiere und andere Artikel, und schließlich Goldmünzen, Edelmetalle -

in, Barren, Banknoten, Schuldurkunden4o).
Zu diesen an sich schon umfassenden Kategorien von Gegenständen,&apos;

-

gehören alle Bestandteile derselben,&apos;alle Artikel, die zu ihrem Gebrauch - T

notwendig oder geeignet sind, alle Materialien oder Ingredienzieg, die
zu ihrer Herstellung gebraucht werden, alle Artikel, die für die Erzeugung
oder den Gebrauch solcher Materialien oder Ingredienzien notwendig
oder geeignet -sind, usf. So ist absolutes Banngut z. B. ein Stoff, der für.
die Erzpeugung oder den Gebrauch eines Materials geeignet ist, ausdem-,
eine Waffe, oder Munition oder ein Werkzeug oder ein ]Papier hergestellt,
werden kann, auch wenn praktisch der Grundstoff zu diesem Zweck
keine Ver-,yendung findet. Durch diese Fassung der,-Liste des absoluten
Banngüts können wohl nahezu alle Rohstoffe und, Fertigfabrikatle
erfaßt werden 41

-Als bedingtes Banrigut werden aufgeführt alle Arten Nahrungs-
und Lebensmittel, Futter und Fourage&apos;, Kleidung, Artikel und Materi-,
alien die&apos;zu deren Erzeugung gebraucht werden.

.39), London Gazette, No. -34667-
40) Nach Eckhardt u. Graf von&apos;Stauffenberg, a. a.. 0., S.22.

&apos;41) So erklärt die Note der niederländischen Regierung an, die britische]
VOM 12. Januar 1940: . une extension extr8me coinine celle dans.les.listes
de contrebande prorilulgpi pgr les Gouvernements britannique dt frangais., West pas
compatible avee Fartiele 2 de la D6claratign de Paris de 1856. Cette disposition, selon
Iaquelle le pavillon neutre couvre la marchandise enn.em,ie ä l&apos;exception de la contre-
bande de guerrene doit pas 8tre vid6e de son contenu en&apos;faisant toinber ä peup
les niarChandises imaginables sous la notion de ron.trebande. Vgl.-a.a.9.,
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Eine Freigutliste, wie sie noch die Londoner Deklaration. kannte,
also eine Liste, der- Gegenstände die nicht&apos; als Bannpt angesehen
werden können, gibt es demnach ni mehr&apos;.&apos; In der Theorie hält die
britische Bekanntmachung aw -der&apos; Unterscheidung zwischen unbe-9

dingtem und, bedingtem Banngut fest, wie das seit, Hugo Grotius üb
lich ist uüd-.gerade anglo-amerikanische Praxis war&apos;. Aber die Zü

weisung auf-die Liste des unbedingten Banngutes geschieht, in voll-
kommen willkürlicher Weise. In diese Liste werdennicht&apos;.bloß Gegen-
stände aufgenommen, die nur f *I

c

d &quot;&apos; ;&apos;K&apos; i nd ndern&gt;ur rieg verwe bar sind,&apos;so
auch alle Rohstoffe, Chemikalien, Maschinen,. Fabrikate, die zur&apos; Her-

stellung sowohl für. k &apos; &apos; che wie für friedliche&apos;Zwecke verwend-,riegerls
bare-. Gegenstände und. Stoffe dienen.- Es ist u. a. von der niederlän-

dischen&apos;Regierung darauf. hingewiesen worden, daß die-Aufhebung der
Grenzlinie zwischen unbedingtem und be&apos;dingtem Banngut, die&apos;Auf-
nahme von Gegenständen bedingten Bannguteg in die&apos;Liste düs.un-

bedingt Banngutes eine, VöjkexTechtsVerletzung iSt43).
Aber die britische Regierung ist- noch einen Schritt weiit gegangen

.und hät.in--der. praktischen&apos;Handhabung, des Handelskrieges die Unter-&apos;
scheidung zwischen bedingtem &apos;und unbedingtem Banngut überh üaupt
aufgegeben 44). So&apos; hat der britische Minister für den Wirtschaftgkrieg, &apos;

422) V e r z i j l&apos;, &apos;Nederlandsch-, juristenblad., jährg. 15&quot; 1940, $.129
4.3) 1, des ilii GeSandten in Paris- vom 4. Dezember, 1939 an die r

französische Regi,
Seulement, comme le.Gouvernement, neeilandais s&apos;est permis de faireobserver, la

liste de contrebande absolue.contient -un zrand nombre d&apos;artiCles qui, s&apos;ils peuvent 8tre

consid6r contrebande, da le principe de la distinction meine appartienhent
a lä,cat6,gotie de cöntrebande., -- i

L&apos;insertiöii däns- la. liste&apos;de- contrebande cönditiOnnelle d&apos;artieles comme les dem56es
älimentaires West justifi.6e, de I.&apos;avis du, Gouvernement n6erlandais, que si la pretive a

fournie par-les autorit dpnri sont destin6es aux forces arm.6es
de son adversaire.

EnfinleGouvern.ement-n,6erlandais,tstd&apos;avis&apos;qu&apos;uneexten
adopti9e. dans les listes die contreb d &apos;

u es öüver raneaisan e promulg h l5ar, les G f

et britanni4ue&quot; nest pas coinpät avee l&apos;article, 2 de la D6,claration de Paris -de i g56&apos;.&apos;
Cette disposition lepaAeil tte&apos;eouvrila,&apos; e -enhemie a l&apos;ex Ionhändig
de Ia, contrebande je guerre.-

Il ne semble gu6re admissible dedcette stipulätion de soli sens en embrassant
dans l6numetation, de la contrebandt ä prAs töütes marchändises, imagiüables.
(Orangebuch Weier, 41 -M-ndiRegierung, Aj)ril-1 S. 30- ebenso die Notia die

britische gler-al 112. 0&quot;,&quot;&apos;

A,&apos;NAIV ii i S äsim riu s71des e (;e.-B.&apos; &apos;der
Bt&gt;.tli:ägske Tlldeiwd-evc Se&apos;pteinber r&apos; &apos; -veröffentlicht roßbritän auf Grund939 soll G

&apos;,t-s- Ibisiii int sind,des&apos; Völkerrech utwareh,. die hach&apos;Deutsehland m9
ä-, ii-&apos;&quot;,sejbst,.,Wepn dies6 W,aren -auf, ihrem; Wege neutrale !Länder

eilt&gt;aom Re der, khegführ den en Länder, ein Redlit. daserde..
t&amp; iit. vollem Umfang letzten Krieg ausgeübt worden sei. Däg
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Britischer Wittschaftskrieg und geltendes Seekriegsrecht 47,

Ronald Cr o s5, erklärt, daß- Deutschland, i ein totalitäres, Land sei und

,jeder Ddüt- seinen Platz &apos; der Wirt Front habe,daher, an s

gegen,die sich,-der englische Angriff richte- DaruM würde eine Milderung
des, englischen, Angriffs nur eine V.erlängerung des: Krieges bedeuten.,
Auch könne man keinen Unterschied zwischen Nährungsmitteln un&apos;d
Rohstoffen für die IndustrWin..:der heutigen-Zeit.,mächen. Bakelit werde&apos;,

aus-Milch Zucker auS_Holz, hochexplosivi aus Fetten, Brenn-
-

-
stoff für, Motore aus Alkohol hergestellt 45).

i

I
-

Der ohne&apos;1Portefeuille, Lo rd Hankey, gab im Parlament
die Preisgabe des Unterschieds zwischen unbedingtem und -bedingtem
Banrigut offen zu. Er erklärte, daß im totalen Kriege die Unterscheidung
zwischen unbedingtem und, bedin, tem Banügut und Gegenständen,

J

die kein Bantigut bilden, auf ehöti habe, eine wirkliche Grundlage zu

besitzen. Alles bedingte Uanngut werde nun beschlagnahmt, weil es

bestimmt. sei, den BedürfnissenAes Feindes zu dienen. Kaffee werde- als

Banügut&apos;weggenommen, da dies sicher geeignet sei, Unzufriedenheit-
in Deutschland zu schaffen46).

Nach diesen Äußerungen von, Lord Hankey hat die britische,

Regierung auch,die von ihr selbst aufgestellten Merkmale des bedingten I

I Bännguts aufgegeben und läßt in. völlig willkürlicher Weise alle Gegen- .,&apos;

stände, die möglicherweise dem Feinde zugeleitet werden könnten,
beschlagnahmen. So hat sich die&apos; niederländische Regierung in ihren
Noten vOm,&apos;4., Dezember 1939 an. die französische Regierung und vom

12. Januar 194o an die britische Regierung darüberbeschwert-, daß

Chinarinde von den britischen, -und französischen Behörden beschlag-
nahmt Worden sei, obwohl sie unter keine detin den britischen Listen,

I. angegebenen Bezeichnungen falle. Dasselbe gelte für Kaffee undl, Tee,
Muskatnuß, Zimt, Pfeffer USW.47). Ahnliche Angaben macht Pieteo-

Recht, Lebensmittel als Banngut zu behandeln, sei auch durch Gerichtsentscheidungen
anerkannt

45) NtWe must realize.that Germany is. a totalitarian. country andthat each:Germän

ha&apos;s his place. Qix,that econoMic front which -we are
- attacking. To relax our attack wöuld

merely,prolong the war and increase the loss of life. W.,hat is möre, you cannot sepätate
foodgtuffl.s frogi, ind-ust 1 raw materials. Not.ig-.these&apos;däys. Bakelit is ma;de..-froüf milk,

sugar from treeli, high explosives from fats. Aleohol is a motor füel. And I could gi ve you
many mOre (Times:v0&apos;n.-25- 1. 1140)a

4_6) lncircumstancesoftotalitarianwär,th&apos;edistinctiön:f&gt;etweenabsolutecontraband,-
andnon-contrabandreallyceg43e&amp;tohavea-nyrealbasisland&quot;,all&apos;con-z.

ditional coiitrabandwas,nok seizedasbeingdestinedtömieet,-ther-equiiementsoftheene*
Coffee, being a foodstuff&quot;&apos;-was s.eized - as, contraband, and ähnost certainly playing
a pext in the creation of discoutent, in Germany. Tobaccol was a noli-co-ntraband, &gt; altliöu!gh
he admitted that tobacco miglit, also coiltribute, to the&quot;creat, discoiitent,.&apos;, Sodar they

iniles, vom&quot; 18&apos;. 1. 1940).hadletitthroughasbein less.importantthaüafoodgtuff&quot;4,(T
47) A part ke observ4tions g,6n6rales&quot; 6nonc6es, ci-dessus, Ie Gouvernement.neer-

landais se voit oblig6 d&apos;attirer l&apos;attention, du. Gouvernement franrais sür le fait quö les,
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marchi in seinem Bericht` an den Duce48)-, über die Schikanen der

franz6sisch-englischen Kontrolle. Er führt die Beschlagnahme von

Sultaninen, Haselnüssen., Mandeln, Feigen, Pfeffer an, obwohl : die

Bestimmung dieser Waren für Italien vollkommen garantiert gewesen, sei.

Somit werden also Leb ensm i t t e 1 j eder Art als unbedingtes Bann-

gut behandelt und auf neutralen Schiffen beschlagnahmL Der Aus-

hungerungskrieg in seiner schärfsten. Form wird von der. britischen

Regierung seit Kriegsbeginn gegen das deutsche Volk geführt; damit
wird -dem britischen Krieg von vornherein - der Charakter eines Aus-

rottungskrieges gegeben.
&apos;htswidrigkeit dieses Vorgehens zeigen am besten diefolgen-Die Rec

den Erklärungen der britischen Regierung..
Als im Februar, 1885 die französische..Regierung ankündigte, sie

fen:werde Reis als Banngut behandeln, wenn -er für chinesische Ha

nördlich voü- Kanton bestimmt sei, erklärte der, britische Außenminister

Lord Granville in einer Note vom 27. Februar 1885, die britische Re-

gierung könne nicht zugeben, daß Lebensmittel,als,Banngut behandelt

werden nur deswegen1, weil- sie, für einen feindlichen Hafen bestimmt -

seien, UbensmitteLkönnten unter besonderen Umständen Banngut-
charakter erhalten., so, wenn.-sie direkt&apos;für die Flotte eines Kriegführenden.
bestimmt seien oder für einen Hafen, in dem die Flotte liege. In jedem.
Falle müßten Umstände. hinsichtlich der speziellen Ladung oder ihrer

Bestimmung., bestehen, die die Vermutung widerlegten, daß Waren

autorit6s fran ont saisi ä, plus d&apos;une occasion des marchandises qui par leur caract

ne sauraient&apos; Atre consid6r6es comme articles- de contrebande d&apos;apr, les listes niAmes

publi6es par le. Gouvernement fran Le quinquina saisi, par les, autorit. fran
ä bord des navires Aleinous (Le Havie), Sitoebond.o (Marseille), Tjikandi (Marseille)
ne tombe -sous aucune des d6nominations 6nu.m6r6es dans ces listes. Attendu que ces

articles servent exclusiveinent ä des malades le droit international ne permettrait du reste

pas de les soumettre au regime de la contrebande de guerre.

D&apos;aprE la maniere de voir du Gouvernementn ni la noix de muscade

saisie ä bord du vapeur Alcinous au Havre et ä.bord du vapeur Sitoebondo ä Marseille,

ni la. cannelle et le poivre saisiä ä bord de, cem bateau, ne sauraient 8tre consid6r6es

comme des denr6es alimentäires vis par le paragraphe 2 de la liste de contrebande.

frang i1..,e Gouverneriient n6erlandais se&apos;demande comment les autorit6ä alses

ont eru pouvoir&quot;saisir les &apos;,&apos;cocöskoeken&quot;,.qui d&apos;apres la maniere de voir du Gouvernement

n6erlandais nie tombent sous aucune des cat6gories 6num6rees. Pource qui conce.rile le

phosphate, cet article non plus ne peut Atre consid6r de,la.contrebande selon-les

listes fran memes. Si le Gouvlernement fran croyait, pouvoff consid6r,er cet artiele

0comine un 616ment dans la production de denr6es alimentaires, le,Gduver neer-

landais ne saurait&apos;partager cette maniere de Le phosphate, qui constitue un engrals

pour la culture, ne pourrait. tomber sous la d6finition des artieles de contrebande cOndi-

gebuch der niedertionnelle, c,est- d&apos;articles destin6s ä la force arm (Oran ländischen&apos;

Regierung, April 1949, i

S. 3 1)
41) 41 internazimali, vom 18. Mai und 15. Juni 1940; deutsche Über-

setzung unten s..&apos; 393 ff-
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dieser-Art ffir den gew6hnlichen Lebensgebrauch bostimint seien, und
die unter allen UmstAnden prima facie zeigten, daB sie, ffir- - den mili-

tdrischen Gebrauch bestimint seien, bevor sie a15 Konterbande be-,
handelt werden k6nnten49)..

Im Burenkrieg erkldrte&apos;Lord Salisbury in einer Note an die Ver-

einigten StA ten:A

#Food stuffs, with a hostile&apos;destination, can be considered contra-
band of war only if they are suppliesJok the enemy&apos;s forces. It is not
sufficient that they are capable of being so used, it must be shown. that
this was, in fact their destination at thelime of the. seizure50).((_&apos;
An diese Stellungnahme hat der amerikanische Staatssekretär

Bryan die britisc,he Regierung in, seiner Note VOM 26. Dezember 1914
erinnert und hinzugefiigt:

#With this statement as to conditional -contraband the views .Of
this Government are in. entire accord, and-upon this historic doctrine,
consistently,. maintained by Great Britain when a belligerent as well
as a neutral, American shippers were entitled to relyP).((
Es mag hier aus den Dokumenten der Regierung der Vereinigten

Staaten noch eine Unterredung zwischen Laxi.sing und dem englischen
-Botschafter, die am 27. Mai 1915 -stattfand, angeführt werden, -in, der
der erstere erkldrte

Ahat the idea of starving men,.. women, and,, children,,seemed,,to many
,.,pe as inhuman as drowning them; that the. legality of the attempt
was.. neither here nor there, since the very idea, was. repugnant&apos;to&apos;the
humane sentiments of modem society &lt;&lt;

I L a&apos;n s i n g. vermerkt, daB der englische Botschafter ihm zugestimnit
habe 5z).

Am I,. jurii 1904 instiulerte Lord Lansdowne den britischon
Botschafter in Petersburg,: Sir C. Hardinge&apos;, die britische Regierung
benierke

mith great concern that rice and provisions will be, treated asyncon-
ditionally contraband, a step which they regard as&apos; inconsistent with.
the&apos;law practice of,nations.((

IDie britische Regierung bestreite nicht, 11

I &quot;i
-

.1 .1 I

I .I

Ahat, in particular circumstances, provisions may acquire a contraband
character, as for instance, if they should, be consigned direct to the anny
or fleet of a belligerent, or to a port where such fleet may be lying 53).((
Bei der Erörterung der Londoner Deklaration ini Unterhaus. führte

49) Moore, A Digest of International La*I,Bd. 7, S-68g.

.50) Moore, a. a. 0. Bd- 7, S. 685,11.1
1.

1 511) For. Rel, 1914 SuPPL, S. 374; vgl- das Schreiben an den Scliatzsel vom
I

I

3. Februar 1915, For. Rel. 1915 SUP&apos;Pl., S. 318f.
52) For. Rel. 1915 Suppl., S- 417.

53) Moore,, a. a. 0. 13d. 7, S. 686.

Z. ausl. aff. Recht u. Valkerr. Bd. X. 4
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50. Bruns

am 28. Juni 1911 der Unterstaatssekretdr des Auswärtigen McKinnon!

Wood aus 54): 1 1

I

I

#We tried at the-Peace Conference to have food placed on the
free list. We could not secure an approach to international agreement.
The Declaration of London places it on the list of conditional. contraband
in accordance &apos;with the old-established British doctrine
Die Panamerikanische Kouferenz in Panama hat in ihrem Be-

schluB&apos; vOm 3. Oktober 1939 erkldrt:

#The.American Republics cannot remain indifferent to measures.
that restrict their &apos;normal- commerce with belligerents in, foo4stuffs,
clothing and raw materials for peace-time industries;

Elemental -humanitarian considerations impel the American Re-

publics to deplore the deprivation.Of civilian p0pulatibAs-of the n6rmal*
means of subsistence

und bes&apos;chloB daher

Ao register its opposition to the placing of foodstuffs and- clothing
intended for civilian populations, not destined directly or indirectly
for the. use of a belligerent government or. its armed forces, On lists of
contraband 55).4
Auf der britischen Kirchenkonferenz, die Mitte Januar 194u,-&quot;rr

Canterburv stattiand, regte der Bischof von &apos;Birmin am an, &apos;eine&apos;gh
Petition an die&apos;britische Regierung zu, senden, sie m6ge die Mockade&quot;
so einrichten, da13 die freie Einfuhr von Lebengmitteln nach Deutsch-

I

land in &apos;Uber,einstimmunK mit der Lehre: .)&gt;wenn deinen Feind,hungert;
so speise ihn, erlaubt würde. Ihm trat der, Erzbischof von Caüterbury
entgegen mit der Erklärung, daß die Anwendung dieser Sperre ein voll
anerkannter Grundsatz des Völkerrechts sei; Argumente gegen die

Sperre seien Argumente gegen den. Krieg selbst. Daraufhin zog, der

Bischof yon Birmingham seinen Antrag zpriick.56).
Die britische Regierung hat ihre. MaBnahme mit -der Behauptung -

zu. begrfinden versucht, Deutschland sei eine belagerte Festung57), der

I

I

totalitäre: Krieg lasse keine Unterscheidung zu zwischen Lebensmitteln,
die fur die Streitmacht, und solchen, die fdr die Bevblk6rung best4nimt,
seien. DerngegenUber hat.sc,hon, die niederldndische Regierung 58) darauf

54) Par-1. Deb. H. C.; Bd. 27, -SP- 453.

55) The Pep of, State, Bulletin, Bd. i, No. 15,, S- 329.

Times, vom 18. januar 1940

57) Der britische Ministerprasident:Chambeirlain.fiihrte.in der Unterhaussitzung
vom .26. September 1939 folgendes aus: ))Much play ismade in, German propaganda.
of &apos;the. inclusion of foodstuffs; in. the. category n ional contraband and it is repre&apos;of dii

sen,ted that we axe thereby conducting an illegal and inhumane blockade. But in this

respect a naval blockade is in no,. way different from a land siege and no one has ever

suggested that a besieging commander should. allow free rations to a-besieged town.&lt;,.

(Parl. Deb H-. C., Bd 35 &apos;SP 12 37

58) Niederlandisches Orangebuch, April 1940, S.27-
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hingewiesen, daß trotz der Vermehrung der Heere und der Ausdehnung
der militärischen Organisationen nur ein beschränkter Teil, der- Bevöl--

kerung in das. Heer eingegliedert oder ihm beigeordnet sei. Die UnteT

s.cheidung läßt, sich sehr wohl machen. Daß das Deutsche Reich keine,

belagerte Festung ist, braucht nichterörtert zu werden.&apos; Die deutschen.
Grenzen waren nur zum kleinsten Teil von den Gegnern eingeschlossen;&apos;
heute sind nicht. einmal&apos;die Küsten blockiert.

Auf Grund der englischen Banngutliste und nach der Ausleg4.ng,&apos;.-
die ihr britische Minister geben, ist nicht bloß der Unterschied zwischen

bedingtem und unbedingtem Banngut aufgehoben, sondern der B egi i f f

des Bannguts überhaupt pre Xach diesen Aus-

führungen- ist kein Gegenstand mehr denkbar-, der nicht als Banngut
von den britischen Seestreitkraften weggenommen werden könnte 6o) 4 1

Da der Begriff des Bannguts voraussetzt, daß es Gegenstände und
Stoffe gibt, die nicht zum Banngut erklärt werden können, so ist der
alte Rechtsbegriff des Banngutes von der britischen- Regierung endgültig,
beseitigt. An die Stelle des Bannguts ist der Begriff der

Ware, an die Stelle des Prisenrec4ts die allgemeine Ein-

fuhrsperre gesetzt.

Mit der Aufhebung des Unterschieds zwischen&apos; bedingtem und

unbedingtem Banngut konnte auch die bisherige Unterscheidungbef
demErfärdernis der f eiiidlichen Bestimmung r tde Ware nich me r

aufrechterhalten werden. Es braucht nicht mehr wie&apos;bisher -bei dern. .:
bedingten Banngut die Bestimmung für den Gebrauch derAeindliChen.
Streitmacht oder der Verwaltungsstellen&apos;des feindlichen Staates nach-

59) Die britische Auffassung zeigen besonders lehrreich die Vorträge von, Dr. H,.,A....
Smith, Professor an der Universität London und Dozent am Royal Nayal War College.&apos;
und am ]Royal Naval Staff College, die er im Sommer 1938 an der Völkerrechtsakademie

I im Haagg hat (Le d6veloppement moderne des lois delagu maritime. Recueil

des Cours 1938 1, S 607 ff.)., Er führt, aus (a. a.. 0. S. 636):
principe fOndamental est eMdent: il&apos;,sera,permis au bellig d&apos;intereepter,

tout ce. dont le gouyernement ennemi a besoin pour la conduite dela. güerre. L&apos;applica
tion dJc * &apos; *

a ere principe ser det ülin:,6e par le gouvernement ennemi lui,m8me. Eii pratique,
noüs trouverons que cha4ue gouvernemeiit&apos;bli pour pouvoir maintenir $es echanges
avec.1&apos;6tranger,permettra.l&apos;importationdesarti
-dises qu &apos;il jugera Tout ce qui reste serajug6 de &gt; dtbit cQntrebande&apos;xie
guerre. Autrement dit, en fait, la liste de contrebande sera dress6e non,par-le-Zouvernement
qui cherche ä la saisir, mais par son adversaire. Nous saisirons toutes les marchandises.
dont notre ennemi Ine dHend pas l&apos;importation dans sön&apos;pays.

Der Lehrer der Offiziere der britischen, Flotte zeigt uns -hier mit utiverhohlenem -

Zynismus, daß der Banngutbegriff für unsere Gegner nur noch dem Name4 nach best
I

und daß dieser Gegner glaubt, unter dem Schutze dieser Bezeichnung mit- voller Will
verfahren, zu dürfen.

6o) Pietromarchi a. a. 0. führt eine Ladung Tonnen -Sand an, die auf,
der Fahrt von Belgien nach Neapel beschlagnahmt wurdIen, - Strohhüte, leere, Säcke,
Füllhalterschreibfedern, u. s. f.

4*
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gewiesen- zu werden;- es genügt der Nachweis der Bestimmung für das

feindliche, Gebiet;- So hat das britische Prisengericht im Fall des Dampfers
Neufundland die aus Dosenhummer - Lebensmittel sind nach der

englischen Baniigutliste bedingtes Banngut - bestehende Ladung
eingezogen,&apos;weil. sie. nach Hamburg unterwegs War 61); es hat, die Frage
nicht gestellt, ob die Ware für die feindliche Streitmacht bestimmt war,

und hat Lebensmittel als&apos;unbedingtes, Banngut behandelt.

Die, englische Praxis ist aber, noch weiter gegangen und hat das

Erfordernis der feindliche:n Bestimmung, ein wesentliches

Merkmal des Banngutbegriffs ist, aufgehoben. Sie läßt die bloße Mög-
lichkeit J.er Wiederausfuhr der für neutrales Gebiet bestimmten

I

I Ware völlig genügen6-2.), selbst wenn der Verkäufer und der Käufer der

Ware- nicht die Absicht haben, die Ware in das feindliche Ausland zu

versenden.- Außerdem bürdet sie dem Eigentümer der Ware den Beweis

aufl daß die Ware-unter keinen Um-ständen aus dem neutralen Gebiet

direkt -oder -indirekt dem feindlichen Gebiet zugeführt werde. Das setzt

nicht nur, eine umständliche Garantieerklärung des Empfängers, sondern
im -Grunde eine staatliche Kontrolle des ganzen Warenverkehrs im

neutralen, Bestimmungslande voraus.. Der Grundsatz- der fort-
I

gesetzten Reise wird auf alle Güter, nicht..b.loß auf das unbedingte
Banngut angewendet. Das folgt aus der Absicht der britischen Re-

gierung, eine möglichst vollständige Einfuhrsperre-, über - das Land des

Kriegggegners zu verbärigen. Diese muß jede Ware erfassen, die mög-
;ise später einmal durch- den neutralen Empfänger im neutralenlichetwe

Land in dag feindliche Gebiet, ausgeführt werden könnte.

Selbstverständlich kann die, Bestimmung der Ware i in Au genb 1 i,c k

Ider Beschlagnahme, auf die es- nach dem Prisenrecht. ankommt,
bei diesem Verfahren nicht Mehr maßgebend sein. Auch Güter, -die der,

neutrale Empfänger, für den Verbrauch im eigenen Land :erworben hat

und einzuführen wünscht, werden der Wegna.hme unterworfen,&apos; wenn

:ht ausgeschlossen ist, daß er oder einer seiner Rechts&quot;die Möglichkeit niC

nachfOlget in einem, späteren, Zeitpunkt die Ware in das, feindliche Ge-

bief auszuführen beabsichtigt&quot; oder daß eine ähnliche Menge derselben
Wate, die bereits im neutralen Lande lagert, mit Rücksicht :.auf diese

Einfuhr ausgeführt wird.

Auch- das formelle Prisenrecht, wie es* bisher üblich und in der,

Londoher_Seerechtsdeklaration kodifiziert war, ist von der britischen

Regierung vollkommen beseitigt, worden., Die Aphaltung und Durch-

suchung der neutralen Schiffe findet nicht mehr auf hoher -See statt,
vielmehr werden sie gezwungen einen von der britischen Regierung

Lloyd&apos;s List vom 13. Dezember 1939.

6z) Pagegen schon im Weltkrieg: Staatssekretär Lansin der Note vom 21. Okr9
tober igi5, For. Rel. igi5 SUPPI., s. 581.
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bestimmten Kontrollhafen anzulaufen, und werden dort so lange fest-
gehalten, bis der Eigentümer der Ladung den Nachweis daß
die Wiederausfuhr in Feindesland ausgeschlossen ist. Der Neutrale
muß die sehr erheblichen Unkosten und Aufwendungen wie Lotsengeld,
Kaigebühren, Hafenabgaben, Liegegeld, Lösch- und Lagerhauskosten
bezahlen und natürlich. den aus der Zurückhaltung entstandenen Ausfall
an Gewinn und die Kosten für den Unterhalt der Besatzung und Fahr-

gäste tragen.
Die Verlegung der Durchsuchung von der hohen See in die eng-

lischen Kontrollhäfen hat ihren Hauptgrund darin, daß an die Stelle
des Prisenrechts eine völlig anders,geartete allgemeine Einfuhrsperre
gesetzt wurde. Nach, dem Prisenrecht der Londoner Deklaration ist es
auf Grund der dort enthaltenen Unterscheidung zwischen unbedingtem
und bedingtem Banngut und der Vermutung für die- feindliche Bestim-

mung dem Kommandanten des anhaltenden Kr durchaus

möglich, eine vorläufige Entscheidung darüber zu treffen, ob die Ware
als Banngut zu beschlagnahmen oder freizugeben ist. Die endgültige
Entscheidung über die Einziehung&quot;der Ware darf nach rSeekriegsrecht:
nur das Prisengencht treffen.

Wenn aber, wie,das die britische RegierÜng-getan hat, das Prisen-&quot;&quot;
recht durch die &apos;allgemeine Einfuhrsperre ersetzt wird, so kann das,
umständliche Verfahren der Nachprüfung&quot; ob die Ware&quot; auch wenn sie&quot;,.

bei der Anhaltung nicht für das feindliche Land -bestimmt war, mög
licherweise. doch einmal dahin ausgeführt, werden könnte, natürlich nicht
auf hoher See durchgeführt werden.

Auch le sonstigen Voraussetzungen, von denen die britische. Re-,
.ubnis zur Aus- und Einfuhr neutraler Ware&apos; abh.glerung die Erla n ängig

macht, können auf hoher See,nicht nachgeprüft Werden.
,Auch die weiter Vorschrift setzte en in ihre&apos; Prisene n die Brit m 7

verfahren außer Kraft, nach welcher die Entscheidung über die feind-
liche Bestimmung der Ladung nur auf Grund der an Bord des an-

gehaltenen Schiffes vorgefundenen Papiere getroffen werden dart aber
nicht auf Grund von Umständen, die sich aus anderen Quellen ergeben.
Im Weltkrieg hat der amerikanische Staatssekretär.-in seiner Note.vom
7. November 1914 der britischen Regierung dahingehende Vorhaltungen
gemacht. Schon am ig. November 1914 wiederholte er seinen- Protest,
dagegen, daß amerikanische Schiffe so lange zurückgehalten würden,
bis die Bestimmung der Ladung aus anderen Quellen als den Schiffs-

papiere&apos;n festgestellt sei. In diesem Zusammenhang- hat -der amerikanische
Staatssekretär: wiederholt darauf hingewiesen, daß: Aufbpngung
eines Schiffes nicht der bloße Verdacht feindlicher Bestimmung genuge,
daß vielmehr der Nehmer den BeweiS, dafür zu erbringen,habe 63).

63) For. Rel. 19.14 SuPPL, S. 339, 344, 374, 375-
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Die Verlegung der Untersuchung des Schiffes von der hohen See

in einen Kontrollhafen bedeutet- für den Kriegführenden insofern eine

wesentliche militärische&apos;Erleichterung, äls das anhaltende Kriegsschiff,
- sofort für neue militärische Operationen frei Wird, nachdem es dem

Handelsschiff die erforderliche Kursanweisung erteilt hat. Darum sah

:ein Ausschuß von amerikanischen Flottensachverständigen in dieser
-

Methode eine unmittelbare Hilfe-für die Streitkräfte Kriegfüliren-
den 64).

Heute erstreckt sich-die Untersuchung durch die britischen See-

streitkräfte oder die,im Kontrollhafen lediglich darauf, ob das Schiff
und- seine gesamte Ladung durch Navicerte gedeckt sind. Die Wegnahme
von Schiff und Ladung erfolgt nicht mehr wegen,Beförderung-von-Bann-
,gut, sondern weil das Schiff oder seine Ladung keine Erlaubnis der

britischen Regierung zur Seefahrt besitzt.
Da der Gegenstand der Nachprüfung ein anderer geworden ist,

muß auch das Verfahren geändert werden, Es handelt sich also -nicht

ürn&gt;eine bloße Verlegüng der Untersuchung von der hohen See in den

Kontrollhafen, sondern um eine völlige Änderung des ganzen Ver-

falir en s. Wenn auch weiterhin in England -von Prisenrecht und, Prisen-
verfahren 7 die Rede, ist, - so mag es sich um einzelne Fälle handeln, die in

Aen&apos;alten Formen behandelt, werden, uin den Schein zu erwecken, als

ürde -noch nach -Prise-nrecht,verfahren. Man sucht in den Augen einer

unwissenden und kritiklosen -Öffentlichkeit die völkerrechtswidrigen
-Maßnahmen der Einfuhrsperre durch die unzulässige auf das

Prisenrecht mit dem Schein der Rechtlichkeit ZU Umgeben. Tatsächlich

aber wird die Einfuhrsperre, Wie gleich zu zeigen sein wird, durch eine

besondere Organisation durchgeführt, die iu Großbritannien,- in den

Ausfuhr- undEinfuhrländern unter w--itgehender Beteiligung und Duldung
*

dieser, neutralen Staaten arbeitet und den gesamten- neutralen Handel

kontrolliertund leitet.

&apos;Von, Kriegsbeginü an hat -die britische Regierung die ne-Utralen *

Schiffe zur Untersuchung-in einen Kontrollhafen,. nach Weymonth, Kirk-

Wall, den Downs, Gibrä.Ita-r&quot;Haifa bringen lassen und an die Neutralen

den Rat erteilt, diese Häfen freiwillig anzulaufen. In - diesen Unter-

suchungshäfen wurden die Schiffe &apos;meist wochenlang zUrUCkgehalten
um,dieN&apos;ei sichdenForderungen .der britischen Re-9

gierung- zu unterwerfen, So verlangte man, daß die - Ladu.ngsmanifeste,&apos;
wie überhaupt, alle Schiffspapierejn. englischer, Sprache und&apos; in doppelter
A-asfe Box u&apos; mitgefüh 1n den Sehiffspapieren, ins--t Wer4en
beso4dere, in den ..11 sollen. genaue Angaben über die

Ware., über den Verkäufer,undden Empfänger gemacht.werden. Order-

64) For. Rel. 1915. Suppl., S. 58o.
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Konnossemente sowie Konnossemente an Banken und Si)editeure sollen
nicht vorgelegt Werden, da sie,den Verdacht der feindlichep,13e&apos;sti
erwecken 65)..

Es wird den Ausfuhrfirmen der,,neutralen Länder nahegelegt, sich
vor Versendung der Ware mit den britischen Ko4su.Igrbehördenl im
Ausfuhrland in Verbindung zu setzen und von.diesen einen Geleitschein

zuerwirken....Dadurch soll:das,Prüfungsverfahrlen in-den Kontrollhäfen.
abgekürzt werden.. Erfolgt die Prüfung im Kontrollhafen, lohne daß ein
solcher Geleitschein vorliegt, so erstreckt sich,diese auf den ferneren
Verbleib der versandten, Ware. im EMpfangsland. Zu. diesem Zweck&quot;&apos;
wird der britische, Konsul des Empfangslandes mit Erhebungen,darüb,er
beauftragt, was,der Käufer mit der Ware vorhat, ob hinreichende
Sicherheiten dafür bieten kann, daß eine Wiederausfuhr unterbleibt.
Auf Grund der Ermittlungen des Konsuls, entscheidet der Banngut-
ausschuß in London über Freigabe oder Besch.lagnahme der&apos; Ware.
Dieses, Verfahren ist umständlich und erfordert Zeit,. Es setzt die Mit-
Wirkung des neutralen Käufers und der im Lande bestehenden ljapd
und Industrie-Organisationen voraus..

Angeblich aus Entgegenkommen gegen die, neutralen Verkäl
und um die Untersuchungszeit in den Kontrollhäfen abzukürzen&quot; werde-.
nicht lange nach Kriegsbeginn das.schon im Weltkrie e aus eb.ljete,g ..gli&quot;-I-I
Institut des N avic e r t S 66.), das eine Art. Waren-paß oder Geleitschein ist-
wieder in Kraft.gesetzt. Vor Verschiffung der Ware kann der.Verkälufer
bei dem britischen Konsul oder der britischen Kpntrollbehörde ipi Ve
sendungslan.d.einen.,Antrag auf Genehmigung der Versendung.stellen.,
Zu diesem Zweck:m#ssen alle das ,Schiff seine Ladung (Art der

Ware, Gewicht, Absender, Empfänger, letzter Ein fäÜ bem;p nger usw.

-treffenden Angaben und Papiere, sowie die von, den britischen Behörden

geforderten Garantieerklarungen eingereicht werden. Der Antrag. wird
an den Banngutausschuß&apos;in London weitergeleitet, der prüftl. ob., die zu

versendenden Waren. im neutralen Bestimmungsland verbleiben. Dabei
werden die personlichen Verhältnisse des Empfängers, &quot;die Möglichkeit
einer Wiederausfuhr in feindliches Gebiet untersucht; aber auch, geprüft,
inwelchemVerhältni,sdie.1,adung.zuden.füi-dasn,eutraleB,stimmungs-&quot;e

land festgesetzten Einfuhrquoten steht.

Navicerte werden, von den britischen Behörden in, den Vereinigten
Staat Brasilien, Argentinien und. Uruguay für Sendungen nach -

Belgien, Bulgarien&gt; Dänemark. Estland, Finnland. Griechenland, Island,
jAlien, Jugoslawien, Lettland, Litauen.- für die Niederlande. Norwegen&quot;

&apos;65) Vgl. die amerikanische Stellungnahme gegeÜ,dies6*britische Praxis in den Noten
vom io. November 1914 und 26. Dezember - F r&apos; Rel: i1914, &apos;? - 914 SuPPI., S. 344; 372ff.

66) Stödter, Wer Navieerts nimmt, ist nicht neutral; Deutsche Allgemeine Zeitung
vom 24. August 1940; vgl. Frankfurter Zeitung vom 29. März -1940.
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Portugal, Rumänien, Schweden, die. -Schweiz, die Türkei 67) ausgestellt *.

Pietromarchi teilt in seinem Bericht mit, daß das Navicert-System
tatsächlich nur in drei Häfen Amerikas funktioniere, und daß selbst hier

Schwierigkeiten ohne Ende für die Erlangung dieses &apos;Geleitscheins

bestünden. DasNavicert werde für bestimmte Waren, Wie Metalle, Gummi,
Wolle, Rizinussamen, grundsätzlich verweigert; dasselbe galt für Öl-

sen4ungen nach Belgien, Holland und Dänemark, da angeblich die Ein-

fuhr in diesen Ländern den normalen -Bedarf überschritt. Selbstver-

ständlich wird die Ausstellung eines Navicerts verweigert, wenn :der

Verkäufer oder der Empfänger auf einer schwarzen Liste steht. Daß der

Besitz eines Navicerts nicht vom Zwang zum Aufsuchen eines Kontroll-

hafens befteitl ja nicht einmal gegen Festhaltung -und Beschlagnahme
deil Waren schützt, geht aus den Berichten von Pietromarchi deutlich

h.ervor,&apos; besonders anschaulich schildert er, wie ein und das Schiff

trotz Navicerts zwei-, und dreimal angehalten und in Kontrollhäfen

verschickt wurde. Die -Ausstellung eines Navicerts bedeutet im übrigen
nur eine vorläufige Genehmigung der Vetsendung der Ware.

Ein Verkäufer, dem die Ausstellung eines Navicerts verweigert
I wurde, wird es,kaum wagen können, seine Ware trotzdem nach dem

neutralen BestiMmungslande zu versenden. Er muß &apos;bestimmt damit

tumrechnen, daß die-Ware als Banngutoder gar als feindliches.Eigen
eingezogen: wird. Gegen die Verweigerung des Navicerts- gibt es keine

Beschwerde keine Anrufung des Prisenggerichts, dessen Tätigkeit vielmehr

gerade -durch dieses Verwaltungsverfahren ausgeschaltet werden-soll.

Die Ausstellung des Nävieerts verschafft den-britischen Behörden

reichlich Gelegenheit, die Handelsverbindungen des Absenders wie des

Empfängers kennen zu lernen und dadurch nahezu den ganzen neutrpLlen
Handel zu lenken. Durch grundsätzliche Verweigerung des Navicerts

I
I für einzelne Rohstoffe können wichtige Zweige des Außenhandels eines

neutralen Landes völlig unterbunden werden. Dasselbe kann geschehen,
wenn große Firmen, die vor dem Kriege. Lieferungen nach Deutschland

auszuführen pflegten, auf eine schwarze, Liste gesetzt werden. Weiter

geben dieFinanzierung derAusfuhr, die Versicherung der zu versendenden

Güter sowie die Verträge über den Transport der Waren neue Gelegen-
heiten, den neutralen Handel zu behindern.

Die Wiedereinführung des Navicertsystems dient., wieder britische
I I Minister für die Führung des W,irtschaftskriegs&quot;, am 39. Juli 1940 im

Unterhaus ausgeführt hat, vor allem zweiZwecken, einmal soll durch

die es System eine Versehärfung der Bleeka - reieht wer n, s-odaii-nde er

soll es,eine unnütze Überbeanspruchung der britischen Flotte vermeiden

helfen. der&apos;Neutralen bei dem Navicertsystem dient

also unmittelbar der militärischen Entlastung Großbritanniens.

67) Times vom 2. januar ig
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Eine Ware reist nicht über das. Meer, wenn,sie nicht von einem

Ursprun.gszeugnis der Kontrollbehördm begleitet ist&quot;stellt Pietro-
marchi fest. Auch dieses Zeugnis Wird mit größter Willkür ausgestellt
oder verweigert. Verweigert wird, dieses, Zeugnis&apos;, wenn der Verdacht
besteht,&apos; daß in &apos;der aiiszuf Ware, mehr als 25 0/, deutschen
Materials oder deutscher Arbeit enthalten sind, was sich im Einzelfall
kaum feststellen läßt. Das Zeugnis wird selbstverständlich auch. dann

- nicht ausgestellt, wenn der Empfänger auf einer -schwarzen Liste steht
oder irgendein Interesse eini Feindes an der, Versendung besteht. Es

genügt eine bedeutungslose Kapitalbeteiligung eines Feindes, die An-

stellung feindlicher Staatsangehöriger im Betrieb,- derAbschluß irgend-
welcher Verträge mit solchen Personen, auch wenn diese Verträge sich
nicht auf die in Frage stehende Ausfuhr beziehen.

Weiter wird von den neutralen Importeuren- eine Bürgschaft ver-

langt1 daß kein Teil der im Verzeichnis aufgeführten Waren noch die

etwa aus ihm hergestellten Fabrikate direkt oder indirekt in irgendeiner
Form nach dem Deutschen Reich. öder einem.unter seiner iloheit oder
Kontrolle stehenden Gebiet befördert werden, und daß bei.einem Verkauf
e

in e,in anderes neutrales Land eine ähnliche Sicherstellung erfolgt. Der

Empfänger hat dem britischen Konsul. gegenüber sich zu verpflichten, -

alle Urkunden über die geschäftlichen Vereinbarungen diesem auf Ver-&quot;

langen auszuhändigen. Er muß weiter die Verpflichtung übernehmen, für:
den Fall der Genehmigung der Lieferung nicht. etwa eine ähnliche Menge
der erwähnten Ware aus den im neutralen Lande vorhandenen Be§tän7-

den auf direktem oder indirektem Wege nach Deutschland zu verkaufen.
Zu diesen Garantien tritt noch eine weitere hinzu, die ebenfalls

1 dazu dienen soll, die Weiterleitung der Waren. aus dem neutralen in das
feindliche Land zu verhindern, es ist die, ho.ld back-Garantie. Der

Kapitän des Schiffes hat im Köntrollhafen die Erklärung abzugeben,
daß alle nicht, durch ein, Navicert gedeckten Warew im Bestimmungs-
hafen den englischen.Konsulatsbehörden zur Verfügung gestellt werden,
bis eine einwandfreie Verbleibsgarantie abgegeben ist. Kann nicht be-
wieseii, werden, daß, die Ware im neutralen. Bestimmungsland verbleiben

wird, so soll sie von den, britischen Behörden beschlagnahmt werden
können; auch muß sie &apos;dann von der Schiffahrtsgesellschaft auf deren&quot;,
Kosten zum Kontrollhafen, gebracht werden.

;
111

_

Wenn die Ware schließlich doch im neutralen Bestimmungsland
eingetroffen ist, so muß der Empfänger der Ladung sich an dasbritische
Konsulat wenden und sich&apos;durch Vorlegung seiner Handelskorrespondenz,
ausweisen. Auch er muß eine Verbleibsgarantie, wie der Absender sie,

zurErlangungdesNavicertsgeleistet&quot;hat,&apos;abgeben.und,sici
,verpflichten, den britischen Konsul sofort, in Kenntnis- zu setzen&quot; wenn
die Absicht besteht, die Ware wieder auszuführen.
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Wie in dem Bericht von Pietromarchi zu lesen ist, sollen die bri-

tischen Beh6r4en neuerdings,verlangen, daB sdmtliche Kaufleute in dem

Augenblick, in dem sie die Waren --,vom Importeur erwerben, eine ähnliche

Garantie leisten.- Man will auf- diese Weise dem Weg der Ware durch

die ganze Reihe der Zwischenhdndler bis zu ihrer Endbestimmu.ng
nachgehen*kbnnen.

Die neueste Form der Wirtschaftssp erre.

Im Laufe des Monats Juli 194o hat die Einfuhrsperre- eine erheb-

liehe Verschärfung erfahren. Am 2. Juli wurde sie auf alle Gebiete aus-

gedehnt, die vom Feinde besetzt sind oder sich in feindlicher Gewalt

.befinden. Am 30. Juli erklärte der britische. Minister lür die Führung
des Wirtschaftskrieges im. UnterhauS 68):

#German occupation of the. West European coastline from the

North Cape to the Pyrenees has greatly changed the conditions of the

economic war. The German Armies have succeeded.in overrunning a

large part of Western Europe, but the oversea imports which they
require are still barred from the seas commanded by the Royal Navy.
Many fewer ships are now engaged oil legitimate neutral trade between

Europe and the&apos;Americas. Moreover, we must now control, not only
shipping approaching the Mediterranean or the Nortlf Sea, but all ship-
ping crossing. the Atlantic.

To apply this control in the old way would mean diverting many
ships far out of their cours to contraband bases in British waters, either
in this island or in, West, Africa. To avoid imposing &apos;such grave, incOn-

venien.ces, upon shippers, shipowners, and crews, his Majesty&apos;s Govern-

ment have decided to extend the&apos;navicert system, to all seaborne goods
.consigned to. any European port,&apos;as well asto certain Atlantic islands

and to, certain neutral ports in North Africa.. In future. ships sailing.
from&apos;a. neutral port to any such destination must obtain navicerts for

all iteIIns of Cargo, and in, addition a ship navicert at the last port of

&apos;loading. Any consignment not navicefted and any ship witboutl a- --ship
navicert, will henceforth be liable to seizure by our patrols. Thesame
rules will apply to outgoing trade. Ships sailing from European ports,

qertai neutral pd ts in o thor from certain Atlantic islands, or from n r N&apos;r

Africa, must have,certificates of non-eneMy,origin for,all.items of their

cargoes, and any ship whose cargo is not fully certificated will be liable
&apos;to* be seized, -together with all uncertificated items of the eargo. An

_Order-in-Council giving effect to these changes will be issued forthwith.
It.has been suggested in some. quarters that we intend to extend

the blockade to certain neutral countries. Tb-is. is not so. Where sup-

plies can reach such neutral§&apos;without the risk of falling into the hands
of the enerhy we shall-grant navicerts on such a.scale as to allow imports

A adequate, for domestic&apos; consumption,..but not for re-export. to -other

countries. Moreve1r, it will be the policy, of his Majesty&apos;s Government

.68) Times vOm 31. Juli 1940. Vg1. auch Fninkfurter Zeitung vom 6. August 1940;

Reldzioni Internaziona.1i, Jahrg. VI, -No. 32, S-&apos;&apos;1,243.
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not merely to allow such adequate -supplies to pass through our controls,
but to assist neutral, countries to obtain them.

These measures will greatly benefit those. engaged in honest neutral

trade. Delays in such trade, due to the exercise of our controls, will be

much reduced. the same time a heavy blow&apos;will bestrucka
who seek to elude our controls and to, carry supplies either to or from
the enemy

After a most careful review of all the circumstance.s, his Majesty&apos;s
Government have now decided, with regret., that in present conditions

Ahey must treat all metropolitan France, as wdl&apos;as Algeria, Tunisia,
and French Morocco, in the same manner, for the purposes of contra-

band and enemy export control, as enemy controlled. territory.. Goods
destined for these territories, are, therefore, liable to be seized as contra-

band, and goods originating in, or owned by persons in, such territories

are liable to be placed in prize.
These steps, which I have now announced, are designed-to smooth

the path of genuine neutraltrade, while increasing the strength of our.

blockade and avoiding -all, unnecessary calls upon the Royal Navy.&lt;&lt;

Der Mißbrauch, der hier&apos;mit dem Begriff des Bannguts getr,ieben
wird, liegt auf der Hand. ES&apos;ist eine dürftige Ausrede, deren Unwahr-

haftigkeit keinen Menschen mehr täuscht, diese Sperre über das fran-

zösische Gebiet als Prisenverfahren und-Banngutkontrolle bezeichnen
zu wollen. Eine ungeheuerliche--Maßnahme, wenn man bedenkt, daß sie

sich gegen den Verbündeten von gestern richtet, gegen ein, Gebiet, das

im Rechtssinn weder als feindliches noch als vom Feinde besetztes Gebiet`

anzusprechen ist! Die, französische Regierung könnte zum mindesten

verlangen, daß Frankreich ähnlich wie ein neutrales Land. behandelt
wird. Freilich wäre der Vorteil nicht: sehr, erheblich, da-die britische Re-;

gierung dazu übergeht, die neutralen Staaten beinahe wie feindliches

Gebiet zu behandeln.

-

&apos;Aus der Erklärung, des britischen Ministers ergibt sicil, daß alle

e aus den,VereinigtenWaren aus neutralen Ländern&quot; also insbesonder

Staaten und Latein-Amerika, die nach irgendeinem. neutralen Staat in

Europa oder nach dem neutralen Nord-Afrika, den Azoren, ,den Cap
Verdischen. Oder.den Canarischen Inseln bestim&apos;n sind, den Vorschriften

der britischen Seesperre unterworfen werden. Das NavicertsYstem ist

jetzt über die oben genannten Länder hinaus auf Spanien, j Portugal,
SpaniS&apos;Ch-Marokko

&apos;

Ü die i ernationale Zone Marokkos, Ungarn, dieun nt

spanischen und portu* iesischen Inseln im Atlanfik und das europäische9
,Rußland ausgedehnt. Die Sperre der. Einfuhr,in den genannten Ländern

2

und Kolonien wurde, insofern. erheblich,verschärft, als, künftig die ein-

geführten Waren ausschließlich für &apos;den heimischen Verbrauch- bestimmt
11

sein&apos;müssen und eine Versorgung in den einzelnen Warengattungen nur

für zwi&quot;i Monate erlaubt wird.

Noch in seiner Unterhausrede vom 18. MäTz i94o hatte Minister,
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Cross eine Beschränkung der Einfuhr der Neutralen auf ihren eigenen
Bedarf mit der Berufung darauf ausdrücklich abgelehnt,

Ahat we are subject to certain limitations, by international law. We
have no right to seize shipments right and left, at our own sweet will.

We are not in a position to ration regardless of the law, because
that would be blockading neutrals, and I should&apos;be earning the title,
which is being gratuitously conferred upon me by the Hamburg wireless,
of -Minister of Piratical Warfare&quot;69).&lt;&lt;

Nach diesen Ausführungen, hat der britische Minister für die Führung
des Wirtschaftskriegs durch seine Maßnahmen v0111 31- Juli 194o nun

doch noch den Titel verdient.

Die britische Regierung verlangt nunmehr bei allen von Übersee
in Europa und Nordafrika eintreffenden Schiffen und Ladungen ein

Navicert und bei allen nach Übersee fahrenden Schiffen und Ladungen
ein Ursprungszeugnis. Das Navicert muß der Exporteur im überseeischen

&apos;Au$stellunAusland beim britischen Konsul beantragen, der durch die 9
des Navicerts eine vorläufige Genehmigung für die Absendung der Waren
erteilt. In ähnlicher Weise&apos;haben die Exporteure in Europa ein Ur--

sprungszeugnis (Manifest) zu beantragen, durch das vorläufig anerkannt

wird daß die aren nicht feindlichen Ursprungs sind und daß derFeind

an -ihnen nicht interessiert ist. Bei &apos;der Ausfuhr von Waren aus dem

britischen Gebiet ist eine Ausfuh&apos;rlizeüz erforderlich. Ausfuhrlizenz und-

Ursprungszeugnis stehen dem Navicert gleich.
Neben dem Navicert für die&apos;Lädung ist noch ein besonderes Schiffs-

navicert erforderlich, das der Schiffgkapitän bei dem britischen, Konsul

beantragen muß und durch das bescheinigt wird, daß die -ganze Ladung -

durch Navicerte gedeckt ist. Bei Fahrten. von; Europa nach Jbersee,
wir&amp; entsprechend das. Schiffsnavicert erteilt, wenn die Ladung voll

ständig durch UrsprungszeugtiisSe oder AuSfuhrlizenzen gedeckt ist.

jede nicht durch ein Navicert oder Ursprungszeugnis gedeckte Ladung
wird als Prise beschlagnahmt, ebenso wie - ein Schiff das. ohne Schiffs-
navicert - von britischen, Patrouillenschiffen angetrIOffen wird. Es wird
dabei die Vermutung aufgestellt, daß sie nur deswegen kein. Navicert

besitzen., weil ihnen ein solches verweigert wurde, und daß sie daher

wissentlich,Banngut oder Waren. feindlichen Ursprungs führen.
Die - britische Regierung, hat, eine neueste Maßnahme gegen den

neutralen. Handel getroffen. Sie verlangt. nunmehr 69a) von den neutralen

69) Parl. Deb. H. C., Bd- 358, SP- 17822.
Der britische Schiffahrtsministe führteIierzu am 30- Juli im Unterhaus aus:&apos;

Ahat the course of the war had made necessary new measures for the control of shipping.
A large volume of shipping was already under British aiiid Allie&amp;control, and this included

a.substantial tonnage of neutr. shipping on British time. charter. While his Majesty&apos;s,
Government remained prepared to take further tonnage upon charter, they proposed
other measures to ensure that so far as possible shipping -which. -was not controlled by the

Allies would not find employment in trades which would in any way benefit the enemy.
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R6edereien eine Erkldrung darUber, ol sie sicb verpflichten wollen, sich.

ffirall ihre Schiffe dem Navicertsystem zu unterwerfen. Ist die neutrale, -

Reederei dazu bereit, so erhält sie auch für. eine Seefahrt, die an sich kein

Navicert erforderte, eine Bescheinigung ausgestellt.` die die Sicherheit

der Schiffahrt für diese Reederei:,gewährleisten soll. Die neutrale Reederei,
die sich.nicht bereit findet, sich in dieser Weise völlig dem Navicert-
system zuunterst,ellen, muB.damit rechnen,.daB si.ein englischen H,dfen
keine Bunkerkohle erhdlt und.ihT. auch die Mbglichkeit.zur Ausbesserung
ihrer Schiffe verweigert. wird.

))It will not be possible for some vessels of a line to run with passes
and some to try- to evade the blockade, Failure to observe the under-

taking entered into will render the offending ship liable to seizure, and

all ships of- the same line,liable to be prevented from trading70).#
Die britische Regierung konnte das. Ziel der Ein,- und Ausfuhrsperre

nur erreichen, wenn sie selbst durch. ihre Organe im Land der Ausfuhr

wie in dem der Einfuhr eine genaue Kontrolle über jede einzelne Waren-

versendung, und über deren Verbleib im Empfangsland aus0te. Sie
war dabei vor allem auf die VerspTechungen und&apos;die Aufrichtigkeit der

einfiffir&apos;exiden Privatfirmen in den peutralen Undern Europas ange-
wiesen sowie auf die Aussagen der neutralen Käufer über das weitere&quot;
Schick.sa.1 der Waren im Bestimintingsland. Eine genaue Kontrol-10. I

Aarüber, daß solche Waren, nicht doch auf irgend einem Wege in. das,
feindliche Gebiet gelangten, konnte auf solche Weise nicht. geübt werden.

Darum hat die britische Regierung seit Beginn des Krieges ve,

Hitherto the widespread and important. shipping facilities under British control-
had been freely available to all vessels., Such facilities included the provision of bunkers,,

dryand repairing, insurance, stores, and many minor services. It was not reason-

able that these. facilities should continue to be freely available.to shipowners who did not&apos;

render commensurate service in return, or to those who failed to satisfy his Majesty&apos;s
Government that they would refrain from carrying on trade wliicl; would &apos;be inj uriouls
to the -Allied war effort-,

The possession of a ship&apos;s navicort for every,voyage,to which the navicert system

applied would be essential... Neutral owners, who had notalready entered into satisfactory
arrangements on these lines wereinvited to do so and tosu y hisMajesty&apos;s Gorvern.mentppl,
with such particulars as might be necessary to establish the character of the trade on,

which their-ships were enga Those who gave acceptable undertakings would receive

for each of their ships a pass palled a ship&apos;s warrant which Would assure them of continued.

access to the available commercial shipping facilities under British control. Ships which

were unable to produce warran would be subject to -separate inquiries on each

occasion on which they desired facilities under British control.. This must, at least, mean

delay and inconvenience.. He hoped that all shipowners affected would lose no time in

signing the necessary undertaking themselves or instriipting their London representatives.,
to do so.

The scheme came into operation forthwith. Shipowners or their representatives,
desirous of participating in the scheme could obtain information as to-the undertaking&apos;
required and as to the scheme generally by application to the Ministry of Shipping.((

70) Times, vom i. August 1949.
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sich der&apos; amtlichen - Mitwirkung der neutralen Länder bei der Verhin

derung der Wiederausfuhr aus Übersee eingeführten Waren zun, ver-

sichern.
Schon Anfang vSeptember i939 hat im&apos;-übrigen die britische Re-

gierung an eine. Reihe von neutralen Staaten Noten 71) gerichtet in

denen sie ohne irgendeine,Berufung auf Banngut- oder Prisenrecht die

Lieferung :von &apos;; Rohstoffen, - die zur Fortsetzung des Krieges verwendet,

werden können, wie Kohle, Petroleum, -Metalle, Nitrate an ein krieg-
führendes Land verbietet. In kategorischem, Ton wird hinzugesetzt:
Die neutralen, Länder, die nach ihrer. geographischen Lage -

ihren Handel

mit Deutschland ungestört fortsetzen können, müssen die Ausfuhr der

genannten- Stoffe vollständig einstellen. Es ergeht hier also ein ganz

allgemeines Handelsverbot. Ferner wird jede Erweiterung des Waren-

austausches&apos;mit, Deutschland als&apos; Neutralitätsverletzung erklärt. Der

Durchführung dieser,-Maßnahmen, wird ein Prozentsatz des nachge-
wiesenen Warenaustauschs zugrunde gelegt, wie er in den letzten drei.

Jahren stattgefunden hat 1 Auch soll eine Ersetzung der genannten Roh

stoffe im Warenaustausch des neutralen Landes mit Deutschland durch.

andere Waren nicht gestattet sein. Bei der Errechnung des Umfangs.
des Warenaustausches während der letzten, drei Jahre soll, darum. die

Ausfuhr- der genannten Rohstoffe, außer Ansatz bleiben. Die Durchfuhr

von, Waren durch ein neutrales Gebiet nach Deutschland, wird von der

britischen Regierung nicht zugelassen.und, als Verletzung der Neutralität

angesehen., Diese zu Kriegsbeginn an die neutralen Staaten gerich- &apos;

-tetei! Forderungen haben mit dem Banngut- und Prisenrecht überhaupt
nichts zu. tun und sind. Mit den Grundsätzen der Neutralität nicht, zu

vereinen.

Navicertsystem bedeutet eine Einmischung der -britischen

Konsular- und Kontrollbehörden in den, Überseehandel der. neutralen

Länder; die Ausfuhr und entsprechend die Einfuhr im Bestimmungsland
wird von britischer. Genehmigung abhängig gemacht. Britische Beamte

verlangen im neutralen Ausland Auskünfte. jeder Art über Handels-

betrieb Gesc,häftsbeziehungen, über die Nationalität- des, Kapitals
und über die, Zusammensetzung des Personals, britische--Behörden
lasseii. durch britische, Buchprüfer die A#gaben, der neutralen Kaufleut.e

nachprüfen., Britische. Behörden, MaßAn sich damit Amtsfunktionen
in neutralem Lande an, di Aurch keinen Handels- oder-&apos;K nsularvertrag,le 0

durch keine Regel des Xriegs:- oder. Neutralitätsrechts gedeckt sind.&quot;-
Einzelne neutrale Länder wie Belgien, Holland und die Schweiz haben

den Versuch gemacht, den Bewohnern, ihres Gebietes zu untersagen,
sich&apos;der.AÜfsicht&gt;sölcher&apos;Personen zu unterwerfen, die,für einen: fremden

Staat auftreten.

71) Börsenzeitung vom 17. September 1939, Mitteilung&apos;des D&apos;eutscheÜ Dienstese-
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Durch solche Verbote haben die neutralen Staafäi nicht etwa die,&apos;

britischeAnmaßung zurückgewiesen, vielmehr haben,sie nunmehr die von
Großbritannien geforderte Kontrolle, - d. h. Verhinderung der Ausfuhr
in das Gebiet: der britischen Kriegsgegner, selbst übernommen. - Das

geschah auf verschiedene Weise in den einzelnen neutralen&apos; Ländern&quot;
wohl meist auf Grund&quot;,eines sogenannten Garantiever-tra den der

neutrale Staat- mit Großbritannien wie&quot; auch mit, Frankreich abge-
e,o leschloss hat. Die-Garanti- d* -in diesen Verträgen versprochen wird,

sibeziehü. Ichdarauf, daß %die Beschränkung oder Verhinderung der Aus-
fuhr und. Wiederausführ in feindliches Gebiet&apos; durch - den neutralen

Stäatselbst sichergestellt wir&amp;

Die niederländische Regierung hat einen zentralen Kontrollapparat,
die Allgemeine Niederländische Einfuhrzentralb (A. N. 1. C.).,
geschaffen72). Diese.Behörde erteilt die Erlaubnis für die&apos;Einfuhr, aus

Über Die einzelne holländische Firma bat diese Behörde um die

Erlaubnis zur Einfuhr, von. Waren wie um die Genehmigung. zU&apos;bitten,
daß die Waren an die Einfuhrzentrale yon&apos;dem überseeischen. Absendet
adressiert werden. Die Einfuhr wird also insofern verstaatlicht, als sie,

nicht mehr an den einzelnen Käufer, sondern nur an die Einfuhrzentrale :

gesandt werden darf. Dadurch bekommt die Einfuhrzentrale,`eitien -i&quot;
&apos;

Überblick über die&apos;, Menge der&apos;im Ausland gekauften Waren. Auch wird
-

es der britischen Regierung erleichtertl die Einfuhr der einzelnen Güter 1.

nach ihrem Belieben zu kontingentieren..
&apos;Dieses System beruhte also darauf, daß für eine große Zaht von

Wären- die - Einfuhr aus
- Übersee verboten war und in j edem Einzelfall

&gt;
eine besondere Erlaubnis von der Einfuhrzentrale erwirkt werdenmUßte-
Das Einfuhrverbot war in einer kgl. Verordnung vom j. April 1940 13)
enthalten,&apos; die sich auf das Einfuhrnotgesetz vom Jahre 1930 stützte.
.Die Ausfuhr der auf Grund einer Sondergenehmigung eingeführten
Waren fiel unter,das Ausfuhr-verbot- von 19I4.Die &gt;Waren, dieIn dieser

Verordnung nicht&apos;genannt waren, also keiner Einfuhrbewilligungl be-w

durften, -galteii als freie Waren. Füt die Einfuhr -über sollten, die

Handelskammern,-im Namen der Einfuhrzentrale. die Einfuhrbewilligung
ausstellen,

Eine weitere kgl. Verordnung regelte -die - Ausfuhr- und, enthielt eine&apos;

Reihe neuer Ausfuhrverbote. Die Ausfuhrverbote, sowie die, Möglichkeit
.e,,lu4g 7 waren, auf Grund der, mit der britisch&apos; - Re

&apos;der Befr en glerung ge--
troffeüen :&apos;Abmachung 74). festgesetzt., Für --eihe Reihe von Waren,. be
sonders für die von Ubersee eingeführten, - sollte keiiie z Erlaubnis Z,&quot;Ui-

I

; 7z) Pas Folgende nach Nieuwe Rotterdamsohe Courant vom 6. April i94D&quot; Ochten-:,

bl.PA A.

73) Nederlandsche Staatscourant vom 5./6. April 1949, NO- 6/7-
74) Paraphiert, am 2 1. März 1940
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en Kriegführenden erteilt werden. Bei anderenAusfuhr an irgendein,
- Waren sollte eine Ausfuhr an die Kriegführenden möglich sein, wenn

auch diese an eine für alle Kriegführendeil in gleicher Weise geltende
Grenze gebunden ist. Der Handel mit neutralen Ländern bedurfte

ebenfalls im Einzelfalle einer Befreiung von den Ausfuhrverboten. Die

Ausfuhr in eine Reihe europäischer Länder sollte auf dieselbe Weise

beaufsichtigt werden wie die in kriegführende Länder. Auch diese Be-

stimmungen dienten ausschließlich, der Verhinderung einer Wieder-

ausfuhr nach. Deutschlan4.
Der offiz Bericht, dem die vorstehenden Angaben entnommen

sind, ist weder klar noch vollständig. Auch auf die Waren, deren Aus-

.I fuhr grundsätzlich, verboten ist, kannte eine besondere Bewilligung
erteilt werden, und zwar durch eine&gt; Gemischte britisch-niederländische

Kommission, in der die britischen Vertreter sicher den Ausschlag gaben,
Eine Ausfuhr dieser Güter war, also wohl. nur an die Alliierten.oder an

die ihnen genehhien neutralen Länder möglich. Bei der zweiten Kategorie
I.von, Waren sollte die Ausfuhr an alle Kriegführendenmöglich, aber an

eine für, alle in, gleicher Weise geltende Grenze, gebunden, sein. Diese

Grenze wurde bei den einzelnen Warenkategorien, im Einvernehmen. mit

der britischen Regierung festgesetzt und konnte, wie es scheint, im

Einzelfall durc -die Gemischte Kommission verändert werden. Ähnlichh

stand es mit, der Ausfuhr, nach den neutralen, Staaten; jede Ausfuhr
nach einem neutralen Staat in Europa bedürfte. einer besonderen Er-

laubnis- Hatte das neutrale Land einen ähnlichen Vertrag wie Holland

abgeschlossen, und war damit die Möglichkeit. einerAusfuhr über dieses
I

I

Land, in feindliches Gebiet ausgeschlossen, so wurde die, Erlaubnis

leichter erteilt.., Bei. der Ausfuhr in das Land eines&apos; schlechten(c Neu-.
#alen. fordert man Garantien gegen die Wiederausfuhr nach Deutsch-

land. Die Ausnabmebewilligungen zur Ausfuhr sollten den Niederlanden
gewährt werden, vor allem im Hinblick auf größere Einkäufe- in den

Balkanstaaten, da solche Einkäufe die Einfuhr Deutschlands aus diesen

Ländern&quot; die übrigens-alich zu den.schl-echten Neutralengerechnet
wurden&quot;..verri.ngerten. lin übrigen scheinen über! eIngelne Waren be-.

sQndereAbmachungen getroffen worden zu sein, wenn etwa fran- -

zösische Bedarf, während. -des. Krieges wesentlich höher war als der&apos; Vor-

kriegsdurchschnitt. ..a Dabei scheint nicht,, bloß entgegen dem oben ge-

nannten Grundsatz dem alliierten.La größere Ausfuhr bewilligt,
sondern gleichzeitig die Ausfuhr nach Deutschland, ausgeschlossen oder

stark herabgesetzt worden, zu sein.,-Die Handhabung dies.e und

Ausführverbote ist Qffenbar Gegenstand eines -geheim gehaltenen Ab-

kommens mit der britischen Regierung gewesen. Wie diese Grenze für

die Ausfuhr gezogen wurde, und was,unter der,erWähn Gleichbehand-

lung zu verstehen ist, bleibt geheim und muß, daher Verdacht erwecken.

http://www.zaoerv.de
© 1940, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


Britischer Wirtschaftskrieg und geltendes Seekriegsrecht9 65

Schon der Abschluß eines Geheiniabkommens 75), mit einer der Kriegs-
parteien, das eine Drosselung der Ausfuhr für das Land des Kriegs-
gegners zum Inhalt hat, ist eine Verletzung der Neutralitätspflichten.

,11 Auch in B e1 gi en wurde eine ähnliche Landesorganisation geschaffen.
Nach Zeäungsnachrichten76) sollte sich der belgische Importeur bei den

l Behörden ein,Formular verschaffen, das er auszufüllen und
der belgischen Behörde zurückzugeben hatte. Auf diesem Formular
wurde die Art und Menge der- zu importierendeW Güter&apos;und der. Ver-

wendungszweck beschrieben; es mußte, angegeben werden, ob die Waren
in Belgien verbraucht.oder nach Verarbeitung wieder ausgeführt, oder

ob sie direktim Durchgangsverkehr versandt werden sollten. Außerdem
-mußte sich der Importeur verpflichten, den angegebenen Verwendungs-
zweck nicht zu ändern. Auf Grund, dieser Erklärungen- machte die

-belgische Behörde Mitteilung an die alliierten Regierungen, die ihrer- -

seits die Banngutkontroll-Stellen entsprechend anwiesen. Die belgischen
.Behörden mußten eine Kontrolle. darüber ausüben, daß keine Ausfuhr-
üder Durchfuhrerlaubnis. erteilt wurde, die im Widerspruch zu den

Erklärungen der Importeure stand. Die alliierten Regierungen sorgten
dafür, daß keine Ware die Kontrollstationen passierte, wenn sie nicht

durch eine befriedigende Erklärung gedeckt war.

Nach einer Mitteiluh der Belgischen Nationalbank vom Februarng

194077) ist die Ausfuhr folgendermaßen geregelt:. Bestimmte Waren,
die für die Wirtschaft des Landes, die nationale Verteidigung u d dieun

Versorgung der,.Bevölkerung.iwtwendig sind, durften überhaupt nicht

ausgeführt werden. Anderein den Bannwarenlisten enthaltene Waren
-durften nach den kriegführenden Ländern nur im Rahmen des nor-

malen Exports ausgefühlt werden.

-utli tenFür Wieder andere Produkte,&apos;die ebenfalls auf den Banne Is

-stehen&gt; wie nichteisenhaltige Metalle,- Wolle, Baumwolle, Jute, Hanf,
Chemikalien Leder und Häute, sah da am 13. Februar 1940 zwischen

Belgien, Frankreich und Großbritannien abgeschlossene Abkommen
entweder ein vollständiges Verbot oder die Begrenzung der Ausfuhr auf

den Durchschnitt der Jahre 1936, i937, 1938 oder* eine Herabsetzung
der Ausfuhr unter diesen Durchschnitt vor., Im ,Verkeh mit` den neu-

tralen Ländern wurden gewisse Garantien für die Nichtwiederausfuhr
in die kriegführenden Länder verlangt.

.7.5) Die niederländische Regierung scheint den Geheimvertrag mit Großbritannien
,auf ihrer Flucht mitgenommen zu haben, um den Wortlaut der deutschen Re rÜnzgie
nicht bekannt werden zu lassen.

76) Neue ZÜrcher Zeitung vom 2ö. Januar 194Ö.

77) Revue des Loisl D6creis et Trait6s de de I&apos;in,stitut International de

Bd. XVI; S. 34-

Z. ausLöff. Recht u. Völierr. Bd. X.
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Ce programme, present6 aux puissances bellig6rantes, 6t6 accept6
par la France et le Royaume-Uni, qui fournissent ou contröient la-

plupart des mati premiäres import6.es par la j3eIg.ique.
Auch diese Darstellung ist weder vollständig noch genau. Nach.

den Abkommen zwischen der belgisch-luxemburgischen Wirtschafts-
m undunion mit Großbritannien und Frankreich vo ii. Dezember 1939, -

vOln I. März 1940 gibt es ebenfalls wie in den Niederlanden drei Listen

von Waren. Für die erste Liste besteht ein allgemeines Ausfuhrverbot;.
für zweite ist der frühere jahresdurchschnitt maßgebend; die Aus-

fuhr der Waren der -dritten Liste wurde im Einvernehmen mit der

britischen, und, französischen Regierung, auf einen bestimmten, Prozent-.

satz festgesetzt, -wobei, die Höhe des Bedarfs der alliierten Länder aus--

schlaggebend war. Für gewisse Artikel waren Sond,erabmachungen,
getroffen. Eine Gemischte Kommissionwar auch.hier,berufen, die er--

f,orderlichen Entscheidungen über die Erhöhung&apos;oder Herabsetzung der

Ausfuhr im Einzelfal1 zu treffen; daß die Entscheidungen im Interesse:

der Alliierten getroffen wurden, bedarf keiner Erwähnung, da die ganze

Regelung die Verhinderung einer Ausfuhr nach Deutschland zum Zwecke.

hatte.
Bestand doch diese Kommission von französischer Seite aus Ver--

tretern des Blockade-, des Außen---, des Handels-, des Finanz- und,des
Landwirtschaftsministeriums. Im übrigen,wurde die Gemischte Kom--

inissiOn dadurch begründet, daß man die Zuständigkeit,der durchdas.
Handelsabkommen vom 2i.Dezember 1936 geschaffenen Kommission-

auf :die Stre&apos;ltfra Garantleabkommen ausdehnte.- Das.gen aus diesem

Handelsabkommen zwischen der belgisch-luxemburgischen Wirtschaffs--,
union und Frankreich vom Jahre 1936 ist weder von Frankreich noch-,

von Belgien veröffentlicht worden,. so daß sich der Verdacht erhebt,..

daß bereits dieses Abkommen zur Vorbereitung eines künftigen Wirt-

sc4aftskrieges abgeschlossen wurde.

Als Gegenleistung für die außerordentlichen Handelsbeschrän-
,kungen, die,Belgien.versprechen nitißte, tauschte es, in dem Abkommen-
mit Frankreich lediglich die Zusage der französischen,Regierung ein,
daß diese, unter voller Wahrung ihres Rechts zur Banngutüberwachung,
tatsächlich nicht beabsichtige, der freien Durchfuhr der aus Frankreich
kommenden oder, einer französischen Kontrolle unterworfenen Waren
Hindernisse in den Weg zu legen, außer wenn ein genugenderBeweis.
vorliege, daß diese Waren für denFeind bestimmt seien, oder daß die.

Menge der f- die bestimmtenur belgisch-luxemburgische Wirtschaftsuniön

Waren im Verhältnis zu der normalen Einfuhr eine&apos;solche sei, Ida4 sich

die Vermutung auf Banngut, ergebe, oder, Jag die Einfuhr. gewisser für-

die Wirtschaftstinion bestimmter Produkte so wenig, den normalen Ver-

hältnissen entspreche, daß daraus eine Vermutung auf Banngut ent- -

&apos;
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stehe, -und schließlich unter nicht vorauszusehenden und außerordent7
lichen Umständen. Ähnlich lautete die entsprechende Zusage der bri-
tischen Re ierurig.91

Diese unbestimmte,Fassung machte diese Zusagen im Grunde
bedeutungslos und erlaubte jeden Zugriff. Das hat besonders die. Schweiz
zu fühlen, bekommen, der trotz ihres Abkommens mit der britischen
Regierung die Zufuhr vorenthalten und die um die Freigabe jeder.
einzelnen Schiffsladung besondere Verhandlungen führen muß&quot; obwohl
sie ihrerseits alle Vertragsverpflichtungen erfüllt. hat.

Welchen Wert diese Garantieverträge mit-,neutralen Staaten
&apos;

für,
Großbritannien und die von ihm verhängte Handelssperre besitzen&gt;
hat der Minister die Führung des Wirtschaftskriegs,- Cross in der
Unterhaussitzung vom 18. März 194o dargelegt. Er meinte:

#It will &apos;be agreed that these agreements are efficient
Let us remember that if we had no war trade agreements we should

have no control over the export to Germany of the indigenous products
of the neutral countries which are adjacent to Germany and with whom
we have made these war ,trade agreements

It has not been easy to negotiate. The neutral countries concerned
are determined to protect their owit position of neutrality. Negotiations
have consequently been protracted, and have lasted weeks and months,

I may conclude by saying that we have always got - and we would
not make a trade agreement unless we did get. - the essential points.,
which safeguard our, blockade.#

In der S.chweiz hat der Bundesratauf Grund des Bundesbeschlusses
über Maßnah.nien zum Schutze. des Landes und zur Aufrechterhaltung .&apos;

der Neutralität vom 30. August 193978) die Überwachung der Ein- und-
Ausfuhr durch den Beschluß79) vom 22. September,I,939 geregelt. in
diesem wird die Ein- und Ausfuhr aller Waren sowie die Verwendung
eingeführterl Waren einer staatlichen, Überwachung&apos;unterstellt, die dem
Volkswirtschaftsdepartement übertragen ist. Das Volkswirtschafts-,
departemeht kann die Ein- und Ausfuhr von- Waren verbieten oder von

Bewilligungen abhäng machen; es kann auch die Ausfuhr bestimmter,
Waren von der Überwachung ausnehmen u1id- die Überwachung derEin-
fuhr auf bestimmte Waren beschränken. Esmird ihm die Ermächtigung
erteilt, alle f die Überwachung erforderlichen Vorschriften zu erlassen,
die nötigen Maßnahmen zu, treffen und Kontrollen anzuordnen. Für die
Erteilung der Bewilligungen soll dasVolksvzugtai-
dig, aber auch befugt sein, besondere Stellen damit zu beauftragen.

Durch, einen Bundesratsbeschluß vom &apos;selben Tage 8o) wird das

Volkswirtschaftsdepartement zur Schaffung - von, kriegsWirtschaftlichen

78) Eidgenössische Gesetzsaminlung 1939 No. 35 Se 769.
79) a. a. 0. 1939 No. 40 S- io63.
20 a. a. 0. 1939 No. 40 S. io6i.

http://www.zaoerv.de
© 1940, Max-Planck-Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht

http://www.zaoerv.de


68 Bru4s

Syndikaten ermächtigt; in ihnen werden die Mitglieder b,estimmter Er-

werbsst zusammengeschlossen.&apos;Die Zugehörigkeit zu einem solchen

Syndikat kann zur Voraussetzung für die Zuteilung - und- den Vertrieb

von eingeführten oder im Inland produzierten Waren gemacht werden.

Das Volkswirtschaftsdepartement kann den Syndikaten die Durch-

führung irgendwelcher &apos;kriegswirtschaftlichen Aufgaben übertragen,
insbesondere solcher; die mit der Einfuhr, der Lagerung,. dem Trans
der Produktion und der bestimmungsgemäßen und Ver-

wendung der vom Volkswirtschaftsdepartement zu bestimmenden Waren

zusammenhängen.
Diese Bundesratsbeschlüsse&apos;scheinen auf Grund der oben erwähnten

Note der britischen Regierung,erlassen worden zu sein, in der diese ein

ÄUSfÜh v&amp;b t für Metalle, Kohle, Erdöl Nitrate,_oder andere Rohrv 0

stoffe, die&apos;der Fortführung des Krieges dienen können, gefordert hatte.

Die Entwicklung, die sich dann in der. Schweiz vollzog, hat der Präsi-

4ent des Basler Handels- und Industrievereins, Dr. C. Koechlin, auf

der-,Jahr wohl sicher in Übereinstimmung mit den zu-

ständigen Regierungsstellen in fo.Igender Weise geschildert81):
1.

Es sind dann für die verschiedenen Zweige der Wirtschaft und

anlehnend an die Sektionen der Kriegswirtschaft die. S yndi k at e kon-

stituiert worden, die mit Abschluß des sogenannten Blockadevertrages
ihre Tätigkeit aufnehmen konnten. Da für unser. Land die Aufrecht-

erhaltung einer möglichst ungehiriderten Schiffahrt im Mittelmeer und

im Atlantischen Ozean eine ausschlaggebende, Rolle sPielt war es anw;

-gezeigt, zuerst mit den sogenannten Bl-ockademächt.en,.- England
un&amp; Frankreich - in Verhandlungen zu treten, mit dem Ziele&quot; ver-

tragliche Abmachungen zu, treffen, die uns, die Zufuhr, aber - auch die

.I Ausfuhr durch die von diesen. Staaten kontrollierten Gewässer ermog- -

lic4en.. Nach langwierigen Verhandlungen gelang, es, einen,Vertrag auf-

zustellen, der von beiden Seiten&apos;gen,ehmigt konnte, und der die

Gtündlage für die handelspolitischen Beziehungen der Schweiz mit

dem Ausland bildete.,e,

1.1. Aus dieser Darstellung ist ersichtlich, daß die Schweiz zunächst

ausschließlich mit der britischen -und der-französischen Regierung ver-

handelt hatl und daß die mit diesen beiden Regierungen abgeschlossenen
Verträge die. -Grundlage für die &apos;handelspolitischen Beziehungen der

Schweiz mit &apos;dem,-Ausland gebildet t haben. Diese, Grundlage,- ist -in

einseitigen Verhandlungen. mit der einen-Kriegspartei geschaffenworden;
ja.&quot; die andere Kriegspartei ist bis, heute in Unkenntnis über die Einzel-

heiten dieser Grundlage der schweizerischen Handelspolitik im Kriege.
z Anpassung an

-7 Der j Bericht erwähnt -, dann neue Verhandlungen. n

,die durch, das Ausscheiden- Frahkieichs:,geschaffene. Lage und den Ab-
schluß eines Handelsabkommens mit Italien. Präsident Koechlinfährt fort,-

81) Handelsteil der Neuen. Zürcher Zeitung VÖM 28. September 1940; Basler Nach-

richten vom 26. September 1940, 1. Beilage.
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- Nach Abschluß --des, Vertrags mit England und, Frankreich war
Idie besondere Sorge unserer. Regierung verständlich, unser wirt s ch af t&quot;
liches Verhältnis mit Deutschland unter Berücksichtigung der9
gegebenen Verhältnisse, zu ordnen. Ausgangspunkt für die Besprechungen
war aus begreiflichen Gründen -der Blockadevertrag. Deutschland mußte
- und hat das in durchaus loyaler Weise auch getan - anerkennen,
daß &apos;die Schweiz ihre Position hat behaupten und durchsetzen
können; ihren Wirtschaftlichen Verkehr mit: dem Deutschen Reich.- grosso
modo in herkömmlicher Weise aufrecht zu erhalten.Der weiterdauernde
Handelsverkehr zwischen Deutschland und der Schweiz ist Beweis
dafür-. Selbstverständlich mußte die Schweiz ihre Besprechungen mit
Deutschland auf der gleichen grundsätzlichen Basis führen, auf der sie

I sich bei den Verhandlungen mit den,Blockadem.ächtlen gestellt hatte:
I ihre Unabhängigkeit, Sie lehnte den Blockademäch.ten gegenüber

ab, ihre traditionellen wirtschaftlichen Beziehungen zu Deutschland
zu lösen;, sie hat sich auch Deutschland gegenüber auf den Standpunkt
gestellt, daß sie die, Beziehungeni die unser Land seit Generationen mit

- allen Staaten unterhalte&quot; nicht abbrechen wolle.. Diese, ljaltun.g&apos;ent-
spricht unserer Neutralitätspolitik, unseren Lebensipteressen -und
der Struktur unseres Wirtschaftslebens. Es ist&apos; erfreulich erklären zu&apos;

können, daß dieser schweizerische Standpunkt iffi Verlaufe der deutsch-
schweizerischen Verhandlungen grundsätzlich anerkannt wurde

- Der Vertrag mit Deut wird vielfach - als Gegenstück zum&apos;
- sogenannten Blockadevertrag -. als Gegenblocka,devertrag be-

zeichnet. Unter diesen Gegenblockadebestimmungen Ileidet in aller-r
&gt; erster Linie unser Export. deshalb, weil Deutschland verschiedene wich-

tige Exportpositionen auf die Liste der kontingentierten Produkte gesetzt
hat. Somit können die Möglichkeiten, die sich heute in, vielen Märkten
für den Absatz schweizerischer Produkte ergeben; nicht ausgenutzt
werden . I

Noch einmal unter4reicht Präsident&apos; Koechlin, daß die Blockade-

verträge mit England und Frankreich Grundlage der Verh&quot;andl ngen,

mit,Deutschland gewesen seien.. Wenn, er sich, allein därüb
daß Deutschland verschiedene wichtige Exportpositionen auf die. Liste
der kontingentierten Produkte. gesetzt habe, sQ ist. diese, Darstellung
ni ht 1 s,c genau, denn- die Kriegsgegne.r Deutschland, haben lange voTiler
dasselbe von der Schweiz verlangt und zuge-Stander ..erhalten,

Einen Ta ch Abschluß des Vertrags mit Großbritannig na en und

Frankreich, am 26. April 194o, hat das -eidgenossi Volkswirtschafts-
departement eine Verfügung über die Überwachung der Ein- un,&amp; Ause
fuhr (Organisationsverfügung) erlassen8.2,).. Nach dieser Verfügung ist
.das Volkswirtschaftsdepartement die oberste Verwaltungsbehörde
die Überwachung der Ein- und Ausfuhr. Diese wird- der gandelsabteilung
übertra,gen, -die Fragen grundsätzlicher-Bedeutung einer -beratenden
Kommission unterbreitet. Bei der Handelsabteilung, wird eine besondere,
Zentralstelle für die Überwachung der Ein- und Ausfuhr gegründet;

8z) Eidgen. Gesetzsammlung 194o No. ig S. 418ff.
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&apos;diese zieht die kriegswirtschaftlichen Syndikate. zur Durchführung der

ihr übertragenen Arbeit heran. Aufgabe der Zentralstelle ist es, die

Einfuhr der für die Schweiz bestimmten Waren, deren bestimmungs-
gemäße Verwendung und die Kontrolle der Ausfuhr sicherzustellen.

Es ist die Großbritannien und Frankreich indem Trait6 de garantie
versprochene Sicherstellung gegen die Wiederausfuhr nach Deutschland.

In einer Liste werden die Waren aufgeführt, die nur mit -einer

besonderen Genehmigung der zuständigen Stellen eingeführt werden

können. Die Einfuhrbewilligung darf nur erteilt werden&quot;wenn der
Erwerber eine genehmigte Verwendungsverpflichtung-; abgegeben hat

und. alle übrigen Voraussetzungen und Bedingungen für die Erteilung
der Bewilligung erfüllt sind. Ist für die Erteilung eines der Syndikate
zuständig, so muß der Antragsteller dem betreffenden Syndikat an

gehören.
5 Weiter ist..die Erteilung&apos;yon Gara&apos;ntiezeugnissen vorgesehen.

Ihre Ausstellung, muß der Importeur bei der Zentralstelle beantragen;.
er -erhält grundsätzlich ein solches Zeugnis nur, wenn - er eine von der

Zentralstelle oder einem Syndikat genehmigte Verwendungsverpflichtung
abgegeben hat. Dieses staatliche Dokument tritt an die Stelle der privaten
Erklärungen, die bisher von den schweizerischen Importeuren -zu HaOen
der britischen Behörden abgegeben werden mußten 83),. Im Interesse,
einer lückenlosen. Warenüberwachung dürfen die unter Verwendungs-
verpflichtung eingeführten Waren in unverändertem Zustand im In-

land. nur weitergegeben werden, wenn der Käufer dem Verkäufer gegen-
über hin-sichtlich der Buchführung, derWeitergabe, der Wied,erausfuhr,
der Unterstellung Üpter die Kontrolle die, gleichen Verpflichtungen über7

nimmt, die dieser selbst eingegangen ist. Schließlich muß bei der. Aus-

fuhr aller Waren aus der Schweiz den Zollämtern eine U&apos;
bescheinigung vorgelegt werden, die den schweizerischen Ursprung
der Waren bescheinigt. Auch durch diese Bestimmung soll die Wieder-

ausfuhr eingeführter Waren&apos;verhindert&apos; werden. IM übrigen ist die Aus-

fuhr aller Waren aus dem schweizerischen Zollgebiet nur auf Grund einer

besonderen Bewilligung gestattet.
Das sind im wesentlichen die Maßnahmen, die die schweizerische

Bundesregierung ergriffen hat, um ihren Verpflichtungen aus den mit

Großbritannien und Frankreich abgeschlossenen Verträgen nachzu-

kommen. In diesen hat die schweizerische Regierung ihre Mitwirkung
bei der Sperre zugesagt und&quot; versprochen, duß, die schweizerischen

Organisationen zur Kontrolle des Handels die Zuleitung der Rohstoffe

und Erzeugnisse an1 die angegebenen Empfänger übetwachen. Das

schweizerische System der Ein- und AuSfuhrverbote und der F-in-. und

83) Schweizerisches Handelsamtsblatt 1940 NO.&apos;97 S- 778 ff
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-Ausfuhrbewilligung dient dazu, die in den Terträgen versprochene Ver

hinderung oder,Beschränkung der Ausfuhr. durchzuführen. Auch in den

Vehrägen mit der Schweiz ist ausgemacht, daß die Ausfuhr bestimmter

Rohstoffeund Produkte verboten sein soll, daß. die auf einer zweiten
Liste aufgeführten Waren nach kriegführenden und&apos;neutralen Ländern&apos;
--nur in Höhe der Ausfuhr des Jahres 1938 erfolgen darf und daß die auf

Aer Liste der Spezialfälle aufgeführten Güter nur in der dort angegebenen
Menge,ausgeführt dürfen. Die auf der letztgenannten Liste, auf-

.Zeführten Rohstoffe 1,ünd* dürfen Zum Teil gar nicht, zum
Teil wesentlich unter der normalen, Höhe ausgeführt werden. Die Aus-

-fuhr nach Belgien, Griechenland, Island, Luxemburg, Portugal, der

Türkei und nach den außereuropäischen Ländern. wird begünstigt.
Auch hier wird wieder eine Ständige Gemischte Kommission eingesetzt,

&quot;die aus den- Vertretern der französischen, britischen und schweizeri-

sehen Regierung besteht -und alle Streitfragen, die sich aus der An-

wendung des Abkommens ergeben können, zu entscheiden hat.

B. Die Ausfuhrsperre.
Und nun noch ein Wort über die.Ausfuhrsperre. Nach der schon

erwähnten briitischen, Verordnung vom 227. November 1939 muß jedes \

Handelsschiff, das aus einem, deutschen oder aus einem. von dem, Deut-

..sehen Reich besetzten Hafen in See fahrt, alle Güter, die es dort geläden
-hat in einem britischen oder alliierten Hafen wieder ausladen.- Es wird

also ede Warenbeförderung a-us deutschen Häfen&apos;verboten. Weiter&apos; soll

,jedes Handelsschiff, das von einem. neutralen Hafen&apos;aus&apos;in See &apos;geht,&apos;
alle Waren deutschen Ursprungs deutschen Eigentums in einem,

britischen Hafen ausladen. Damit ist* ein allgemeines Verbot Ifür &apos;die

Ausfuhr deutscher Waren aus neutralenHäfen ausgesprochen. Die neu-*,
tralen Schiffe, die solche Waren an Bord haben, müssen zur Kontrolle
ihrer Ladung britische oder französische Häfen anlaufen,

-se zurückgehaltenDie ausgeladenen Waren werden bis.zu,ni Krie,
end sequestriert. Sie können aber -auch von der britischen Regierung,

1. requiriert oder nach Anordnung des Prisengerichts verkauft werden.

Über das endgültige Schicksal,dieser Waren öder Ües Verkaufgerlöses.,
-wird-in der Verordnung nichts gesagt.

Die Ausfuhrsperre die gegen Deutschland durch die Verordnung
J

YOM 27. November 1939 und gegen Italien durch die Verordnung vom

13- Juni 1940 verhängt wurde, ist nach den Ausführungen des britischen :,
`

Ministers -Dalton vom 30. Juli 1940 auf alle vom Feinde besetzten
,Gebiete sowie. auf das unbesetzte Frankreich und die französischen

Besitzungen in&apos; Xordafrika ausgedehnt.. Es dürfen somit auch Waren,
,die aus dem unbesetzten Gebiet.von Frankreich oder seinen nor47-

afrikanischen Besitzungen stammen, Überhaupt nicht mehr ausgeführt
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werden. Wer Waren aus neutralen Sta.aten.Euröpas ausführen will &apos;

muß sich Ursprungs-, und Interessenzeugnisse bei den englischen -

Kontrollbehörden beschaffen. Neutrale. Schiffe, auf der Fahrt von.

europäischen nach überseeischen Häfen, m,üssen sich für ihre gesamte

Ladung. mit Zeugnissendarüber Versorgen,- daß die Ladung nicht feind,-
lichen,Ursprungs ist. Ein neutrales Schiff,&apos; dessen Ladung nicht&apos;voll-

ständig durch. solche Zeugnisse gedeckt ist, -wird mit der gesamten.
von der, britischen Behörde, nicht, genehmigten, Ladung beschlagnahmt.,

Damit hat die britische Regierung eine Ausfuhrsperre über Waren. -

feindlichen Ursprungs verhängt, die in erster Linie die neutral-en Staaten-

trifft; da die Ausfuhr- deutscher Waren sich. fast ausschließlich über das,

neutrale Ansland vollzieht und neutralen Befrachter wohl stets

Eigentümer dieser Waren vor der Verschiffung geworden
Daß die Ausfuhrsperre in keiner Weise auf irgend- einen Satz des.*

geltenden Völkerrechts gestützt werden kann, haben unsere - Feinde

e -zugegeben- Sie &quot;haben sich zur Begründung ihres Vorgehens,s lbst

gegen deutsche Waren zu Unrecht auf das- Reptessalienrecht berufen,
&apos;

Als, die&apos; bfitische Regierung *nach - Itallens&apos;Eintritt in - den Krieg sofort

-

auch&apos; über dieses Land-die Ausfuhrsperre - verhängte, mußte sie selbst

auf die Anführung dieses-ScheingrUndes Verzichten.

Das lVerbot&apos;der Ausfuhr deutscher Waren läßt sich mit dem gel--
tenden Seekriegsrecht -nicht, begründen.&apos; Denn die&apos;ausgeführten- Gütex-
können&apos; kein6&apos;1 s-ein, weil es an* der feindlichen Be
fehlt. - Sie sollenja gerade nicht dem&apos;Feindie, zum&apos;Gebrauch 1m Krieg,
sondern `neutralen Empfängern&apos; über &apos;See zu eführt

&apos;

rden. - Darum9 we

stellt&apos;ai die Nöte der Vereinigten Staaten vom 8. Dezember 1939 fest,
daßdieFra.ge,&apos;obBaüpgut&apos;vorliegt,sichbei&apos;Gütern&apos;nicht&apos;eiheben&gt;kann,
die sich&apos;auf&quot;d Reise Von Deutschland nach den Vereinigten Staaten,
befinden 84)-

,Nach - Ziffer 2 der Pariser Seerechtsdeklaration, ist sogar die Ausfuhr

f hdlicher Güter, d. h. in. -feindlichem Eigentum stehender Güter,ein

auf neutralen Schiffen gestattet. Erst,recht kann natürlich neutrales

Gut, das auf neutralem Schiff in neutrales Land ausgeführt wird, weder

nach geschriebenem noch nach ungeschriebenem Seekriegsrecht weg-,
Ist doch nach Zi eri der Pariser Seerechtsdekla -lff 3

ration bestimmt-, daß &gt;neutrale Ware selbst unter feindlicher Flagge
nicht weggenommen werden darf.

Die britische Verordnung über die AuSfuhrsperre verletzt..also
der Pa iser Seerechtsdeklaflagrante -Weise die Ziffern 22, 3 und 4

84), the question of contraband does.not arise with respect to, goods len

routel from Germany to the United States.
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ration, 85) und die Hau un,ptgr dsätze &apos;des gemeinen, Sebkriegsrechts.
Gerade der durch das* Seekriegsrecht erlaubte- neu,trale Handel wird durch
diese Ausfuhrsperre in rechtswidriger Weise unterdrückt. Mit Recht
haben darum neben einer Reihe kleinerer und mittlerer, Staateh&apos;die,
Sowjetunion, Japan, die Vereinigten die Niederlande usf.

energische Schritte, gegen diese Ausfuhrsperre- unternommen, &apos;die sich,
Iin erster Linie gegen den neutralen Handel )richtet und den Fortbezug&apos; -

von deutschen für die Volkswirtschaft und das&apos;Gestindheitswesen dieser
Länder notwendigen Artikeln verhindert 86).

Mit all- diesen,Maßnahmen hat die britische Regierung. jede Be-

ziehung, zu dem Prisenrecht und dem Prisenverfahren beseitigt Eine
Ware wird beschlagnahmt, nicht weil sie Banngut ist&quot; sondern weil ihre

Versendung von der britischen- Regierung nicht genehnügt -wurde, ein:

Schliff wird.weggenommen, nicht weil es Banngut führtl. sondern weil
keine Erlaubnis der britischen Regierung für diese Fahrt vorliegt.,Von -

Banngutliste und feindlicher Bestimmung-ist nicht mehr die Rede. Eine

Ware, die nach den, bisheri en englischen Vorschriften als Banngut an-.19
zusellen ist, darf ungehindert über das Meer reisen, wenn die britische
Regierung die, Versendung bewilligt, hat,-.wäli,-rend eine Ware, -die auf

kemerBanngutlistesteht,derBeschlagnahmeverfällt,weileine,Genehmi-
gung für die Versendung nicht erteilt ist.

Nach, Prisenrecht darf, die Warensendung, die für den Feind be
stimmt i während i4res Transports über See als Prise weggenommen
werden. Die Handelssperreerfaßt den gesamten Verkehr, zwischen Europa.
und Nordafrika einerseits und dep überseeischen Ländern andererseits.,
und verhindert bereits den Kapfabschluß und die Versendung. Mit Hilfe.

der Ein7 und Ausfuhrsperre bestimmt die britische Regierung, welche
Waren überhaupt und welche Mengen von und nach Übersee ver- I

sgndt werden dürfen.

85) Vgl. die. niederländischen Noten vom 22. Nov.. und 12. Dez. 1939, Orangebuch der

niederländischen Regierung vom April&apos;1940, S- 33, 36, abgedruckt unten S-. 432ff-, 435ff--.
86) Vgl. die unten. S. 423f., 435ff. abgedruckten Noten der-amerikanischen und-

der niederländischen Regierung vom 8. bzw. 12. Dezember 1939-
Die j apan&apos;ische Regierung hat in einem am 4. Dezember 1939 dem englischen Außen. l

minister überreichten Memorandum Protest eingelegt und ausgeführt, daß sie das Recht.,

,der englischen-Regierung auf Anwendung von Vergeltungsmaßnahmen, wie sie&apos;iii der .%

Verordnung vom 27- November&apos; enthalten seien, nicht anerkenne und sich das Recht

auf Schadensersatz vorbehalte. Das Memorandum wies darauf hin, daß es sich bei der

&apos;Einfuhr aus Deutschland hauptsächlich um Material und Maschinen handele, die nur-
I

von dort- bezogen werden könnten und die für den Gebrauch der&apos;Regierung oder von

unter staatlicher Verwaltung stehenden Werken so wichtig seied, daß die im -Bau befind-.. -

-

liehen Werke nicht fertiggestellt werden. könnten und auch die im,Betrieb befindlichen
ihre Tätigkeit einstellen müßten, wenn die Einfuhr, aus Deutschland gesperrt würde.
Infolgedessen könnten die Ziele der -Landesvetteidigung und die Pläne derPi

steigerung kaum verwirklicht werden.
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Die Aufbringung des Banngut führenden Schiffes darf nur während

,der Fahrt über See erfolgen. Die Einfuhrsperre wird auch&apos;auf den ge-
samten Warenverkehr zwischen neutralen und kriegführenden Staaten

auf dein europäischen Kontinent erstreckt, der bestimmt nicht dem See-

kriegsrecht unterworfen ist. Das Seekriegsrecht gestattet, die Kanone,
die dem europäischen Kriegsgegner aus Übersee zugeführt werden soll,
,auf hoher See wegzunehmen, aber nicht die Wegnahme des Edamer

.Käse, der über die holländische Grenze versandt werden soll. Das Land-

kriegsrecht kennt keine Beschränkung des Handels zwis dem Neu-

-tralen und dem Kriegführenden, es sei denn, daß die eine Kriegspartei
,-durch Besetzung des Grenzgebietes ihres Gegners dessen Handel mit den

Neutralen faktisch unterbindet.
Die Möglichkeit zur Einmischung in den Handel, des Neutralen-mit

dem Kriegsgegner über Land nimmt die britische Regierung aus der

Macht der britischen Flotte, die Zufuhrüber See gegen Recht und Ver-

Iragvöllig zu verhindern. So schafft sie sich aus Rechtsbruch das Mittel,
-um, auch den Handelsverkehr des neutralen Staats zu Lande nach freiem

Belieben zu drosseln oder ganz zu verhindern.
Dieses ganze System -der Ein- und Ausfuhrsperre, das-, die britische

i
I `Regierung gegenüber den neutralen Staaten in Europa. wie in Übersee

anwendet, hat mit dem geltenden Seekriegs- und Neutralitätsrecht über- -

-Iiaupt nichts mehr zu tun. Die Grundsätze der Sperre, - die - Formen und

Mittel, mit denen sie durchgeführt wird, haben nicht die geringste Grund-
lage im geltenden Recht, im Gegenteil, dieses Sperrsystem ist die denkbar

schwerste Verletzung der,gerade durch, das Kriegs- und Neutralitätsrecht

I&apos;

-den neutralen Ländern gewährleisteten Freiheit des Handels. - -

Das Sperrsystem ist das Mitteli den gesamten neutralen Handel auf

-allen Meeren und in allen,Kontinenten&apos;der britischen Herrschaft, zu unter-

werfen. Die Sperre der Einfuhr aus Übersee soll die neutralen Länder -

-Europas,in die tatsächliche Unmöglichkeit versetzen, nach den krieg-
I

führenden Ländern Rohstoffe und Waren. auszuführen, und sie selbst -

inihrem eigenen.Bedarf so knapp halten, daß sie sich allen britischen

Anordnungen unterwerfen müssen-. jede Einfuhr neutraler Waren und

jede Ausfuhr deutscher Waren in neutrale Länder hängt von-britischer

Genehmigung ab und muß mit politischen oder wirtschaftlichen:.Opfern
erkauft werden.

YI. Die Rechtsfolgen der, britischen Rechtsverlet,zungen.
Der Überblick. über, die britischen &apos;Handelskriegsmaßnahmen hat

ergeben, daß die., britische Regierung von- dem geltenden Seekriegs-
recht nichts mehr übrig läßt. Sie beachtet die Pariser Seerechtsdekla-

:ration, deren. Fortgeltung sie noch vor wenigen Jahren ini.:,englischen
Parlament anerkannt hat, in,keiner Weise mehr. Sie hat ebenso die
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wichtigsten Sätze des gemeinen Seekriegsrechts außer Anwendun ge-g
setzt. So hat sie den Begriff der Bannwar wie den der feindlichen Be-

stimmung, ja überhaupt das materielle und formelle Prisenrecht be-

seitigt.und an seine Stelle eine, dem geltenden Recht völlig unbekannte
Ein- und Ausfuhrsperre über den Handel mit Europa, in Europa und
von Europa, gesetzt.
.&gt; Was ergibt sich aus dieser Lage für den.Kriegsgegner Großbri-

tanniens?
Es wurde bereits oben auf ein allgemeines Rechtsmittel hingewiesen,

-das einem Staat zusteht, dem gegenüber der Kriegsgegner geltende Rechts-
Vorschriften verletzt. Es ist das Repressalienrecht. Es gestattet
dem verletzten Staat die Vergeltung auch mit an sich rechtlich ver-

botemen Mitteln. Dabei -ist durchaus nicht vorgeschrieben, r daß die Ver-

geltun etwa mit denselben Mitteln erfolgen muß, die der Gegner ange-9
wandt hat, in der Nichtbeachtung desselben Rechtssatzes zu, bestehen

braucht, den der verletzt hat. Vielmehr darf der Verletzte zur

Vergeltung die Mittel wählen, über die er zur Bekämpfung des rechts-,

Widrigen Verhaltens des Gegners verfügt. Wenn unser Kriegsgegner
die gesamte Einfuhr unddie Ausfuhr der deutschen Waren über neutrales

1. Land auf rechtswidrige Weise mit,Hilfe seiner Flotte zu verhindern sucht&quot;
so ist die deutsche Regierung, berechtigt, die. Einfuhr nach England uad
die: Ausfuhr aus England, mit den ihrzustehenden Mitteln
und Waffen zu bekampfen.

Der Krieg,führende&quot; der sich. von Xriegsbeginn -an in keiner Weise
um das geltende Seekriegsrecht kümmert, kann von seinem Kriegsgegner
die Beobachtung, der von ihm selbst verletzten Regeln nicht fordern.,

Diese. Frage&apos; wird in, der völkerrechtlichen Literatur fast ausschließ-
lich irn. Vertragsrecht bei der Besprechung der Beendigungsgründe-der
Verträge behandelt 87). Die Verletzung desVertragS durch die,eine Partei

soll, so. lehrt man gewöhnlich, dem Vertragsgegner zwei Rechte -geben:
-

einmal im Wege der Selbsthilfe die Erfüllung des, Vertrages zu erzwingen
und sodann den Vertrag wegen Nichterfüllung. zu kündigen. Das, Recht
der Selbsthilfe vermag nur der stärkere Staat, auszuüben. Ist dagegen
der Staat, der die Vertragsverletzung begangen hat, stärker als sein

Partner, so. nützt diesem das Selbgthilferecht nichts., Ihm bleibt also nach
der angeführten Meinung nur das Recht zur Vertragskündigung. Dieses
Recht wird und kann der schwächere, Staatnicht ausübeni sobald, er ein

Interesse an dem Fortbestehen des Vertrages hat. Der stärkere Staat,
,der von der Vertrags.fessel loszukommen bestrebt. ist, brauclite also nur

1

den. Vertrag nicht zu erfüllen, um den schwäeheten&apos;Gegner vor -dip Wahl -

7) Vgl. Ha 11, A Treatise of int. Law, 8. Aufi., S4o8; Hyde, Internat. Law, Bd 2,

-8 fS. 8 L; Anzilotti, Lehrbuch des Völkerrechts Bd i, S. 359; Arnold D. MdNair, La

terminaison et la dissolution des trait6s, Rec. des Cours (Acad. Droit Int.) Bd 2, 5 1 g.
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zu stellen zwischen der Aufhebung des Vertrags durch Kündigung oder-
seiner einseitigen Erfüllung ohne Aussicht auf Gegenleistung des stäre

keren Vertragspartners.
Eine solche, Auffassung wird weder in&apos;tatsächlicher noch in recht-

licher Beziehung der Lage -gerecht. &apos;Wie im innerstaatlichen Recht so

hat im zwischenstaatlichen Recht der Vertragspartner, dem die Er-

füllung der versprochenen Leistung verweigert wird, das Recht, seine&apos;

Leistung so lange zurückzuhalten, bis der andere Teil seinen Verpflich-
tungen Er ist also nicht bloß&apos;.auf die Kündigung des Ver--

trages angewiesen. Dazu wäre er.im übrigen auch nur bei zwei&apos;Seitigen&apos;
Verträgen berechtigt. Wenn in einem-Kollektivvertrag -l-und dazu ge,-
hören die Pariser, die Londoner Seerechtsdeklaratiori&apos;und die Haager
Abkommen über das Kriegs- und Neu#alitätsrecht - eine Signatar-
macht die Vertragsverpflichtungen nicht erfüllt, so kann der krieg-&apos;
führende oder neutrale Staat, der durch die Nichterfüllung verletzt ist
das Abkommen nicht kündigen. Dasselbe gilt von den Regeln des unge-
schriebenen Gewohnheitsrechtes.&quot;Hier hat der verletzte Staat dem nicht-
erfüllenden Vertragspartner gegenüber das -Recht, die Erfüllung seiner-

Verpflichtupgen so lange aufzuschieben, bis, dieser die Verweigerung der

Vertragserfüllung- aufgibt und seinerseits. bereit ist,&apos;die ihm obliegenden.
Verpflichtungen, zu erfüllen.

Es&apos;, kann, eine für das gesamte Gebiet des Völkerrechts geltende
Regel aufgestellt werden, daß der Staat, der eine vö
liche Verpflichtung selbst nicht einhält, &apos;solange auch

seinerseits von den mitverpflichteten Staaten die Beob--

achtung dieser&apos; Regel nicht verlangen kann.

Es ist bereits gezeigt worden, daß- das Recht des HandelskriegS -zur
See eine in sich abgeschlossene rechtliche Ordnungbildet. Wenn die

eine Kriegspartei w-iderrechtlich die tragenden Grundsätze

dieser.Ordnung nicht beachtet,wepnsiedasmateriel
melle Pris*enrecht beseitigt und an seine Stelle etwas ganz anderes, eine:

allgemeine Ein- und Ausfuhrsperre.über das Gebiet. des Feindes und der

Neutralen verhängt -ist dann der Kriegsgegner ihr &apos;gegenüber
noch verpflichtet, die einzelnen zur Sonderordnung d-es,

Handellskriegs. zur See gehörenden Rechtssät.ze zu be--&apos;
achten? Es ist dies, eine Frage, deren Beantwortung meines Eraphtens.
keiner weiteren Erörterung bedarf.

VII.. Was Ist Neutralität?

Freilich, ein e Schwierigkeit scheint sich, zu erheben: die Maß-

nahmen der englischen Regierung im Handelskrieg richten. sich zunächst

gegen die neutralen Regierungen -und treffen der Form nach nur mittel-
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-bar die- deutschen Belange. Im Grunde aber solL der deutsche Handel

getroffen werden,..I.wenn schon die, Beschränkung und Unter,bindulng des-

neutralen Handels ebenfalls beabsichtigt ist.

Ein oft gehörter Einwand derNeutralen geht dahin, da13 die Neu-

tralitätsverletzung des einen Kriegführendeneinü Rechtsver- -

letzung nur gegenüber&quot;dem neutralen Staat und nicht gegen- -

ü.ber der anderen Kriegsparti darstellte:und daß darum nur der neutrale

Staat und nicht die andere Kriegsparteizu Repressalien berechtigt sei.

9 88) hrte die niederl- disIn ihrer Note vom 12. Dezember 193 fÜ an ehe

]Regierung aus:

*Le Gouvernement de la Reine a constat6 que le Gouvernement bri-

tannique s&apos;efforeed prescriptionsl. mgme dans leurs,
percussions sur le. commerce 16gitime des neutres, en faiSant valoir leur
caract de repr6sailles. Le Gouvernement de la Reine fait obse&apos;rver
qu&apos;a son avis le fait &amp; pr bes mesures&apos; eomme, des repr6sailles
iienl rien ä 1.eur, i116galit6 -vis-ä-vis des neutreg. Le Gouvernement
de la Reine d6sire r6it6rer ses objectio.ns- contre- des repr6sailles. qui,
loin de frapper exclUsivement la partie bellig6rante contre Iaquelle. elles,
sont dirig Msent direct e d&apos;une mani extremement grayc
les int6rAts des Pays-Bas.

e Ausführungen sind nicht&apos;haltbar. Allerdings war die britische-Diese

Regierung bei der VerhängUng der rechtswidrigen&apos; Sperre über&apos;die,
deutsche Ausfuhr nicht berechtigt, sich auf das Repressa lenrecht zu

berufen.&apos;Im übrigen aber&apos; sind die Vorschriften des gemeinen Seekriegs-
rechts und der tondoner Deklaration über den 14andelskrieg nicht

ansschließlich Verpflichtungen zWischen den Kriegführenden und den -

neutralen Staaten, sondern gleichzeitig Verpflichtungen der Krieg-
führenden untereinander, nämlich den&apos; neutralen Handel mit dem

in den vom Rechte gezogenen Grenzen freizügeben und

-den Handelskrieg in bestimmten Formen. und. Grenzen zu führen&apos;.

Das Neu.tralitätsVerhältnis ist nicht zweiseitiges Rechtsverhältnis
sondern besteht zwischen den Kriegsparteien und dem, Neutralen. Die

Verletzung der.Neutralitat durch deneine.n,Kriegführenden ist eine

Rechtsverlefzung gegenüber dem&apos;Neuträlen &apos;wie gegenüber der anderen

Kriegspartei. Beide Verletzte können Repressalien ergreifen.` Diese

&apos;These soll im Folgenden noch näher, geprüft werden.
Neutral sein bedeutet zunächst, sich von einem Krieg&apos;zwischeh

anderen Staaten fernhalten, bedeutet Nichteinmischung in den

bestehenden Kampf, Unterlassung -jeder,Unterstützung einer

Kriegspartei durch Kriegshandlungen89).
Der neutrale Staat tritt in&apos;denKrieg ein, indem er selbst Kriegs-

1.
handlungen vornimmt oder sich an den Kriegshandlungen der einen

88) Niederländisdh Orangebuch, April 1940, S.:36.
Vgl. j. B. M oo reAm. journ, of Int. Law.&quot; Bd- 33; Sz 625;
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Kriegspartei beteiligt. Der bisher neutrale Staat greift z.&apos;B.&apos;die,eine
Kriegspaxtei an oder entsendet Truppen oder Einheiten seiner Kriegs-
marine. Durch eine solche Handlung gibt er seine Neutralität auf und:
tritt in den Krieg ein,

Neutral im Rechtssinn ist aber nicht schon ein Staat, der sich
der Kriegshandlungen enthält., Der neutrale- Staat will sich nicht blo3
selbst vom Kriegelern halten, sondern, wünscht auch, von dem Krieg-
führenden nicht in den Krieg verwickelt zu werden. Den Kriegführenden,
kann die Achtung der Neutralität eines Staates aber nur zugemutet
werden, wenn dieser sich jeder Unterstützung der Kriegführung seines

Kriegsgegners,eüthält und weiter seine Nichtteilnahme an dem,-Kampf&apos;
durch eine strenge Unparteilichkeit, durch ein gleichmäßiges Behandeln
beider Parteien verwirklicht. Darum -knüpft. das geltende !Pecht den.
Schutz der- Neutralität an ein neutrales Verhalten in dem angegebenen-
Sinn, und,- macht. dieses Verhalten zur Rechtspfl

Der neutrale Staat muß sich jeder Unterstützung der Kriegführung-
der Kriegsparteien enthalten, und zwar auf allen Gebieten derXrieg-&apos;-
führung, auf dem politischen und -wirtschaftlichen so gut wie,auf dem
militärischen. Unterstützte der neutrale Staat die griegführung einer
der beiden Kriegsparteien, so beginge er einen doppelten, Neutralitäts
bruch, da er sowohl die Verpflichtung zu Unterlassuiig der Unterstützung
wie die der gleichmäßigen Behandlung beider Kriegsparteien verletzte.

Die verbotene, Unterstützung der Kri niemals in

einer Kriegsbandlung, bestehen, denn diese beendete die Neutralität
und. begründete den Kriegszustand. Eine U4terstützung der. Krieg-
fÜhrung liegt,vor, wenn der neutrale&apos;,Staat Teile seines Gebiets einer

Kriegspartei überläßt&apos;, die sie als Operationsbasis für den Land- öder den
.I Seekrieg benützt go). Oder der neutrale Staat.. gestattet der einen Kriegs-

partei den Durchmarsch durch sein Gebiet, die dieses nun dauernd zum
Nachschub und zur Verproviantierung gebraucht. Der neutrale Staat

stellt seine Industrie der Munitionserzeugung für die eine. Kriegspartei,
zur Verfügung und macht sein Land zur Versorgungsbasis, oder er ist

bereit, die von einer.Partei über ihren Gegner verhängte Ausfuhrsperre
durchzuführen.

&apos;

Eine eb&apos;epso schwerwiegende Neu&apos;tralitätsverJet7,Ur kann in der
Vornähme einzelner vorübergehender Handlungen liegen. Der neutrale
Staat verkauft Kriegsschiffe an die eine Kriegspärtei oder überläßt

1 -90) So&apos;hat Griechenland im Weltkrieg das Gebiet von Saloniki den Alliierten. über-

lassen. R. K 1e en (Lois et u.sages de la iieutralitd, Paris 1898, Bd T, S- 492) - meint, die

;
Duldung einer Gebietsbesetzung sei absolut unvereinbar mit der Neutralität und würde

als eipe Beteili ung am Krieg angesehen, die Kriegsgegner von der Verpflichtung,g,
das so dem, Feinde ausgelieferte Gebiet zu achten1,befreien und ihm das Recht geben
würde, jenen wie in seinem e4genen Lande anzugreifen.
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ihrWaffen, Munition und Flugzeuge aus seinen eigenen Bestdnden, ein

Verhalten, das nach. Artikel 6 des XIII. Haager Abkommens von 19o7
fiber die Neutralitdt im, Seekrieg ausdrüqklich.untersagt ist. Die Schwere
der Neutralitdtsverletzung und die Hdufung verschiedenartiger Ver--

I letzungen kann zur Aufhebung des Neutralitdtszustandes ffihren.

Der amaikanische Altmeister des V61kerrechts, J. B. Moore,.
hat in diesem Zusammenhang einmal ausgeführt:

))But, while a neutral government is not obliged to suppress the
contraband trade of its citizens, it is forbidden itself to supply contraband
to a belligerent, and particularly is.forbidden itself either to sell or t(&gt;.

give to him munitions of war. Neutrality, in the legal sense, embraces,.

not only&apos;impartiality, -but also abstention from participation. in the
conflict. The prohibition of the neutral government itself to supply arms.

and munitions of war is based upon the unquestionable fact that the:

,supply of such articles to a fighting force is a direct contribution to its.

military Iresources, and as such is a participation in the war; and, if a

government does this, it virtually commits an act of war. If it does thi&amp;
in behalf of one of the parties,- it abandons its neutrality and is. guilty of
armed intervention...

Die Entscheidung darüber, ob er neutral bleiben will&quot;hat jeder-
St; aus, freien Stücken zu treffen und muß sie in geeigneter Weise

kundtun. Der Neutralitdtszustdnd wird durch auSdriickliche ErklArung-
oder 8chliissiges Verhalten begrundet&apos;. Die Neutralitatserklarung-
ist eine einseitige, stets widerruffiche Erkldrung eines Staates; sie besagt,

-
daB&apos;der, Staat sich von dem Kriege zwischen don anderen Staaten fern-

halten&apos;will. Diese Erklärung bindet den neutralen Staat gegenüber den

kriegfiihrenden Staaten,nicht; er kann je*rzeit seine Neutralit5.t auf--

geben. Ebenso steht es dem kriegffihre Staat jederzeit fTei, dern-

neutralen Staat den Krieg,zu erkldren. Es gibt kein Recht auf Neutralit
und&apos; auch keine Pflicht zu Neutralitdt ffir irgendeimn Staat, es sei

denn, daB &apos;in einem Kollektivvertrag die dauernde Neutralitdt eines I

Staates - erkldrt und anerkannt, oder daB ein zweiseitiger Neutralitits-

und Nichtangriffspakt geschlossen wUrde.
Im Weltkrieg wurde gegen die&apos;Regierung der Vereinigten- Staaten-

in der amerikanischen Offentlichkeit der Vorwurf erhoben, daB sie nicht

gegen die anüebliQ4e Verletzung der, belgischen Neutralität durch diel&apos;

Reichsregierung protestiert habe. In ckin.yon dem Prdsidenten Wilson

angefQrderten Rechtsgutachten f-dhrte, Lansing aus,9
))Only those powers, which are by,agreement mutual guarantors of

the neutralization of the state have a legal right under the agreement to

complain of its violation. To an agreement of that sort in reference to,

Belgium the., United States is not and, has.not been a party.&apos;.. It would-

91) kxnerican journal of Int. Law, Bd 27, 1933, S.1625.

92) The Lansing Papers Bd i, S. 201- ff.
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.manifestly be improper for this Government to complain of the violation
of a treaty of neutralization, to which it was not a party.

So far, therefore, as the Invasion of Belgium may be considered a

breach by Germany of a&apos;guaranty to preserve the character of Belgiumy
as a neutralized state this Government has neither the legal Tight nor

duty to protest.
In respect to the violation of the neutrality of Belgium as a neutral

state during an international war the Hague Conventions contain certain

-stipulations in Article i of Convention. Of 1907, entitled &quot;Convention

respecting the Rights and Duties of Neutral Powers and Persons in case

of War&quot;, and in Article i of Convention XIII, Of 1907, entitled
vention concerning the Rights and Duties of Neutral Powers in. Naval
Warfare.

If Germany before invading the territory of Belgium had declared
war against that country, the latter&apos;would have been imp-ressed&quot;with the

belligerent to,Iwhorn&apos;th&apos;e provisions of Article i of Con-character of a

vention V and Article i of Convention XIII-relative to the inviolability
of neutral territory.. would not,be applicable. In case Germany exercised
this sovereign right, it could -not be charged that there was a violation
of neutral territory in contravention of the terms of the, Hague Conven-
-tiQns. This was exactly what Germany did.

Th6published diplomatic corrps ondence shows that Germanyp
war by ultimatum and that a -state of war actually existed be-

tween Germanyand Belgium before German forces penetrated into the

jerritory of the latter country, Following..the provisions,of Article i. of

Hague Convention III Of&apos;I907 thathostilities must not commence &quot;with-
evious and explicit warning in &apos;the form either of a -reasoned declara-PT 9

tioir of war or of. an ultimatum with conditional&apos;declaration of war&quot; I the
German -Government, presented.to the Belgian Government a note

-proposing, among other things that German troops be given free passage
-through Belgian territory and threatening in case of refusal to treat

Belgium as an enemy. Belgium declined to -accede to the, proposal with
a full knowledge that the consequence wouldbe war with Germany. Upon
her refusal Belgium lost her neutral character and by operation Of the
ultimatum became a belligerent... After this status in the relations of &apos;the
two countries had-been reached, German forces-began the invasion of Bel-

glum and a state of war. resulted.

This may have been a. violation of an agreement neutralizing
Belgium, but that is a question for the parties to that agreement, to
determine. In any case it was a declaration of war against a.state pre-
vio.usly 4eutral. Germany acted. in full conformity with the Hague Con-
ventiQns and, therefore cannot, be regarded as having violated them.

A belligerent. is not-restrainpd by the Hague Conventions from
declaring,war against a.neutral state for any cause which seems -to it
sufficient.

Darum ist auch die Erk1drung der amerikanischen Republiken
ig. Mai 194Q93) ge die angeblich6 Verletzung der,1

Belkiens,&apos;Hollands und Luxemburgs ollne jede rechtliche Grundlage
-and d-6rch das Reclitsgutachten Lansings.widerlegt. Ein kriegfuhrender

93) Department of State Bulletin Bd 2 Nr- 48, S. 568.
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,Staat hat das Recht, den Kriegszustand gegen einen neutralen, d. h.

.einen zunächst &apos;am Kriege nicht beteiligten Staat, herbeizuführen.&apos;
Die, weiteren Ausführungen werden ergeben, daß, die nten Staatengenan
-in grober Weise ihreNeutralitätspflichten dem, Deutschen Reich gegen-
-Über verletzt haben. 1.1 1

Neutral ist, wer sich neutral verhält.- Neutralität als Zustand setzt

,ein Verha 1 t e n- und - nicht bloß eine einmalige Erklärung voraus. Ein

Staat, der sich zwar für neutral erklärt hat&gt; trotzdem aber eine Kriegs-
-pgrtei durch Xriegshandlungen unterstützt,- hat, dadurch seine Neu-
Iralität preisgegeben und ist kriegführender Staat geworden. Der Wider-
ruf der Neutralität braucht nicht durch eine ausdrücklich Erklärung
zu. erfolgen, es genügt schlüssiges Handeln.

Der neutrale Staat muß sich- also jeder Unterstützung der Krieg-
führung.einerKriegsparteientligitenundweitersein Gesamtverhalten
unparteiisch und gleichmäßig gegenüber -allen Kriegsparteien
,gestalten. Die Unterstützung einer Kriegspartei ist ein parteiisches
Verhalten; sie bliebe auch dann&apos;eine Neutralitätsverletzungl wenn der

,neutrale Staat beiden Ktieg§parteien gegenüber&apos; dieselbe &apos;Handlung
-vornähme, z. B. beiden Munition,oder,Kriegsschiffe lieferte., I

DasPositiveVertragsrecht,dasindenHaager-Abkom,rnenüber..
dieRechteund-PflichtenderNeutraleniMFalleeinesLahdkriegesund&quot;

&apos;

9
im Falle eines Seekrieges niedergelegt ist,&apos;zählt eine Anzahl neutralitäts-
widriger Handlungen auf. Diese Aufzählun ist keineswegs eineg
-e r s ch öpf en de. So sagt auch die Einleitung des Abkommens über die

Neutralität im Seekrieg, daß,inAen in diesem Abkommen nicht vorge-&apos;
I Fällen die allgemeinen Grundsätze des Völkerrechts zuberück-

sichtigen sind&apos;. beiden Haager Abkommen&apos;setzen den Begriff -der,,
Neutralität voraus und unterlassen es, ihn zu beschreiben&apos;;

&apos;

d abzu-un,

,grenzen. Das Vertragsrecht, beschränkt, sich darauf, einzelne Fragen zu

-regeln und Einzelfolgerungen aus dem.&apos;Beggriff -der, Neutralität, aus den

Grundsätzen der Nichtunterstützung und de Unparteilichkeit zu ziehen.
I Nebendem Vettragsrecht gilt das ungeschriebene gemeineNeutralitäts- .:.

I

.recht.

Ein neutraler Staat kann sich also im.Einzelfall nicht darauf be-

rufen,. daß sein Verhalten, nicht durch eine Bestimmung des Vertrags-
rechts geregelt sei oder daß ihm alle H ndlÜnge&apos; erlaubt seien, die diesea n

.Abkommen nicht -ausdrücklich verböten. Das Verhalteii de5&apos;neu.tralen
Staates, ist nur dann als rechtmäßig, anzusehen, wenn es nicht gegen die.,

-

GruÜdprinzipien - der, Neutralität verstößt, nach denen sich der neutrale
Staat jeder Unterstüt.zUng der.Kriegführung e.iner Kriegspartei zu ent,
halten hat- und&apos;die Kriegfühienden außerdem völlig unpartdisch&apos;und,
gleichmäßig&apos;,be MUß.

;

Vertragsrecht für den neutralen Staat&apos;auf-Die Pflichten, die das
Z. ausl. öff. Recht&gt; u. Völkerr. Bd. X. 6
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Istellt, sind zweifacher Art. Man kann sie selbständige und unselbständige
Pflichten nennen. Bei den s e 1 b s tän dig en. P f 1 i cht en hat der neutrale

Staat ohne Rücksicht auf das Verhalten der kriegfübrenden Parteien ge-.

wisse -Handlungen zu. unterlassen, z. B. Mannschaften oder Munition

an eine der KriegSparteien zu senden. Bei einem Verbot von, Ausfuhr

oder Durchfuhr vonWaffenund Munition durch Privatpersonen wie bei

der Aufstellung der Bedingungen für die Zulassung von Kriegsschiffen.
in seine Häfen und Küstenge-,yässer muß er die beiden Kriegsparteieh

&gt;

gleichmäßig Die unselb-ständigen Xerpflichtungen
bestehen darin, die neutralitätswidrigen Handlungen eines Kriegführen-
denabzuwehren. So ist-der neutrale Staat nach Artikel 5 des Abkommens

I

I
über die Neutralität im Landkrieg verpflichtet, es -nicht zul dulden, daß,

Iein KriegführenderTrüppen oder Munitions-,oder Verpflegungskolonnen
durch s&apos;ein Gebiet hindurchführt`oder auf, seinem, Gebiet fünkentele--

graphische Stationen errichtet. 1.
I

Verletzt der. neutrale Staat eine selbständige Verpflichtung&quot; so han--

delt er der Kriegspartei&apos;gegenüber rechtswidrig, deren Gegner die Unter-

stütz&apos;üng empfangen hat oder. bevorzugt behändelt wurde. Was die un-&apos;

selbständigen Verpflichtungen des Neutralen angeht,&apos; so muß hier zu,-

nächst die Verletzung eines rechtlichen Gebots oder&apos;Verbots zur Wahrung
der Neutralität durch einen Kriegführenden vorliegen. Die rechtswidrige

-

I

Handlung des Kriegführenden ist nicht bloß eine, Verletzung des Rechts.

des Neutralen auf Achtung seiner, Neutralität, vielmehr Iegründet, eine
solche Verletzung eine Verpflichtung des Neutralen zur Abwehr gegen-.

-anderen Kriegspartei. Das-heißt..also- der Neutrale.kann sichübe.r der

nicht m die; die;&apos;it dem Verhalten der Kri.egspartei einverstanden erklären,
Neutralitätsverletzung-begangen hat, vielmehr ist der Neutrale der-

I

anderen, Kriegspartei gegenüber verpflichtet, mit allen Mitteln gegen die

i\Teuiralitätsverletzung -.sich so lange, zu wehren, bis der neutralitäts-

gemäße Zustand wiederhergestellt ist .(vg.1. Art. 5 des AbkommenS über

die Neutralität im Landkrieg,&apos;Art. 25 des Abkommens über die Neutrali-

tät im Seekrieg).
Die Wahrung seiner Neutralitätsrechte, ist also für den,

neutralen Staat eine Ve rp f 1 i c h t uln g. Dem gibt Artikel i des AbkOm-

mens über die Rechte und Pflichten der Neutralen im Falle eines See-

krieges Ausdruck: er bestimmt, daß die Kriegfärenden verpflichtet sind,
die Hoheitsrechte der neutralen Mächte zu achten und,,sich in dem

Gebiet und den Gewässernjeder Handlung zu enthalten, welche auf

seiten der Mächte, die sie dulden, eine Verletzung ihrer Neutralität dar-

stellen würde.

DieVorschriftenüber.dieWahrungderNe&apos;utralität&apos;s,ind,Vorschriften,
-die sich an die Kriegführenden wie an den neutralen, Staat. richten., Der

neutrale Staat kann die Achtung.seiner Neutralität Von den Kriegführen-
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den verlangen,* Aber auch die Xriegführenden sind Ünterein-
ander zur- Achtung der.. Neutralität-,yerpflichtet, nicht bloß

I Idem neutralen&apos;Staat gegenüber. Das -Neutralitätsverhaltnis,Iist-ein drei-
seitiges Rechtsverhältnis. Das ergibt sich schon aus der Tatsache&quot; daß
die Kriegs- und Neutralitätsverträge in erster.Linie&apos;von den Großmächten,

abgeschlossen wurden, die für den Kriegsfäll sich zur Einhaltung &apos;be-
stimmter Regeln verpflichteten, und daß die Staaten,. di lich-e voraussicht
bei künftigen,Konflikten neutrafbleiben, an den Verhandlungen undAer.

UnterzeichnÜng von Neutralitätsverträgen teilgenommen haben oder
ihnen später beigetreten sind. Die, Regeln desgemeinen Seekriegsrechts,

I
etwa die Vorschriften über das Prisenrecht und die Blockade, regeln nicht
einseitig die, Beziehungen zwischen der Kriegspartei und dem Neutralen.
Auch sie beziehen sich auf ein dreiseitiges Rechtsverhältnis -zwischen den,-
Kriegführenden untereinander und zwischen jedem der beiden, Krieg-
führenden und dem Neutralen.&apos;

Die Neutralitätsvorschriften können im Einzelfall nicht durch ein,
Abkommen zwischen dem Neutralen und einer der Kriegsparteieft abge--

I

ändert werden.. Der Durchmarsch durch neutrales Gebiet bleibt&apos;eine-

-Reclitsverletzung auch dann, wenn der Neutrale mit- dem kriegführenden.
Staat sich in einem Abkommen geeinigt hat, und zwar ist er eine Recht,--

verletzung sowohl des neutralen, wie des kriegführenden Staates. Dassel&apos;bid&apos;
gilt für die&apos; rechtswidrige Handelssperre.

Die Neutralität ist dann ein rechtlicher Status, wenn sie in eihein- I

I

Kollektivabkommen vereinbart und von&apos;allen Mächten zu achten ist,-
wie dies bei&apos;den die Neutralisierung der Schweiz betreffenden Verträgeir
der Fall ist.

Die&apos;Neütralisation verpflichtet den neutralisiert Staat schon.iii
Triedenszeiten zu unparteiischem Verhalten- und zur, Unterlassung der,

f

I

I

Unterstützung anderer Staaten mit Kriegsmitteln. Der Bundesrat der
Schweiz 94) hat diese Art- Neutralität einmal in der&apos;Iolg( Weise ge-,
kennzeichnet:

Die Neutralität, welche die Schweiz vertritt, hat jedoch nichts. gemein
mit jener Neutralität,- die ausschließlich von Zweckmäßigkeitsrück-,

-

I

: sichten bestimmt ist., Sie ist eine grundsätzliche und immerwährende, -

II

I

I

sie &apos;ist durch ihre unbedingteZgekennzeichnet; sie ve&apos;r- &apos;

zichtet, auf die Möglichkeit, durch Eintritt. in den Krieg den Vorteil dies
Augenblicks auszunützeh; sie ist nicht gleichgültig, sondern strebt nach
Unparteilichkeit.
Die Botschaft führt dann an einer weiteren Sielte aus&quot; daß es eine

vdes Bundesrats *sei,
die Neutralität der Schweiz nicht nur im Kriege zu sondern-
die ganze Politik pach diesem Grundsätze zu orientieren.

94) Botschaft.des Bundesrats an,- die Bundesversammlu.4g betr.&apos;die Frage des. Bei-
I

tritts der Schweiz zum Völkerbund vOln 4. August igig, S. 25, 2&apos;8.

C.
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&apos;. Die einseitige Neutralitätserklärunü eines Staates schafft weder für

ihn selbst, noch für diekriegführenden Staaten eine Bindung, sich nicht

zu bekriegen. Es tritt ein dreiseitiges Rechtsverhältnis auf Grund objek-
tiven Rechts, zwischen dem Neutralen und -den Kriegf4hrenden mit,
wechs.elseitigen Verpflichtungen im Verhältnis der Kriegführenden. zu

dein Neutralen und der Kriegführenden untereinander in Kraft. Dieses

Rechtsverhältnis kann aber! jeden Augenblick dadurch aufgehoben wer-

den, daß der Neutrale sich am Krieg beteiligt,oder ein, Kriegführender dem
Neutralen den Krieg erklärt. Gerade das aber ist im Statusrecht, wie

z. B. bei der Neutralisierung durch Kollektivvertrag, nicht, gestattet.
Der- neutrale Staat hat das Recht und,wie bereits festgestellt, auch
die Pflicht, jeden Eingriff in seine Neutralität mit allen

M,ittelnabzuwehren. ErgenügtalsoseinerVerpflichtungnicht,wenn
er sich mit, einem diplomatischen Protest &apos;begnügt. Dieser Grundsatz
ist z. B. im Artikel 225 des Haager Abkommens betreffend dWRechte und

Pflichten der-Neutralen im Falle eines Seekrieges niedergelegt, nach

welchem eine neutrale- Macht verpflichtet ist, nach Maßgabe der ihr zur

Verfügung..stehenden Mittel-. die -erforderliche,Aufsicht. auszuüben, um

innerhalb ihrer Häfen, -Reeden und Gewässer jede Verletzung der Vor-

I schriften, des Abkommens zu- verhindern (vgl. auch. die Artikel 3 und 8),
Die Ausübung&quot; der in diesem Abkommen festgesetzten&apos; Rechte durch

utra-1 -,M ht soll von dem.,einen. oder-dem anderen Kriegführendenne e ac

niemals, als unfreundliche Handlung, angeseheneerden dürfen. (Artikel 25)
Nach, dem Abkommen; über die Neutralität im La.ndkrieg soll es nicht

als. eine. feindliche- Handlung, angesehen werden,- wenn, eine ..neutrale

Macht eine Verletzung,ihrer Neutralität selbst mit Gewalt zurückweist

(Artikel io). Die Verwendung der Land-, Luft- oder Seestreitkräffe zum
Zweck der Wiederherstellung der Neutralität ist demnach. nicht als

Kriegshandlung anzusehen. Es bleibt, im übrigen dem neutralen Staat

unbenommen, -,zur Verteidigung. seiner Neutralität der Kriegspartei,
die die Verletzung begangen hat, den Krieg zu erklären und sich damit

der, -anderen.Kriegspartei anzuschließen.
Man wird also zusammenfassend. sagen können: Die. Verletzung der

Neutralität durch die eine Kriegspartei ist eine Rechtsverletzung, nicht

bloß gegenüber..dem betroffenen neutralen Staat, sondern auch gegen-
über der anderen Kriegspartei. Die Wahrung&apos; der Neutralität durch

den-,einen Xriegführenden hat zur Voraussetzung, daß der Kriegsgegner
ebenfalls die Neutralität achtet. Es kann von der einen Kriegspartei
sobald und, solange die Achtung der Neutralität nicht gefordert werden,
als die andere Partei sich um die Neutralität nicht kümme Eine gegen-

teilige Auffassung liefe darauf hinaus&apos;, die Kriegspartei zu begünstigen,
die zuerst die. Neutralität verletzt hat.

Die Pflicht zur Achtung der Neutralität durch den Kriegführenden
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hängt von zwei Voraussetzungen ab: einmal davon, daß der Neutrale
selbst seine Neutralität wahrt, und sodann davon, daß der Kriegsgegüer
die Neutralität. achtet. Eben der Neutralevon einer Ktiegspartel
die Achtung seiner Neutralität nur verlangen, wenn er selbst seine Neu&apos;-

&apos;

I

tralität, wahrt und die andere Kriegspartei seine Neutralität. respektiert.
Die Verletzung einer Neutralitätsvorschrift durch die eine Kriegspartei
suspendiert für den Kriegsgegner die Pflicht zür Befolgung dieser Rechts-,
vorschrift. Das. ist die Folge der Dreiseitigkeit des Rechtsverhältiiisses
der Neutralität.

Für die, Aus-übung des Repressalienrechtes ergibt sich
folgendes: verletzt&apos;der neutraIe Staat eine Neutralitätsverpflichtünge,

- so kann der Staat zu Repressalien greifen, zu dessen Lasten die Ver-
letzung geht, und zwar sowohl gegenüber dem neutralen Staat, der die

Verletzung begangen, wie gegenüber dem kriegführenden Staat, der an
I der Verletzung teilgenommen hat.

Begeht die eine Kriegspartei eine Neutralitätsverletzung, so sind
zwei Fälle zu unterscheiden: duldet der Neutrale die Verletzung, -

1.

dann hat die andere Kriegspartei das Recht zu Repressalien&apos;sowohl dem
Kriegsgegner wie dem Neutralen gegenüber. Duldet -der neutrale -Staat
daß die eine Ktiegspartei auf seinem Gebiet Organisationen unteihäl I

die der Kriegführung dienen, wie Werbestellen, funkentelegraphisch
Anstalten, so kann der.Kriegsgegner Repressalienmaßnahmen ergreifen
gegen den Neutralen oder gegen den,&apos;Kriegführende Der Neutrale kann
sich nichtdarüberleschweren, daß die gegen den-Kriegsgegner ergriffenen
Maßnahmen ihn mittelbar oder unmittelbar schädigten, da, der Xriek-
führende, weil er dem Neutralen, gegenüber zu Repressalien berechtigt
ist, diese Maßnahmen als Repressalien - unmittelbar Ihm gegenübe
ergreifen kann.

Wider&apos;setzt sich -der neutrale, Staai der durch die-eine Kriegs-
partei begangenen Neutralitätsverletzung mag er dabei Erfolg haben
oder nicht - dann hat nur die Kriegspartei und nicht der Neutrale eine II

Neutralitätsverletzungbegangen. DerKriegsgegnerkannhiergegenden
Verletzer der Neutralität Repressalien ergreifen, deren Auswirkungen
der, Neutrale aber dulden muß.

VIII. Die Mitwirku&apos;ng&apos;
der Neutralen beim britischen Handelskrieg.

Es bleibt noch eine letzte Frage zu., prüfen., Die. britischen Maß-
nahmen. der Einfuhr- und der Ausfuhrsperre entbehren,&apos; wie ge eigt,-
jeder rechtlichen Grundlage. Sie sind Dauerverletzungen,des geltenden
Seekriegsrechts sowohl gegenüber den Neutralen wie gegenüber dem
Kriegsgegner. Wie aber ist, das Verhalten der Neutralen zu beurteilen,
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die&apos;sich den britischen Maßnahmen unterwerfen und durch ihre Mit-

wirkung erst&apos;die&apos;Durchführung der beiden Sperren ermöglichen?&apos;Man
&apos;,v zunächst, einmal ganz allgemein feststellen können, daß eine solche

Mitwirkung an den Verletzungen des Seekriegsrechts durch - -die, brifi-
sche Regierung eine Rechtsv zum Nachteil des Kriegsgegners.&apos;
also des Deutschen Reichs, ist. Die Zustimmung des Neutralen vermag
-nicht das geltendeNeutralitätsrecht zu ändern und den britischen Maß-
nahMen den Charakter der Rechtswidrigkeit zu nehmen. Die Mitwirkung
an einer Rechtsverletzung ist selbst rechtwidriges Verhalten.

Eswird von neutraler Seite nicht selten die Behauptung aufgestellt,
daß As eine völkerrechtlich abgegrenzte wirtschaftliche Neutralität

überhaupt nichtgeben könne. Die ganze Frage der Regelung des wirt-

schaftlicheii Verkehrs zwischen dem neutralen, Staat und den Krieg-
führenden sowie anderen Neutralen sei eine rein politische, eine Frage
der Opportunität, die am besten nach. den Interessen des neutralen
Staates durch zw.eiseitige geregelt werde 95).

Von besonderem Interesse ist in diesem Zusammenhang.die Stellung-
nahme des Schweizerischen Bundesrats, er hat in seiner schön oben an-&apos;

geführten Denkschrift vom 4. August jgjg 96) den Versuch gemacht, die

Ve-der, Nentralisierung. der Schweiz mit der Teilnahme anden

Wirtschaftssapktionen des Völkerbundes.zu rechtfertigen. Die Denkschrift
meint zwar, es könne nicht- geleugnet werden, daß im Bereich der- ab-

strakte.n Begriffe Neutralität und Völkerbund sich ausschlössen, Neu-.

tralität,bedeute Friedenserhaltung durch Nichteinmischung, der Völker,
bund,wolle dagegen den Frieden. durch die, solidarische Aktion seiner

Glieder&apos;sichern. Sie.glaubt abertrotzdem,feststellen zu können, daß die,
Neutralität ein j wesentlich- -, militärisches Verhältnis sei.

Der Kampf von bewaffneter Macht zu bewaffneter Macht ist das
wesentliche des Krieäes als eines völkerrechtlichen Verhältnisses; die

Stellung, der neutralen Staaten zu den Kriegführenden und umgekehrt
in bezug auf eben diesen Kampf bildet die Neutralität.e

Die Denkschrift legt damit das, was, zu beweisen gewesen ware,

ihren. Ausführungen zugrunde. Es warlin Jahre, igig, kurz nach Been-

digung des Weltkriegs, ein willkürliches Verfahren, den Kriegsbegriff auf

diese Weise auf den militärischen Kampf zu Lande zu verengern. Der
- Wirtschaftskrieg wird mit dem unmittelbaren Einsatz der Flottenstreit-

r

kräfte geführt. Das Ziel des Seekriegs ist die wirtschaftliche Absperrung

95) Dr. A. 14.,Philip,se, Referent im niederländischen Wirtschaftsministerium, in

Nieuwe Rotterdamsche Cöurant, Avondblad.von&apos; 3.3. 1940, Die,Grundsätze der wirt-

schaftlichen Neutralität.
96) a. a. 0., S

- 38 ff. Wenn in, diesen Ausführungen häufig von dem Schweizerischen

Bundesrat Rede ist&quot; so erklärt sich das daraus, daß diese Regierung weit, mehr als

andere Regierungen in, ihren Berichten an die,Bundesversammlung ihre Auffassung, von
den 1 behandelten Fragen vero;ffentlicht hat.
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&lt;les Kriegsgegners von den Zufuhren&apos;über See.&apos; Das neutrale Handels-&apos;
schiff, das trotz der Warnungen und Anordnungen der britischen Re-

ierung den Versuch unternähme, nach einem deutschen Hafen zu-9
,fahren, setzte sich allen Gefahren des Krieges aus.- Der britische Seekrieg
.gilt dem feindlichen und neutralen Handel über -See. Es geht also niclit&apos;
an, -den militärischen Krieg von dem wirtschaftlichen&apos;Kriege zu trennen
und einen rechtlichen Kriegsbegriff zu konstruieren, der den Einsatz der,

Kriegsflotte zur Führung des Handelskriegs -aus diesem Begriff aus-
&apos;

schließt. Die britische,Handelssperre beruht allein auf dem Einsatz der
..-britischen Flotte. Darum können nicht der,-militärische Krieg und der

Wirtschaftskrieg verselbständigt und-einander gegenübergestellt werden.
Es gibt nur einen einheitlichen, Krieg, dessen Auswirkungen auch das

.Wirtschaftliche Gebiet treffen, und darum*auch nur einen&apos; einheitlichen

Kriegsbegriff
Weiter sind die im Artikel 16 vorgesehenen wirtschaftlichen Sank-

;

--tionen gerade nach der Auffassung des Schweizerischen Bundesrats
-ein Teil der Kiriegsmaßnahmen i:rn Bundeskrieg; denn die Denkschrift

daß durch den Bruch der Bundespflichten ohne weiteres der
Kriegszustand, entstehe (S. 35). Wäre es übrigens ein allgemein aner-.

kaiinter *Rechtssatz, daß die, Neutralität ein wesentlich militärisches
Verhältnis ist, dann hÄtten sich die umfangr Ausführungen
,der Denkschrift zu dieser Frage erübrigt. Die, Wahre&apos; Bedeutung, die nach&apos;
englischer Auffassung dem Artikel 16 zukommt, hat Ministerpräsident
Baldwin in einer Ansprache an eine&gt; Versammlung konservativer

&quot;Frauen am 15. Mai 1936 in der Albert Hall, der Weltöffentlichkeit be7
kannt gegeben97). Er führte u. a. aus, es hätte keinen Sinn,

)Yto talk about economic and.fina:ncial sanctions.as if they were things-
a art, capable by themselves.1of overcoming the resistance which their

I

P
very application would call forth. That is not, of course, to say that such
sanctions may not be useful and important, in the po.licy.of deterrence
which,was one of the main reasons which le.d,to the establishment of the.
League itself, but what it does mean is that such sanctions are unlikely
to succeed unless the countries concerned are&quot;prepared to,run the risk
of war. In fact, military sanctions are an essential part of collective
security, -and in the long run - and on occasion perhaps the short run -

they cannot be avoided.((

Für Baldwin dienen also die wirtschaftlichen Sanktionen da&apos;zu, die

Bundesgenossen in den militärischen, Krieg zu verwickeln. Für ihn. läßt
sich eine Trennung zwischen wirtschaftlichen, und militärischen Kriegs-
maßnahmen nicht machen, weil die Verhangung von wirtschaftlichen
Maßnahmen,Sanktion, d. h. Krieg bedeutet.

Um zu beweisen, daß es keine wirtschaftliche Neutralität gibt, führt
,die Denkschrit folgendes aus:

97) Times vom 15. Mai 1936, S. iT.
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Abgesehen Artikel 7 bis 9 des erwähnten Haager Abkommens
betreffend den privaten - Handel mit Kriegsmaterial Und das Nach-
richtenwesen besteht keine Vertragsbestimmung, die eine. gleichmäßige
Behandlung beider Kriegsp#teien oder gar die Aufrechterhaltung der

Wirtschaftsbeziehungen forderte. Mit Ausnahme, der Freiheit* des See-
handels der,Neutralefi, die Seit Jahrhunderten in der.&apos;völkerrechtlichen
Doktrin und in internationalen Verträgen eine. große. Rolle spielt, sind.
die Verhältnisse des sogenannten Wirtschaftskrieges überhaupt Weder in

Abkommen geordnet; noch bestehen aus der.Übung abgeleitete spezielle
Rechtsnormen. Das erklärt sich dadurch, daß Man es hier mit einer
Materie zu tun hat, wo es in vielen und wesentlichen Beziehungen noch.
nicht Zur internationalen Redhtsbilduiig&quot;gekoinm.en ist, weil keine über-

einstiMmende Ansicht zur - Anerkennung gebracht -werden konnte. So

bestand, namentlich ein tiefgehender Unterschied, zwischen der kontinen

talep und ang19-amer ein Umstand,- der auch die

Regelung des Rechts. des neutralen, Seehandels aufs äußerste erschwerte.
Auf diesem, vom Völkerrecht wenig geordneten Gebiet Macht eben j&apos;eder
Staat, was ihm : paßtl soweit nicht politische Rücksichten ihn daran.

hindern
Wie sollte überhaupt ein, Neutraler sich gegen. Unbill

- von seiten_ eines

Äriegführenden wehren können, ohne sich der anderen Partei anzu-

schließen, - wenn seine..ganze Politik bestimmt sein würde von der Idee,
daß beide Kriegsparteien wegen der: Neutralität grundsätzlich immer

1, gleich -zu. behandeln wäron.,?-98)
Die Denkschrift hat. sich &apos;die Beweisführung zu einfach gemacht.

Es, ist- eine, Unhaltbare Annahme, daß - der Inhalt der&apos;im Jahre 1815
erfolgten Neutralisätion &apos;der Schweiz- ausschließlich durch die Bestim-

mungen, des Haager Abkommens&apos;vöm Jahre 1907 &apos;über die Rechte -und
Pflichten der Neutralen, im,Fälle&apos;eines Ländkrieges gegeben, Sei, das Selbst.

gar nicht, eine vollständige Ordnung der&apos;Neutr4lität zu enthalten vorgibt.
Das Haager Abkommen,von&apos;I907 setzt Begriff und Wesender Neutralität,
ihre Begründung, ihre Beendigung usw. voraus und. beschränkt sich dar-

auf, einzelne Folgerungen vertraglich festzulegen, ohne in irgendeiner
Weise e öpfende und ausschließlichei den Anspr ch zu erheben, ein ersch

Aufzählung der Xeutralitätsrechte und -pflichten zu bringen. Aus dem

Umständ,.-d-äß&apos;k-eine Tertragsbestimmungen in dem Haager Abkommen,
über-die Wirtschaftsneiitralität enthalten- sind, läßt sich&apos;keinerlei Sehluß,
auf das Fehlenjeder Vorschrift ziehen. Wenn die Denkschrift wirklich

meinen sollte,; daß eine gleichmäßige Behandlung, beider Kriegsparteien
nur-für den Handel mit&apos;KriegMaterial.,und für das Nachrichtenwesen

bestehe, weil das Haager Abkommen nur in diesen beiden Fällen von der

Pflicht zur gleichmäßigen Behandlung spricht&quot;so gäbe die Denkschrift

mit, einer solchen Annahme das eigentliche Wesen der Neutralität über-
haupt, preis.,

98) a. a. 40-
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Die Neutralität,-erfordert. Unparteilichkeit und,- Unterlassung der
Unterstützung der Kriegführung. Nach dem Haager Abkommen- soll.
es keine Unterstützung eines Kfiegführenden sein,&apos;wenn der neutrale
Staat die Ausfuhr von Waffen und Munition&apos;aus,seinem Gebiet für einen

der &apos;Kriegführenden duldet. Erst recht muß die Duldung der Lieferung
I

anderer Gegenstände, die. nichf.ausschließlich der- Kriegfüllirung dienen,
also z. B., die Lieferung von Lebensmitteln&apos; und Kleidungsstücken, &apos;

erlaubt sein. Man ging,auf der 2. Haager Friedenskonferenz von den,

Kriegserfahrungen der* letzten Jahrzehnte aus, die. (vom-, Krimkrieg
abgesehen) nur Kontinentalkriege ohne Beteiligung Großbritanniens
und - dalier ohne Seesperren gekannt hatten. Es - war darum auch nur

notwendig, den Zweifel&apos;üb die Zulässigkeit der Waffeii- und Munitions-

lieferung aus einem neutralen Land auszuschließen, zumal in. einem.
Abkommen, das ausschließlich die Neutralität im Landkriege, zu regeln
bestimmt war. EsIag keinerlei Anlaß vor&quot; sich, mit, Fragen.der wirt;.-
schaftlichen Kriegführung zu &quot;befassen, denn, wie- die Botschaft des
Schweizerischen Bundesrats vom 15- Mai igi6 ausführt, ist nach Völker-
recht der Binnenhandel zwischen den. neutralen und den kriegführenden
Mächten keinen Beschränk r .7 bestätigt also,.&quot;&quot;ungen, unterw rfen.. A tikel
daß die Freiheit des privaten Handelsverkehrs zu-, Lan&apos;de zwischen den
Bewohnern eines neutralen- und eines kriegführenden Staates keinerlei-

Beschränkungen, kennt, da nicht einmal, die WaffenT und Munitionsw-

lieferung ausgenommen wird. Nachdem Artikel 7 erklärt hat; - daß in der

Duldung-* der Waffen- und Munitionslieferung, keine Neutralitätsver- &apos;

letzung durch Unterstützung eines, Kriegführenden zu, sehen. ist, be.-
-

I

stimmt. Artikel 9, daß eine Neutralitätsverletzüng dann begangen wird,
wenn. jer.Neutrale den Grundsatz der Unparteilichkeit. verletzt und die
Ausfuhr von Waffen oder Munition, nur an. -einen der Kriegführenden.
verbietet oder beschränkt.

Es. ist nicht möglich, aus den Artikeln 7 und 9 des V. Haager Ab
kommens den.Umkehrschluß zu ziehen, daß für das, ganze- übrige Gebiet
des wirtschaftlichen Verkehrs die Gleichbehandlung, der Kriegführenden
keine Rechtspflicht der Neutralen sei.. Vielmehr bestätigt Artikel 7
den Grundsatz der Verkelirsfreiheit zwischen dem kriegführenden- und
dem neutralen Lande und Artikel, 9 den- Grundsatz der Unparteilichkeit&quot;
,der gleichmäßigen Behandlung beider Kriegsparteien&quot;die das.Wesen der

Neutralität, ausmacht. Darüber,_daß.dies derTall ist, sollte kein Zweifel
mehr bestehen. Es mag nur eine Stimme hier. angeführt werden. In

dem, Kommentar- zu -dem von namhaften amerikanischen Völkerfechtlern

abgefa13ten Entwurf zu einem Vertrag über die Rechte und,&apos;Pflichten
neutraler Staaten wird ausdrücklich festgestellt, that the most essential
element in neutrality is impartiality und daß man &apos;darum eben auf
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dieses Prinzip den ganzen Nachdruck legt. Dieser Grundsatz gehört
zu dem Wesen der Neutralität 99).

Wenn der Artikel 7 zu einem Umkehrschluß berechtigte, so wäre es

-der, daß die vertragschließenden Mächte dem -Neutralen nur das Recht

zubilligen, die Ausfuhr von Waffen und Munition zu verbieten; der

Kriegszustand soll a den Neutralen nicht berechtigen, die Ausfuhr

,anderer Güter zu sperren.
Die Handelsfreiheit des Neutralen ist durch das V. und das XIII.,

Haager Abkommen von igo7 über die Rechte und Pflichten der Neutralen i

im Land- und im Seekrieg, durch die Pariser und Londoner Seerechts-

deklayation, durch das gemeine Land-, Seekriegs- und Neutralitätsrecht.

gewährleistet., Diese Freiheit des Handelsder Neutralen ist z. B. mit

großer. Schärfe und Klarheit immer wieder. von der Regierung der Ver-

einigten Staaten während der Neutralitätszeit imWeltkrieg der britischen

Regierung gegenüber betont worden. So in der Note VOM 26. Dezem--

ber 1914 und vom 30. März 1915 &quot;) -

-Diese -]Jandelsfreiheit -

ist dem _neutralen Staat als einheitliches
Recht gewährleistet. Alle Kriegführenden, ob &apos;Sie- zu Wasser oder zu

Lande kämpfen, haben sie zu achten. Wie der, Fall der Schweiz zeigt,
kann einem Binnenstaat gegenüber dieses Recht durch. Kriegsmaß-
-nahmen zur See verletzt werden. jeder nicht ausdrücklich durch Kriegs-
-oder Neutralitätsrecht gestattete Eingriff in die Handelsfreiheit des

Neutralen *ist eine Rechtsverletzung, und der Neutrale ist darum der

anderen Kriegspartei gegenüber zur. Abwehr verpflichtet.
Die Rechte aus der Neutralität sind nicht etwa bloß um. des neu-

benso.. seli, m der Kri gführenden,- ralen Staates willen, Sondern e x u le:

willen geschaffen. - Nur* deswegen soll der Neutrale von Kriegsmaß-
nahmen verschont und seine Handelsfreiheit geachtet werden, weil er

keinen, der Kriegführenden unterstützt und beide Parteien gleichmäßig
behandelt und die Friedensbeziehungen zu ihnen fortsetzt. Die Neu-

tralitätSvorschriften bedeuten einen Schuiz auch des Kriegführenden.
Der Neutrale kann nicht von sich aus auf die Ausübung seiner Neutrali-

tätsrechte verzichten, kann sich nicht dem. einen Kriegführenden gegen-
über der Ijandelsfreiheit begeben&quot;und, dem anderen die Zufuhren,sperren..
Darum darf er nicht mit -der einen Partei ein Abkommen treffen, durch,
das er sich am Wirtschaftskrieg gegen die andere Partei beteiligt.

Das hat in klaren Worten der&apos; amerikanische Staatssekretär &apos;in seiner

-Note&apos;an die britische Regierung vom, 30- März 1915 ausgesprochen&apos;OI.)&apos;.

99) American journal of International Law-, Bd 33, Nr.3, SupP1-, S. 2233- j. B.

Moore, ebendort Bd 27,1 S.,625.
100) Foreign Relations 194 SuPPL, 372, 915 S S. 152.

110,) a. a. 0., S. 153.
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no- claim on the part,of Great Britain of any justification for inter-
fering with these clear rights of the United States and its citizens as

neutrals could be admitted. To admit it would be to assume an attitude
of unneutrality&apos;toward the present enemies of Great Britain which would
be obviously inconsistent, with the solemn obligations of this Government
in the present circumstances...

I

II&apos;Diese Feststellung findet Sich in der Protestnote gegen,die britischel

-Verordnung vom II- MärZ 1915, die die Ein- und Aüsfuhrsperre gegen-
-über dem Deutschen Reiche enthielt. Damit ist also deutlich. gesagt,
-daß ein neutraler Staat, der dem neutralitätswidriken Verlangen der
britischen Regierung nachgibt und seine wirtschaftlichen Beziehungen
zum Kriegsgegner Großbritanniens abbricht oder einschränkt, selbst

neutralitäts-Widrig handelt. Es ist also dem Neutralen nicht gestattet I

seine handelspolitischen Beziehungen mit dem Ausland auf die Grund-

Iage eines Vertrages zu stellen, den- er einseitig mit einer Kriegspartei
abgeschlossen hat, und vollends mit der Partei, die zuerst durch Ein-,

führung rechtswidriger Handelssperren seine Neutralitätsrechte aufs

-schwerste verletzt hat.
Es ist darum unrichtig, wenn von neutraler Seite:102) gelegentlich

-behauptet wird, daß, soweit das Prinzip der Handelsfreiheit reiche&apos;,
.,der Neutrale die Kriegführenden nicht Unpärteilich.-&apos;zu.Ibehandeln

Hier wird.#berseheii, daß die Gewährleistung der Handels--

freiheit für den Neutralen nicht bloß ein Recht, sondern zugleich eine,
Pflicht schafft. Dasselbe gilt. von der Behauptung&quot; die völkerrechtlichen
Normen über die Neutralität regelten, die- wirtschaftlichen Beziehungen
zwischen Neutralen und Kriegführenden nicht. Der Neutrale könne&apos;
&apos;daher ohne Verlet.zung der .Neutralität diese Beziehungen auch einseitig
einschränken oder abbrechen., Neutralität bedeutet, &apos;daß zwischen*

.düm neutralen und dem kriegführenden Staat nicht der Kriegszustand, -

-sondern der Friedenszustand besteht. Rechtlich, ist also der neutrale

Staat verpflichtet, dem ktiegführenden Staat ge&apos;genüber die Verträge
-und die.Vorschriften&apos;des Friedensrechtes einzuhalten. Es ist unerfindlith&apos;,

ifig abbrech der&apos;ein--wieso der neutrale Staat seine Beziehungen einsei en o

schränkenkönnen sollte&apos;. Nur derKriegszustand gestattet den&apos;Abbruch

`der wirtschäfflichen Beziehungen; die Neutralität gebietet die Fort-

setzurig,
Nicht minder befremdet der&apos;zweite Grund. Für-die Verhältnisse

des sogenannten Wirtschaftskrieges soll, es noch nicht zu einer inter

v. Waldkirch und Vanselow, Neutralitätsrecht, S. 68ff.; Schindlerl,
Völkerb. u. Völkerr., 2. Jahrg., H- 9, S- 524ff- Dagegen aber von Dach, Zeitschr. f.

schweiz. Recht 1940, S. 264f C. Schmitt, Völkerb. u. Völkerr. Febr. 11938, S.. 635f-;
IPaulick, Geschichtliche Entwicklung u. rechtliche Grundlage der sog. dauernden

der Schweiz, 1940, S- 129ff.
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nationalen Rechtsbildung gekommen sein, weil keine übereinstimmende
Ansicht zur Anerkennung hätte gebracht werdenkönnen. Den Verfassern
der Denkschrift scheint *es ganz entgangen zu sein, daß der sogenannte
Wirtschaftskrieg durch Vertragsrecht und durch gemeines Recht genau
geregelt ist, wie das oben gezeigt wurde. Allerdings beruht der Wirt-

schaftskrieg, wie ihn, Großbritannien während des Weltkriegs geführt hat,
nicht auf dem Recht. Er War in allen seinen&apos;Teilen rechtswidrig und

I bestand aus einer, Kette von Verletzungen der- geltenden Rechtsvor-
schriften, der Vorschrifteni die Großbritannien selbst für sich in Anspruch.
nahm, wenn es nicht kriegführende, sondern neutrale Macht war. Es zeugt
von - einer großen Rechtsverwirrung, wenn die Denkschrift des Schwei-

zerischeh Bundesrats vom Jahre igig das Vorhandensein von Rechts-

regeln für den Wirtschaftskrieg leugnet, während sogar die britische

Regierung die in der Pariser- Dekla.ration von 1856 niedergelegten Haupt-
grundsätze dieses Wirtschaftskrieges, noch- im- Jahre i9.2,7 als bind
anerkennt. Der Schweizerische Bundesrat stand im Kreise der neutralen
Staaten mit gt ein-- Blick in en- Notedieser-Meinung--allein Es genü d n-

wechsel der Vereinigten Staaten aus ihrer Neutralitätszeit im Weltkrieg,.
in die von Robert Lan s ing dem

- amerikanischen Präsidenten Wilson
über: die Rechtswidrigkeit der,englichen F, -ernblockade erstatteten

Rechtsgutachten, in die amtlichen Äußerungen der
-
niederländischen

Regierung oder die der skandinavischen Staaten, um festzustellen, da3
alle diese Regierungen in den, britischen Sperrmaßnahmen, während des

I Weltkriegs und im jetzigen Krie schwere Verletzungen des geltenden.g
Neutralitätsrechts sehen und daß sie aus dem rechtswidrigen Verhalten-
der britischen, Regierung nicht. den Schluß auf eW Fehlen -von-, Rechts--

regeln, für den Wirtschaftskrieg Ziehen.
Im übrigen kannte der. Schweizerische Bundesrat im, Jahre Tgr6,

die Uechtsregeln, die *dem Wirtschaftskrieg und der Neutralität gezogen-*
sind, sehr wohl,&apos;diglin in seinem am 15. Mai igi6 an die Bunde5ver-
sammlung erstatteten 111. Neutralitäisbericht führte er aus:

Nach dem geltenden Völkerrechte ist der Binnenhandel zwischen-
den neutralen und den kriegführenden Mächten keinen Beschränkungen
unterworfen. Der Neutrale ist nicht einmal gehalten, Ausfuhr oder Durch-
fuhr von. Waffen, Munition und allem, was einen --Xriegf-ührenden&apos;
nützlich sein kann, zu hindern. Was die Zufuhren von Waren über, Meer-
betrifft so rechtfertigt, die bloße Tatsache, daß ein neutrales Schiff
relative Konterbande &apos;aus einem neutralen Lande mit der -Bestimmung-
für ein--,anderes Land führt, nicht.:die Beschlagnahme. dieser-
Ware. Was endlich den freien Transit vom Meerhafen nach dem neutralen
Binnenlande betrifft, so ist er durch. die Handelsverträge gewährleistet.

Auf diesen rechtlichen Boden hat sich derBunde denn auch von,
Anbeginn gestellt.
Wenn der Bundesrat im re igig glaubt

&apos;&apos;

feststellen zu könnenJah e,

daß es auf dem Gebiet &apos;des Wirtschaftskriegs&apos;in wesentlichen Bezie-
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kungep noch nicht zur internationalen Rechtsbildung gekommen sei,
und daß die wirtschaftliche Abhängigkeit der meisten modernen Staaten
die Ursache -dafür sei, daß das Wirtschaftsleben der Neutralen fast
,ebenso sehr. wie dasjenige der Kriegführenden unter dem. Kriege leide,
,obwohl. diese. Ursache in der willkürlichen und rechtswidrigen Unter-
bindung, des Handels durch die britische Regierung liegt, so hat er. damit
seine Verbeugung vor der britischen Politik gemacht und die Rechts-
widrigkeit des, britischen HandelskriegS mit dem Mangel an Rechts-

1 normen auf diesem Gebiet entschuldigen zu können geglaubt. Zu einem

sehr, einleuchtenden Zweck&quot; um nämlich für, sich selbst die Freiheit von,

i Bindungen in Anspruch. nehmen, und das Vorhandensein
-von Neutralitätspflichten auf wirtschaftlichem Gebiet leugnenzu können.
So bequem liegen die Dinge nicht.,

I

Der Wirtschaftskrieg ist echter Krieg; der britische Krieg ist Wirt-

schaftskrieg. Die Maßnahmen des Wirtschaftskrieges sind Kriegsmaß-
nahmen, sind Maßnahmen, die den Kriegszustand voraussetzen. Der -

I

I

Neutrale, der sich. als solcher vom Kriege fernzuhalten hat, muß sich auch
-vom Wirtschaftskriege fernhalten. Darum erstrecken sich&apos;seine Neutrali-

I tätspflichten auch, auf den Wittschaftskrieg, Der - Staat, der nach Ar-,
tikel 16 des Völkerbundstatuts aus eigenem Recht und eigener Pflicht
.im Bundeskrieg militärisch oder, wirtschaftlichleilnimmt, ist- - krieg-
führender, aber nicht. neutraW Staat.

Die Neutralen haben also nicht die Ausrede, da3 es auf Wirtschaft-&apos;
I lichm Gebiet keine Neutralitätspflichten gebe. Ihre Grundpflichf ist -

--unparteiisches -und gleichmäßiges Verhalten gegenüber der Kriegführung&apos;. &apos;

der Kriegsparteien auch auf% dem - Gebiet des Wirtschaftskriegs.
Worin können die Rechts.verletzungen der Neutralen bestehen

i.-Nach einer verbreiteten Auffassung können Neutralitätsver,
letzungennur von einem Staat, d. h. von seinen Organen, in deren Ver7,
halten das staatliche Tun und Unterlassen seinen Ausdruck findet&quot;be-
gangen werden. Danach würde also der einzelne Kaufmann oder,Fabri-
kant keine Neutralitätsverleizung begehen, wenn er,Waffen. oder Muni-
tion einer Kriegspartei verschafft.-

Artikel -7 des V. Haager Abkommens &apos;betreffend-- die Rechte und
Pflichten der neutralenMätlim Falle eines Landkr&apos; egs
bestimmt, daß eine neutrale Macht, nicht verpf! - t, die für, Rech-ichtet-is,
nung.des: einen oderlanderen Kriegführenden erfolgende Ausfuhr oder
Durchfuhr von Waffen-, Munition und,überhaupt,von alleml- was&apos;für ein

HeerodereineFlöttenützlichseinkann,*zuverhindern. DerAllsSchuß,
der diesen Artikel erklärte-In&apos;seinem Beglehberich daß die

Bestimmung sich nur an den neutralen Staat wende,,und keineswegs
beabsichtige, den Kriegführenden gegenüber den Handelmit den Gegen-
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ständen.. auf die sie sich beziehe, für erlaubt zu erklären&apos;. Dieser Handel,

würde durch die Interessenten auf ihre eigene Gefahr betrieben werden;
es werde Sache. der Kriegführenden sein, dagegen;alle von ihnen für

notwendig gehaltenen Maßnahmen im Rahmen der internationalen-

Abmachungen oder der anerkannten Grundsätze des Völkerrechts zu.

treffen.

Freilich, der, Tatbestand, von dem die Verfasser dieses Abkommens.

ausgingen, der freie Handel, den der Staat nichtleitet und nicht kon--

trolliert, ist heute wohl nirgends mehr gegeben. In den meisten Ländern

wird der Verkauf von Waffen und Munition ins Ausland nur mit aus-

drücklicher staatlicher Bewilligung möglich sein, damit ist die staat--

liche Mitwirkung an dem Lieferungsgeschäft gegeben und die völker--

rechtliche Verantwortlichkeit des Staates unter einem anderen Gesichts---
punkt zu, prüfen,103).

Selbst wenn der neutrale Staat keine völkerrechtliche Verant-

wortung für die Lieferung von Kriegsbedarf- durch seinen Angehörigen
trägt, so kann er doch, der Wegnähme der Kfiegsbedarfslieferung durch

die Xriegführenden nicht entgegentreten und kann auch das ihm an, sich

stehende Schutzrecht zugunsten seiner örigen nicht g&apos;Itendzu Angeh e

machen.

Der Forffall des staatlichen Schutzrechts ist eine Folge &apos;der Neu--

tralitätserklärung; er ist.das unentbehrliche,Gegenstück, zu dem Fort--

fall der zwigchenstaatlichen Verantwortlichkeitdes Heimatstaates. Für

die Unterstützung einer kriegführenden Partei durch seinen Staats-&apos;.

angehörig n ist der neutrale Staat nicht verantwortlich Der neutrale-&apos;ge
Staat kann seinen Angehörigen aber auch nicht wegen einer durch. den &apos;.

Kriegsgegner auf Grund des Prisen- oder Blockaderechts getroffenen-
rch die&apos;Nentralitätserklaru g einesMaßnahme in Schutz nehmen. Du 11

Staates gehen also seine Angehör seines Schutzes auf hoher See,..,
auf den sie in Friedenszeiten Anspruch haben, verlustig, sobald sie den.

Bestimmungen des Seekriegsrechtes entgegenhandeln 104).

163) Vgl. im übrigen die sehr gute Schrift von Alan Nichols, Neutralität und.

amerikanische Waffenausfuhr,&apos;1932.
104) Dieser Rechtssatz hat sich in langer Übung entwickelt, So&apos;Iautet z. B..die eng-

lische Neufralftätsverordnung vom g. August 1870: And We do bereby give notice that.
all Our subjects and persons entitled to Our protettioii who may misconduct themselves.

in the premises will do so at, their peril, and of their, own wröng; an.d that they will in-

nowise obtain any protection from us against such capture, or such penglties as aforesaid,
but will, on the,contrary, ineur Oui high&apos;di,spleasure by such misconduct. (Perels, Das.

internationale-,öffentliche Seerecht, 11882, S- 374)-
Die österreichisch-ungarische Verordnung vom 29. Juli 1,870 lautet: *Wer vor-

stehende Verbote übertritt, hat* bei eintretenden rechtmäßigen Beschlaggahmen, und

Confis von seiteii&apos;der kriegführenden Staaten keinen Schutz bei der Regierung:
zu erwarten (Perels a. a 0., S. 377).
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Neutrales Gut an Bord feindlicher oder neutraler Schiffe unterliegt
nach.den Artikeln 12 und 14 der deutschen PO. der Beschlagnahme und

Einziehung, wenn es Banngut ist. Ein neutrales Schiff,&apos;das unter, Kon--

trolle der feindlichen Regierung steht-, begeht nach Artikel 38 PO. feind--

selige Unterstützung. Das ist der Fall, wenn sich, das Schiff dem briti-

schen Navice3ut und. damit der rec&apos;htswidrigen Ein- und. Aus-

fulirsperre, unterwirft. Der, Sinn des Navicertsystems ist die Einführung-
der britischen Kontrolle überjedes einzelne Schiff eines neutralen
Staates. Wach den&apos; englischen Prisenvorschriften, kann ein. neutrales.
Schiff als ein feindliches Schiff behandelt werden, wenn es mit einem

PaB oder. einer Erlaubnis feindlichen Staates ausgestattet iS005)&apos;.

Der, Präsident der Vereinigten Staaten von Amerika verordnete am 22. August 1870:-
I do hereby give notice that all citizens of the United States, and others who may.

claim the protection of this Government, who may misconduct themselves in the premises,,
will do, so at their peril, and that they can in no wise obtain any protection from the.

Government of the United States against the consequences of their misconduct&lt;, (Perels.
a. a. S-387).

Ebenso hat -die französische Regierung zu Beginn des italienisch-türkischen Krieges.
in ihrer am i. Oktober i9iT im ))Journal Officiel# ver6ffentlichten NentralitAtserklarung
verordnet: *Les personnes qui contreviendraient aux d6fenses susmentionn6es ne pourront
pr6tendre &amp; aucune protection du Gouvernement ou de. ses agents contre les actes on

mesures que, conform6ment au droit. des gens, les bellig6rants pourraient. exercer ou,

d6cr6ter et seront. poursuivis, s&apos;iI y a lieu, conform6ment aux lois de la R6publiq,.ue&lt;, (Clunet,
jqurnal dp Droit international priv6 Bd- 39, $. 634)- W6rtlich stimint damit Uberein-

die Erklarung vom 23. Oktober 19 12 zu Beginn des Balkankrieges (Clunet a. a. 0., Bd
- 40,

1913, 278).
Ebenso hat die holländische Regierung in ihrer zu Beginn des Weltkrieges erlassenen-

NeutralitAtSerklarung in, Art. :E8 verffigt: )&gt;Enfin Yattention des capitaines d6,navires,

arMateurS et.exp6diteur§ est fix6e sur le§ dang dommages auxquels ils s&apos;exposeraient.
I en ne Tespectant pas les blocus effectifs jes bellig6rants, et en transportant de la contre-

bande de guerre ou des d6p6ches militaires (sauf par service postal. r6gulier) au profit.,
des bellig6rants, ou e,n leur rendant d&apos;autres services de transport. Ceux qui serendraient-

coupables de ces agissements resteraient soumis h toutes les cons6quences qui eA d6rivent,
sans pouvoir cet.6gard en appeler la protection ou l&apos;intervention du Gouvernement.

N6erlandais.# (Recueil de diverses communications du Ministre des Affaires Etrang6res,-
La, Haye 1916 S- 4.)

105) Vgl. dazu die britische Order in Council vom :ii..November 1807 (British and-

Foreign State Papers, 1820-21, S. 469ff.):
#And whereas Countries, not engaged in the War, have acquiesced in the Orders.

France, prohibiting all trade, in any articles the produce or manufacture. of His Ma-

jesty&apos;s Dominions; and the Merchants of those Countries have given countenance and-

effect to those prohibitions,, by. accepting from Persons styling themselves Commercial

Agents of the Enemy, resident at Neutral.Ports, certain Documents, termed &quot;Certificates.

of Origin&quot;, being Certificates obtained at the Ports of Shipment, declaring-that, the articles.
of the cargo are pot of the produce or manufacture of His Majesty&apos;s, Dominions, or- to,

that effect:

And whereas this expedient.has been. directed by, France,, and submitted to by-
such Merchants, as part of the new system of warfare directed against the trade, of this
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2. Weder die Banngutbeförderung noch die feindselige Unter-

stiAzung durch neutrales Handelsschiff. begriindet die v6kerrecht-

liQhe Verantworthchkeit eines neutralen Staates. Diese,,kb,nnte nur in

einem eigenen Verhalten, in einem unerlaubten Tun oder Dulden des

neutralen Staates gefunden werdefi.

Wenn ein neutraler Staat seinen Angehbrigen oder den Bewohnern
:seines Gebiets die, Lieferung von Kriegsmaterial untersagen will, so

Kingdom, And as the most effectual instrument of accomplishing the same, and it is

therefore essentially necessary to resist it:

His Majesty is therefore pleased, by and with the advice of his Privy Council, to

oit is hereby ordered, that if any Vessel, after reasonabfe time shall have. been

afforded for receiving notice of this His Majesty&apos;s Order at the. Port or Place from which

such Vessel shall have cleared out, shall be found carrying any such Certificate or Document

as aforesaid, or any Document referring to, or authenticating the same, such Vessel

shall be adjudged lawful prize to the Captor, together with the goods laden therein, be-

longing to the Person or Persons by whom, or onwhose behalf, any such Document was.

put on board.((
Dazu. sind folgende Urteile zu v.ergleichen:
)y... it is sufficient to declare as the result of them, that we that the sailing

-on a voyage under the license and passport of protection of the enemy, in furtherance

his views or interests, constitutes such. an act of illegality, as subjects the ship and
to confiscation as,prize of war. *The Juha(&lt; (1814) 8 Cranch. 179 (189).
*In this reasoning the-court does not concur; but is of opinion, that the moment

the Aurora started on the voyage for St. Bartholomews, with,the license in question,
-and a cargo of provisions, she rendered herself liable, to capture by the public -and private
armed ships of the. United States, who were not bound to lie by, and see how ,she would
-conduct herself during the voyage, the consequence of which would be, that no right of

would exist, until all&apos;charice of making it were at an end. &lt;z #The Aurorm (1814)
.8 Cranch. 203 (221); ebepso ))The Hiram&lt;&lt; (1814) 8 Cranch. 444.

all the judges who concurred in those decisions, were of opinion, that the mere

sailing under an enemy&apos;s li without:regard to the object of the voyage, or the -port
of destination, constituted, of itself, an act of illegality which subjected the, property to

-coi1fiscation.&lt;&lt; #The Ariadne&lt;&lt; (1817) 2 Wheatbn 143&quot;(&quot; ); &apos;ebenso Adula&lt;&lt; (1899)47
176 U. S. 361.

Wahrend des, Weltkrieges ist durch. ein ffanz6sisches D6cret relatif aux navires

-neutres VOM 27. August 1918 (Bulletin des Lois, Nouvelle S6rie- No. 232, S. 22073f.) fOl-

!gendes bestimint worden:

))Art. le,. Tout navire neutre qui, se place sous le contr6le de Fennem.i en recevant

un sauf-conduit ennemi non reconnu par Ies Alli6s et en opposition avec 1&apos;exercice de

Ieurs droits de bellig6rants, est consid6r6, sauf preuve contraire, comnle naviguant
dans rint&amp;ft de I&apos;Etat ennemi et est, de ce chef, sujet h capture et h confiscation, ainsi

-que les marchandiSes de propri6t6, provenance ou destination ennemie formant sa car-

is,,ga on. &lt;&lt;,

Der durch den Buchstaben g) ergdazte Artikel&apos;54 der italienischen Prisenordnung
trug,folgenden WortlAut (Racc. Uff-. 1918 Nr. 16ga i. V. in. 1917 Nr. 6oo)&apos;:

colpevole di assistenza ostile e passibile in genere del trattamento proprio delle

-navi -mercant.i.1i nemiche la nave neutrale che: &lt;,

)&gt;g) navighi munita di salvacondotto rilasciato da: una autorith di uno Stato nemico,
-e&apos;non ricon6sdiuto da una autorith italiana o di uno Stato alleatol ovvero abbia a boido

;altro documento da cui risulti che navighi- col consenso o sotto il controllo del nemico.&lt;4
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muß er,die Ausfuhr gleichmäßig an beide Kriegsparteien verbieten.
Er darf keine- der Kriegsparteien vor der anderen begünstigen.

Als im italienisch-abessinischen Krieg der Artikel i6&apos;der Völker-

bundssa.tzung seine erste Anwendung finden sollte, machte der Schwei-
zerische Bundesrat,die von dem koordinationsausschuß des Völkerbunds
entworfene wichtigste Sanktionsmaßnahme gegen Italien nicht mit.
Der Bundesrat ließ ein Waffenausfuhrverbät gegenüber beiden Kriegs-
parteien ergehen, um seiner NeutralitätSpflicht zur Unparteilichkeit
-,nachzukommen. Dieses Verhalten stieß, wie zu erwarten war, auf den

Widerspruch Großbritanniens und Frankreichs, der Kleinen Entente
und der Balkap-Entente. Am deutlichsten&quot; gab dieser Kritik Pohtis
Ausdruck, der erklärte :

i

La neutralit6 traditionelle de- la Suisse
&apos;

depuis que ce pays est
membre.de la Soci6t6 des Nations, nest plus exattement la mAme. Elle
n&apos;est plus la mAme, pour ce qui concerne ce qu&apos;on appelle les sanctioiis

economiques et financi Elle n&apos;est plus surtout la niAme parce qu&apos;on
abandonne un des principes fondamentaux de la neutralit6, celui d&apos;apr
1equel les pays neutres n&apos;avaient pas le droit de faire de distinction; ils
s&apos;interdisaient le, droit d&apos;appr6cier Yattitude des,deux&quot;bellig6rants, ils
devaient tenir la balance absolument 6gale. ä&apos;1&apos;6gard des deux bellige&apos;rants.
Or&apos;ce principe est abandonn6 par les Meinbres de la Soci6t6 des Nations
et par la Suisse elle-mAme, puisque ce dernier pays accepte d&apos;examiner
avec les M de.la $oci6t6 des Nations, en cag% de rupture de
pacte, qui en a la responsäbilit6io6).
Wäre die vom Schweizerischen Bundesrat in seiner Botschaft vom

4. August igig aufgestellte These, daß es,für den Wirtschaftskrieg keine

Rechtsregeln und daß es darum auch keine Neutralitätspflichten gebe,
irgendwie anerkannt oder haltba i

e Pölitis ohne Zweifel einr, so wurd
solches Argument geltend gemacht haben. Wir hören aus seinem Munde
hber&apos;genan das Gegenteil. Die Unparteilichkeit ist einer der Fündamen-
falgrundsätze der Neutralität, und, zwar gerade auch für den WirtsChafts-

krieg, von dem Polltis allein spricht. Ihm ist nichts davon bekannt, daß
der Grundsatz der gleichmäßigen Behandlung auf die beiden -im Haäger
Abkommen erwähnten Fälle beschränkt sei. Ein Glück, daß die Kritiker
der, Schweizerischen VölkerbundSpolitik vom Jahre 1935 die Botschaft
des Bundesrats von igig nicht gekannt haben. Die Verhandlungen, im
Völkerbund erbringeni. eine neue Bestätigung der oben 1 entwickelten
&apos;Grundsätze.

; Wer nachprüfen will, ob ein neutraler Staat den Fundamental-
grundsatz der Unparteilichkeit eingej[ialten Jiat, der wird die Ausfuhr-
gesetzgebung&apos; und die tatsächliche Ausführung dieser Bestimmungen

io6 journal Officiel, Supp16ment SP6cial NO, 14e, S- 4?; vgl. Schind.ler, diese Zeit-

&apos;schrift Bd. VIII, S. 425; von GretschaninQw, Politische Verträge, Bd. II, Teil i, S. 233-
Z. aus). öff. Recht u. Völkerr. Bd. x. 7-
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untersuchen müssen, eine Aufgabe, die nicht einfach ist, weil.die Verträge-,
die. Großbritannien mit e.inz.elnen.neutralen Staaten über. die Regelung
der Ausfuhr und Einfuhr abgeschlossen hat, nicht veröffentlicht worden

sind, und weil natürlic,4 die praktische -Handhabung erst - recht sich

unserer Kenntnis entzieht. Schon die Tatsache der Verheimlichung legt
die. Vermutung -nahe, daß diese Verträge gegen den -Grundsatz der

gleichmäßigen Behandlung_ der Kriegsparteien,verstoßen. Im übrigen
-t eine, Neutralitätsverletzung auc dann, vor, wenn zwar der Wort- /lieg

laut Idieser Verträ e oder der entsprechenden Landesgesetze nicht einewg
ungleichmäßige Behandlung vorsieht, aber,die tatsächliche Handhabung
der landesrechtlichen Bestimmungen., eine Begünstigung der einen
]

Die Garantieverträge; die mehrere neutrale Staaten mit Groß-

britannien undfrankreich abgeschlossenhaben, verstoßen in a-llen ihreh

Teilen gegen den Grundsatz der UnparteüicJ- Zweck un--- Schön der d-g

Sinn des Garantievertrags, die Ausfuhr au neutralen Staat in da,-,-

Land-.des Kriegsgegners zu verbieten oder zu -beschränken, ist neu--:

tralitätswidrig, da. diäse Garantie einseitig zugunsten der einen, Kriegs
partei Das Kriegsrecht läßt grundsätzlich den Handel

der -Neutralen mit den Kriegsgegnern frei. In dem Garantievertrag ver-

pflichtet sich derneutrale Staat,.von dieser Freiheit keinen Gebrauch

zu&quot;machen,;, er besähränkt freiwillig seine Ausfuhr in -das Land des

Kriegsgegners, und zwar nicht bloß die Ausfuhr der Güter, die er über

Seebeziülit,sondernauclider.Güfer-undWaren,-dieiti-seinemeigenen
Lande hervorgebracht -werden.

Der Grundsatz. der Unparteilichkeit enthält nicht.die Verpflichtung
zu einer volligen -f o rma 1e n Gleichbehandlung

_

der beiden Kriegspar-
fwauf Grund ihrer Neu-

tralifät&apos;nicht &apos;verpflichtet, dieselbe Menge Tulpenzwiebeln&apos; an Deutsch.-

landwie an Großbritannien zu liefern. Wohl aber hätte eine neutrale

Regierung, von der die britische Regierung dieBelieferung mit den für&apos;

sie wichtigsten Erzeugnissen des Landes verlangte, diese Forderung
nur annehmen durfen, wenndie neutrale Regierung sich dabei die Frei-

heit ausbedungen hätte&apos;, die andere Kriegspartei in der gleichen Weise

zu behandeln.Es war keinesfalls mit,den,Pflichten der Neutralität ver-

ei wenn ein neutraler Staat zunächst ei eiti ohne Verstän-ns 19
Ü ein Abko it der britischedigung.mit der deutschen Regiet, ng mmen m

Regierung&apos;aüf Grund &apos;der britischen Interessehloge -abschloß und in

diesem nicht bloß vereinbarte&quot; waser an England zu. liefern habe, sondern

107) Diesen Rechtsgrundsätz hatdet Ständige Internationale Gerichtshof mehtfäch

aUSges- Serie A/B Nr. 44, S. 28; Serie B Nr. 6, S. 24.

IM8) von Waldkirch, a. a. 0.. S. 72.
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zugleich abmachte; welche&apos;- Güt6r er nicht nach Deutschland liefein

dürfe. Es ist unter keinen Umständen zulässig, durch Vefeinbarungen
mit der einen Kriegspartei die Grundlagen für &apos;die handelspolitiSchen
Beziehungen des neutralen Staates mit&apos; dem Ausläiide überhaupt zu

schaffen wie das Präsidenf Köchlin in dem oben erwähnten Bericht

ausgeführt -hat, und damit den neutralen Staat von&apos;voriilierein für die.
Verhandlungen mit - der anderen&apos; Kriegspartei- festzulegen.
- Darum sind auch die Verträge mit der, Neutralität nicht vereinbar, I.
die die niederländische und die belgische Regierung mit Großbritannien

abgeschlossen haben. Nach einer offiiiösen Daistellung-sollAas britiSch&quot;
niederländische Abkommen nicht den gegehseitigeh Handels-
zwischen Holland und England im Sinne eines HandelsabkomMens in

I

Friedenszeitenregeln, sondern nur den Rahmen für die Ein- und Aus-
I fuhrmöglichkeiten bilden, innerhalb dessen mit denverschiedenenander

Ländern Handel getrieben werden kann.DieRegierung&apos;
war also bereit, die britische Regierung darüber bestimmen zu lassen&gt;,
welche Warengattungen und in welchen Mengen sie in das Land,des,

britischen Kriegsgegners und der neutralen Staaten ausführen&apos; darf.
Dabei werden bei den neutralen - Staaten die 7 guten und, die .schlechten,
Neutralen unterschie - die guten neutralen Staaten sind diej enigen,
die ähnliche Garahtieverträge mit Großbritannien abgeschlossen haben.
Bei der Ausfuhr in andere neutrale Länder werden besondere Garantien,

gefordert&quot; uni die Wiederausfuhr- an denKzu verhindern.&apos;
Sowohl die allgemeine Regelung der Ein- und Ausfuhr durch die -nieder-

landische Gesetzgebung wie die praktische Handhabung im Einzelfall,
also besonders die Gewährung von Ausnähmebewilligungen, sind ganz,

I

von de.r Zustimmung der einen Kriegspartei abhan ig gemacht. Das gilt
ganz besonders in den Fällen, in denen der neutrale Staat die&apos;Bildung
einer Gemischten Kommission zugestand&quot;die alle Zweifelsfragen bei der

I

Durchführung des, Garantievertrags, zu entscheiden hat, und damit die

Entscheidung tatsächlich und. rechtlich in die Hände der Xriegsgegner
Deutschlands legte.

Die Neutralitätsverletzung kann auch in EinzelabmachUngen ge
sehen werden.

Der neutrale Staat kann z. B. mit dem kriegführenden Staat ver-

einbaren, daß.dieger letztere ihm Eisenerz liefere und er dafür dieselbe

Menge an Gußeisen oder Eisenerzeugnissen in das kriegführende Land
ausführe. Der Vertrag wird aber zur Neutralitätsverletzung, sobald die

Klausel hinzugefügt wird,. daß der neutrale Staat sichverpflichtet, die

Ausfuhr, von Eisen oder Eisenprodukten an den Kriegsgegner einzu-

stellen oder beispielsweise auf 7501&quot; einzuschränken. Neutralitätswidrig
-

ist ein Abkommen, in welchem. der,kriegführende Staat. die Einfulir
von Öl in den neutralen Staat zu gestatten verspricht, unter- der Be-

7*
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41n.gung,., daß dieser die Ausfuhr gewisser Lebensmittel an den Kriegs-
gegner verbiete

J.&apos; &apos;Bei dem System der britischen Einfuhr- und Ausfuhrsperre
liegen die Dinge nicht ge, daß bloß die Angehörigen oder Bewohner des

neutralen Staates an ihrer Durchführung beteiligt wären..Dieses System
könnte ohne die Mitwirkung der neutralen Staaten selbst nicht

funktionieren. Die britische Regierung hat im Ausfuhr- wie im Einfuhr-

land eine, große Kontrollorganisation aufgezogen, die nicht nur Nach-

richten&apos;über die Person und. das Unternehmen des Verkäufers, seine

Geschäftsbeziehungen; seine C-!eldge&apos;ber, seine Angestellten -usw. sammelt.,

Sie lädt den Einkäufer wie den Verkäufer vor und verlangt von diesen

eidesstattliche Versicherungen, die Vorlegung&apos;ihrer&apos;Geschäftsbücher und
Korrespondenz oder fordert die Ngchprüfung durch britische Buch-

prüfer in den eigenen. Geschäftsräumen dieser&apos;Firmen. Die Fragen.und
Nach&apos; üfungen&apos;bezieben sich&apos; f die i imsten Einzelheiten des Ge-pr au int

schäftsbetriebs, auf Dinge, die der,Geschäftstreibende geheim zu halten

pflegt und deren, Preisgabe sein eigener&apos;, Heimatsta.at nicht. von ihm

fordert. Weigert sich ein Geschäftsinhaber, einem dieser Verlangen. nach-

zukommen, sowirdihmdieAusstellungdes Navicerts verweigert; eine solche.

g m Überseehandel dem,Verbot der. Ausfuhr gleich..Verwieigerun ko mt im
Die Tätigkeit der britischen K.ontrollbeamten in den -neutralen,

Landern ist Ausübung, hoheitlicher Befugnisse&quot; die nur dem neutralen

Staat zustehen. Kein Handels- oder Konsularverträg, keine-, Regel des &apos;&apos;

gemeinen Kriegs- oder FrIedensrechtes gestattet einen so schweren Ein -

griff, in. d:ie, Souveränität&apos; des neutralen Staates1,09.)&quot;gestattet.
die Voijiahme derartiger amtlicher. Untersuchungen, die wohl nach der.

et r meistenineutralen SVerfassung und Ges zgebung,.de taafen nicht ein-

mal den eigenen Beamten erlaubt ist. Der neutrale Staat selbstdarf&apos;nicht.

meht seine Ausfuhr regeln, die Einfuhr bestimmen, für die Lebens-

interessen seiner Angehörigen sorgen. Über Ein- und AusfuhrIestim,Int
Wirt-,willkürlich ein fremder Staat ausschließlich nach seinen eigenen

schäfts- und KriegSinteressen. Dabei wird der neutrale Staat überhaupt
nicht um seine.Meinung öder.Zustimmung gefragt, sondern er- muß. hin-

nehmen, was die britische Regierung beschließt, und kann höchstens

den Versuch machen, im VerhandlungSwege diese oder jene, Milderung
in nebensächlichen Punkten gegen das Opfer der Zustimmung zu den

Grundlagen des, Sperrsystems zu. erkaufen.

Unter der &apos;Souveränität eines Staates versteht man, daß er. seine

Angelegenheiten durch eigene Organe ordnet., Es bedarf keines Wortes

-log) Vgl. die Note des amerikanischen Staatssekretärs an die -&apos;britische Regierung
voni 39. März igi5,&apos; die in der britischen Ein- -und Ausfuhrsperre eine unberechtigte
Verneinung der Souveränitätsrechte der neutralen Staaten sieht., Foreign Relations,

.1915 SUPPI., S..156.
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darüber, daß die Einrichtung der britischen Kontrollorganisation in den

neutralen Ländern, die es der britischenRegierung ermöglicht, die Ein-

und Ausfuhr dieser Länder nach Gutdünken zu bestimmen, ein Ein-

griff von -ungewöhnlicher Schwere in die Souveränität -dieser Staaten

ist, die auf dem-Gebiet des Ausfuhr- und EinfuhrhandelS über See ihre.&apos;
Selbstbestimmung verloren haben.,Die neutralen Staaten, die die Tätig-
keit der britischen Koptrollorganisation in ihrem Lande dulden, können

nicl.it mehr zu den vollsouveränen Staaten-gerechnet werden. Nicht in

Bern oder in Athen, nicht in Lissabon oder Belgrad, ebensowenig wie-

früher im, Haag oder in Oslo kann die Regierung bestimmen, mit wel-
chen Lebensmitteln sie ihre Bevölkerung versehen; mit,&apos; welchen Roh-
stoffen sie ihre Industrie -versorgen, mit welchen Futtermitteln sie, ihre

Landwirtschaft unterstützen will. Darüber bestimmt allein die britische

Regierung in London. Und die neutralen Regierungen fügen sich.
Die britischen Maßnahmen verletzen nicht bloß die Souveränität

der neutralen Staaten, sondern auch deren Neutralität. Es ist eine

Neutralitätsverletzung,wenn ein kriegführender Staat auf dem Gebiet
des neutralen Staates eine Organisation errichtet, durch die er die Krieg
führung betreibt. Der Wirtschaftskrieg ist Krieg iM Rechtssinn. So

wenig der Kriegführende auf neutralem Gebiet Werbestellen errichten;
funkentelegraphische Stationen anlegen darf-lo), so wenig kann&apos;er das

neutrale Gebiet. mißbrauchen, um auf dieses Gebiet die Führung &apos;des

Handelsk-riegs zu verlegen. Das geltende Seekriegsrecht gestattet ledig-
lich auf hoher See die Untersuchung neutraler- Schiffe auf Bannware,
die von Einheiten der Seestreitkräfte der Kriegführenden.durchgeführt
werden darf. Das geltende Recht kennt keine Vorschrift, die- es einer

Kriegspartei erlaubte, im, neutralen Gebiet durch zivile Behörden be;-

,liebiger Art die gesamte Ein- und Ausfuhr über See zu regeln.
Der neutraleStaat ist verpflichtet, jede Verletzung seiner Neutralität

durch einen Kriegführenden mit allen ihm zur Verfügung stehenden,
Mitteln abzuwehren. Er genügt seiner Neutralitätsverpflichtung nicht.&apos;
wenn er sich mit einem Protest oder einer Rechtsverwahrung begnügt. 1

In diesem Falle wäre eine Abwehr der nentralitäiswidrigen Zumutungen
Großbritanniens durch nichtkriegerische Mittel durchaus möglich ge-, :

wesen. Die, neutralen Staaten hätten z. B. die Ausfuhr nach Groß&apos;
britannien.so lange sperren und ihren Schiffen die Fahrt auf England
so lange untersagen können, bisdie britische Regierung von ihren Maß-

nahmen, die schwere Verletzungen der Souveränität und Neutralität
dieserStaaten-bedeuten,absah&quot;Unterläßtesei-nneutralerStaat-&quot;die,ihm
zur Verfügung stehenden, Mittel zur Abwehr einer so schweren - Neu-

110) Haager Abkommen über die Rechte und Pflichten der neutralen Mächte im Falle

eines Landkrieges, vom 18. Oktober igo7, Art- 3, 4.

ze

&gt;x,
e%
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tralitätsverletzung durch die eine Kriegspartei anzuwenden, so begeht
er selbst eine, Reehtsverletzung.

1 Ein solches Verhalten eines neutralen Staates ist als eine Ver -

letzung der Grundpflichten der Neutralität anzusehen, näm-

Ich der Pflicht, jede Unterstützung der Kriegführung einer Xriegspartei
zu unterlassen, und der Pflicht&apos;zur gleichmäßigen unparteiischen Behand-
lung der beiden Kri gsparteien Der neutrale Stie aat ist verpflichtet, mit

allen - Mitteln, insbesondere mit seiner Gesetzgebung, dem neutralitätg-

widrigen Verhalten des Xriegführenden in seinem, Lande, entgegenzu-
treten und die Aus-und&apos;Einfuhr von Waren unter britischer Kontrolle

zu verbieten. Solange der neutrale Staat sich.--gicht mit allen, ihm zur

Verfügung stehenden Mitteln gegen die Verletzung seiner Neutralität

wehrt und solange er selbst die GrundpfliChten der Neutralität nicht
wahrt, kann der verletzte kriegführende Staat alle bereits, erwähnten
Rechtsmittel gebrauchen, um Üer Neutralitätsverletzung entgegenzu-,
treten. Versuchte der neutrale Staat, der seine Neutralität selbst ver-.

letzt hatj das&apos;Schutzrecht für die Schiffe, und Güter, also für das Eigen-
tum seiner Angehörigen, der verletzten Kriegspartei gegenüberauszu-
üben, so brauchte er, wegen, seiner eigenen geül.itsverletzung&quot; nicht ge-
hört zu&apos;werden. Beschwert er sich. wegen der Wegnahme oder der Zer-

storung, von Gütern und Sch&apos;iffen, die unter feindlicher, Kontrolle und

unter der angegebenen Neutralitätsverletzung, fahren, so beruft sich der

neutrale Staat zur Gelte4dmac ung,seines Anspruchs auf die Verletzung
einer ihm,obliegendenVe nämlich auf,die Unterlassung der

-- ----------

Walirung&apos;, seiner Neutralität, und muß darum mit seinem&apos;Anspruch. ab-

gewiesen werden-).
IneinzelneiineutralenLändernhatmandiesenZusammenhangder

Dingewohl e)rkgnnt.und eingesehen, daß es neutralitätswidrig ist, das

Geb der britischen Behörden iM eigenen.. Lande zu dulden. Darum
sind,- da-., und&quot; dort Vorschriften erlassen worden_ die den Angehörigen
verbieten,. sich der- britischen Kont zu unterwerfen.

1

So, hat z. B.

&apos;das, eidgenössische &apos;% durch eine&apos;Verfügung
vom 2. November i939. den im Schweizerischen Zollgebiet niedergelas-,
senen, Personen und Firmen untersagt, Erklärupgen abzugeben, mit

denen sie sich verpflichten oder sonst irgendwie bereit erklären, sich. einer

Kontrolle. duTc4.. ausländische Stellen. oder durch deren Beauftragte zu

-niiteiziehen-
Die belgische Regierung hat durch Verordnung mit Gesetzeskraft

VOM 30. November, 1939 bestimmt:

ii,1) Vgl. das Gutachten des Ständigen Internationalen Gerichtshofs, Serie B Nr. 15,

s1..-261&apos;vgl. aüch das Utteil Serie A/B Nr- 44, S- 4. &apos;&apos; .11

112) Schweizerisches Handelsamtsblatt vom 3. November&apos; 1939, S. 2243.
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41 est interdit ä tou.tes personnes physiques ou morajes -6tabliels
sur&apos;le territoire du Royaume de remettre. en Belgique ou..ä l&apos;6tranger,
des gouvernements bellig6rants ou ä leurs agents, aux fins d&apos;obtexiir
laissez-passer ou lib6ration de iharchandises susceptibles d&apos;Atre,
comme, contrebande de guerre, des d6clarations aux termes des quelles
elles accepteraient de se soumettre, en Belgique, ä un contröle de la

part d&apos;offices ou de fonctionnaires&apos;relevant des dits gouv.ernementsv
Die belgischeRegierung begründete den Erlaß ihrer Vorschriften

mit der, Behauptung
qu&apos;il est n6cessaire. et urgent de compl les-mesures prises pourussurer
l&apos;approvisionnement du,pays en denr6es ou marchandises indispensables
ä la vie- de la Nation, a&apos;insi qu&apos;e pour prevenir et Hprimer les abus Pouvant
porter ätteinte ä la libert du commerce.

Mit dieser Begründung gibt die &apos;belgische Regierung zu, daß-sie

verpflichtet ist, den britischen Rechtsverletzungen, die mit dem be-

schönigenden Ausdruck Mißbräuche bezeichnet werden, entgegen-
zutreten.

4. Anders liegt der Fall, wenn die Regierung des neutralen Staates
-selbst bei der Durchführung derlritischen Ein- und Ausfuhrsperre mit-
-wirkt. So hat, wie oben gezeigt, die Niederländische Regierung einen
zentralen Kontrollapparat, die Allgemeine Niederländische Einfuhr&quot;

zentrale, gegründet. Durch die Zentralisierung kann die Niederländische
Regierung die Einfuhr und Ausfuhr auf leiChteWeisekontrollieren und

-ontingentiereii.. Dieser ganze7niederländische Apparat dient zur Durch-k-
führung der Vorschriften, die die britische Regierung der niederländischen
-über die Unterbindung einer Ausfuhr nach Deutschland und einer Einfuhr -

von dort gema hat und die in dem britisch-niederländischen Geheim-
abkommen niedergelegt sind. Die -niederländische Regierung hat eine

eigene Behörde neu ins Leben gerufen und sich damit unmittelbar an

-der -rechtswidrigen Ein- und Ausfuhrsperre beteiligt und der britischen

Regierung auf diese. Weise die Verletzung der Neutralität ihres - eigenen
&apos;

Land-es ermöglicht. Ebenso ist eine aktive Mitwirkung bei Rechtsver-
letzungen der britischen Regierung festzustellen, wenn die Regierung des
neutralen Staates sich verpflichtet, bei der Aufstellung der schwarzen
Listen mitzuwirken, oder verspricht, monatliche Berichte Über die Ein-
fuhr und den Umfang der Ausfuhr in den verschiedenen Warenäättungep
nach den verschiedenen neutralen Ländern _und in- das- Gebiet des Kriegs-&apos;
gegners zu liefern. Erst diese Angabensetzen die britische Regierung-in
die Lage, die Ausfuhr aus dem neutralen Gebiet durch entsprechende
Drosselung der Einfuhr in dasselbe zu beschränken oder zu verhindern..

In den Garantieverträgen, die die. britische Regierung mit einer
Reihe von neutralen Staaten abgeschlossen hat, ist vorgesehen, daß eine

1113) Moniteur belge vom 2. Dezember 1939, S. 8:i,5a., für Schweden.vgl. Svensk För-

lattningssamling 1939, Nr.,95o.,
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Gemischte Kommission über Ausnahmen von den Ausfuh irn -

einzelnen Fall und über die Erhöhung des aus dem Jahresdurchschnitt
der.Jahre 1936, 1937 und 1938 sich ergebenden Ausfuhrkontingents zu

entscheiden habe. Auch ohne daß ein besonderer Vertreter,des franzö-

sischen. Blockadeministeriums in der Gemischten Kommission seinen Sitz

sisch-belgischen,&apos;wird anzunehmen sein, daßhat, wie z. B. in der franzo

die Entscheidungen dieser Kommission nie zugunsten des Deutschen

Reiches ausfallen und die Ausnahmen von den Ausfuhrverboten und

die Erhöhung Ausfuhrkontingente nur im Interesse der Alliierten

gewährt werden. Die Einsetzung einer. Gemischten Kommission bedeutet,
daß der neutrale Staat sich der, Entscheidung Großbritanniens, früher,

auch Frankreichs, in den wichtigsten Fragen seines ..Handelsverkehrs,
insbesondere seiner Ausfuhr&quot; unterwirft.

Die neutrale Regierung hat damit nicht bloß der Grundverpflichtung
eines neutralen Staates zur gleichmäßigen und unparteiischen Behand

lung der Kriegsgegner zuwidergehandelt&quot; sondern sie ist darüber hinaus
zu einer dauernden Unterstützung der Kriegführung der einen Kriegs-
partei übergegange deren entscheidende Bedeutung für die Führung

rit r st i&apos; Unterhausdes WirtSchaftskrieges der b
*

ische Ministe&apos; Cross selb in

hervorgehoben hat. Die -andere Kriegspartei: kann daher Wiedergut--
machung dieser Rechtsverletzüng, Beseitigung der neutralitätswidrigen
Unterstützung des, Gegners verlangen- und im Repressalienwege mit den

ihr zur Verfügung stehenden Mitteln vorgehen, um die neutrale Regierung
zu zwingen, ihr neutralitätswidriges Verhalten aufz eben und sich gegenug
die -britische Verletzung, ihrer - Neutralität zu wehren. Nach dem früher

Ausgeführten. kann die deutsch-eRegierung auch - Großbritannien gegen-
rlet-übef zu Re greifen. wegen der britischen Neutralitätsve

zun Die.Wirkün n dieser Repremalienmaßnahmen müßte,&apos;die neu-ge
trale Regierung, sich auch dann gefallen lassen, wenn das Deutsche Reich

ihr gegenüber nicht ebenfalls- ein Recht auf Repressalien hätte.

IX. Die Stellung der Neutralen zu. Artikel 16.,
Das Verhältnis der neutralen Staaten zum britischen Wirtschaffs-

krieg&apos;hat einen eigentümlichen Wandel durchgemacht.&apos; Im Weltkrieg
haben sich die meisten, Staaten voii. Großbritannien und seinen Alli-

ierten dazu bestimmen.. lassen, die rechtswidrige Ein- und Ausfuhr-

sperre gegen Deutschland und seine Verbündeten zu dulden. oder aktiv

zu unterstützen.&apos; Nach Beendigung des Weltkri sind
- die., neutralen

Staaten dem Völketbund heigetretenund haben dabei die Verpflichtung
des Artikels 16 der Völkerbundssatzung übernommen, der sie, im Falle

eines Bundeskrieges, also eines britischen, Krieges, dazu verpflichtet,
gegen den,Gegner Großbritanniens den Wirtschaftgkrieg zu führen und

dieselben Maßnahmen zu ergreifen, die Großbritannien im Weltkrieg
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als erfolgreich, erprobt zu haben glaubte. Denn Artikel 16 ist die Kodi
fikation der britischen Kriegspraxis aus &apos;dem -Weltkrieg. Die &apos;Verfasser
der Völkerbundssatzung haben den Artikel 16 in der Absichtformuliert,
für die Völkerbundskriege, d. h.- für die britischen Kriege., dieNeutralität
abzuschaffen&apos;; sie waren sich dessen voll- bewußt, daß die Erfüllung der&apos;

Pflichten aus Artikel 16 mit der Neutralität unvereinbar ist.
Trotzdem haben die. sogenannten neutralen Staaten - ihren Eintritt

in Völkerbund erklärt und unter ihnen auch die Staaten,&apos; die ein, :1

dringendes Interesse hatten, an künftigen Kriegen nicht beteiligt zu

sein. Die neutralen -Staaten haben sich durch den Eintritt in den Völker--
bund der Möglichkeit begeben, in einem künftigen britischen Krieg sich

für,nentral:zu erklären. Das traf in erhöhtem Maße für die Schweiz zu&quot;
-die als dauernd neutralisierter Staat schon in Friedenszeiten die Pflicht

hat, sich von allen Abkommen fernzuhalten, die sie im Falle eines Krieges
zur Unterstützung einer Kriegspartei verpflichten könnte. W bedenk
lich -gerade, ihr Eintritt in den Völkerbund vom Rechtsstandpunkt aus

war, geht aus der- angeführten Botschaft des Bundesrats vom .4. August,
igig - hervor, in der. gesagt&apos; ist: 4

Dagegen nahm der damals (März :igig) in Paris weilende Chef des
Politischen Departements die, Gelegenheit wahr, mit einigen der leitenden&gt;
Staatsmänner über die. Neutralitätsfrage zu sprechen. Es ergab sich-
dabei, daß an einzelnen Stellen Geneigtheit bestand,unserer.besonderen.
Stellung Rechnung zu tragenI14). Anderseits ließen die.Verhandlungen.
der neutralen Konferenz keinen Zweifel übrig, &apos;daß die Haupfurheber de&apos;s
VölkerbundsentWurfes die Annahme, der aus Artikel 16 fließenden Pflich-
ten&quot; als etwas Undiskutierbares, als, den Kernpunkt der neuen Ordnung-
.betrachteten und daß nur hinsichtlich der aktiven Mithilfe bei militärl..,
sehen Unternehmungen die Glieder des Völkerbundes ihre Entschließun91
sich vorbehalten könnten1115).
Trotz&apos;dieser Kenntnisvon dem Kernpunkt der Völkerbundssatzung-

wollte_der Schweizerische Bundesrat in diesem Bund die neue,Organisa-
tion der Welt&apos;erblic4en, der die Schweiz grundsätzlich angehören musse,
Und dies, obwohl über die enge Verbindung zwischen der Völkerbunds,&apos;

satzung und dem Versailler Vertrag die Botschaft des Bundesrats selbst
einen Überblick gibt. Der Bundesrat glaubte, das außenpolitische Risiko
des Beitritts eingehen zu können, weil der Völkerbund zusätzliche Sicher-
heiten biete116).

Der abessinischAtalienische Krieg hat d n kleiner chene en europals
Staaten gezeigt, welche Schwierigkeiten &apos;und Gefahren der Artikel iG

114) An anderer Stelle gedenkt die Botschaftl des Verständnisses, das, Poincart
CMmenceau und Orlando der eigenartigen, Stellung und Aufgabe der Schweiz,bei-dJesen

Verhandlungen entgegengebracht haben. Die britischen Vertr,eter werd,ennicht erwähnt.

a. a. 0.,&apos;s. 29.

116) Schin.dler,DieschweizerischeNeutralität1920-T938,dieseZeitschrift&apos;Bd.VIII-&gt;
S. 416; von Merkatz, ebendort Bd. VI, S. 387ff.
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-fÜrsie enthalten sollte, zumal.,im Hinblick auf das bedrohliche Anwachsen
der. -politis Spannun,gen in, Europa,17). Die Schweiz. und andere

&apos;

Staaten kehrten wenigstens auf-.halbem Wlege- wieder zu der alten Neu-

tralitätspolitik zUrück.- Im Verlaufe. dieser Bewegung. erklärten eine

Reihe von, Staaten, daß, das Sanktionssystem unter den gegenwärtigen
Bedingungen und wegen der in. den letzten,Jahren befolgten Praxis nach.

ihrer Auffassung einen nicht obligatorischen Charakter habe,. und zwar

füralleMitgliederdesTölkerbundes1,8). .- .:.. ;1

pieSchweiziig,)hatam-?,9.ApriII938eineDi
&lt;lieser wies sie auf die Veränderung der Lage hin, nämlich&apos; darauf daß

der Völkerbündspakt in gewissen seiner w-esentlicbsten Bestimmungen
nicht, angewendet- worden:sei und daß- das Sanktionssystem, nicht in

allen habe.. Statt. sich zur Universalität zu entwickeln,
.-sehe sich der Völkerbund der-Mitwirkungwichtiger Staaten beraubt: die

Yvon Amerika. seien nicht beigetreten, und vier große
Länder., -dargnter zwei Nachbarn, -der Schweiz, hätten- ihn verlassen.

kann-&apos;sich - angesichts - ihrer -einzigartigen, Lage. nicht
mit&apos;einem- fakultativen Sanktions 4bfinden. 1Ihre,-/NA-utralität darf

1
- ein für alle Mal gegeben.nicht Von den Umständen abhängen, sie ist

Ihre Stärke,- beruht auf ihrer Klarheit und auf ihrem immerwährenden
Bestap

Die Unterscheidung zwischen militärischen und wirtschaftlichen
Sanktionen - wurde sich heute für, die Schweiz als illusorisch erweisen.,
Wenn sie zu wirtschaftlichen Druckmitteln griffe, würde sich&apos;die Schweiz

Gefahr aussetzen, so behandelt zu werden -wie. ein Staat,
der militärische Maßnahmen trifft, -go).
Am14.&apos;

schweizerischen An-trag, in welchein-er von der unter-Berufung auf die

keiner Wständige Neutralität kundgegebenen Absicht der Schweiz, in eis.e
jemals wieder bei der Anwendung der, Sanktionen teilzunehmen, Kennt-

nimmt und erklärt, daß die Schweiz zu einer Mitwirkung-nicht9
aufgefordert, Würde. Damit war die, Schweiz von dem, Irrweg zurück-

gekommen, auf den .,sie die, unrichti e Rechtsauffassung des, Bundesrats
daß, die - Neutralitätspflichten - s,ich nicht auf das:Gebiet des. Wirtschafts-

klung des Sanktionss in Genf,&apos; Zeitschrift1117) Göppe;ft,&apos; Die&apos; letzte Eiitwic

1ur Völkerrecht Bd. XXIII, S. 283ff.&apos;
Pas amtliche Communiqu6 über die am 2 und 24. Juli.1938 inKopenhaggn3

abgehaltene Konferenz der Außenminister von -Belgien,&apos;Dänemark, Finnland, Luxem-

burgl&apos;Norwegen, Holland und Schweden ist in dieser Zeitschrift B,d. I2 S. 164 abgedruckt.
119) Bericht des Bundesrats ali die Bundesversammlung über die Neutr.alität der_

Schweiz imVölkerbünd v0m-3.&apos;J-uniiig,38, S. 840ff.; JournalOfficiel, XI.Xe amide, No.*5-6,
Mai/Juni 1938-S1- 311f-, 368ff-, 38.5ff.

120) Bericht des Bundesrats an die Bundesversammlung üb.er die Neutralität im

Völkerbund vom 3. Juni 1938, Schweizerisches Bundesblatt 1938 l,&apos;Si 84()ff,-, Sehinidler,
a. a. 0., S. 440.
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kriegs erstreckten, gebracht hatte. Von neuem haben diese Verhandlungen
im Völkerbund klargestellt, daß Führung des,Wirtschaftskrieges Krieg-
führung -ist und mit Neutralität sich nicht vereinbaren läßt.,

- Auch in anderen Ländern begann man endlich einzusehen, welche

Gefahr &apos;für die Existenz- des Staates die durch die Unterzeichnung,des
.Artikels 16 gegebene Blankovollmacht, mit sich bringen mußte. In.7 der
niederländischen Ersten Kammer fand am 17. März.1937 eine Aussprache
über die Versuche zur Abschwächung der sich aus Artikel 16. ergebenden
Verpflichtungen statt, Dabei erklärte der niederländische Außenminister
de Graeff:

Ich setze einmal den Fall, daß morgen,- ich- vermeide es immer

gern, bestimmte Länder beim Namen zu nennen, aber ich muß es hier
doch wohl einmal tun - Deutschland in ein.en Krieg verwickelt und, als
Angreifer betrachtet wird, dann glaube ich nicht, daß es hier ein Mitglied
in,der Kammer gibf, das annehmen wurde.,&apos; daß Deutschland

&apos;

lage ssen

zusähe, wenn unsererseits, weittragende Wirtschaftliche. Sanktionen gegen
es angewendet werden. Eher würde zu er-warten sein, daß wir sofort
überrannt oder daß derartige, Repre ergriffen werden würden,
daß uns -dadurch unsere, gesamte wirtschaftliche, Existenzmöglichkeit.
genommen würde

Man- war, sich also in den Niederlanden. über, die notwendigen Folgen,-
die die. Führung des Wirtschaftskriegs nach Artikel 16 haben- mußte&quot;
vollständig im klaren. Und gerade diese Erkenntnis ist es gewesen, die
die kleineren-.europäischen Staaten bestimmt hat, sich, von, der Ver-

-pflichtung zur Führung des Wirtschaftskriegs,nach Artikel 16.loszusagen.
Yon diesem Stand der Dinge hat die Völkerbundsversammlung im Sep-

&apos;

tember 1938 Kenntnis genommen und damit ihre Zustimmung erteilt.
-Es war eingetreten, was die britische Regierung in- ihrem oben erwähnten
Schreiben an den Generalsekretär, des Völkerbundes vom. 7- September
1.939 -den vollständigen Zusammenbruch des, Völkerbundes nannte.,

-

Als England und Frank-reich am 3.- September 1939 dem Deutschen
-Reich den Krieg erklärt hatten, leiteten sie sofort den. Wirtschaftskrieg
und -zwar in der schärfsten Form ein, die- er während des Weltkrieges
angenommen hatte., Die Maßnahmen&quot; die insbesondere Großbritannien

zur Dumliführung der Ein- und Ausfuhrsperre gegen Deutschland er-

-griffen hat, sind,bereits dargestellt. Es sind die gleichen Maßnahmen,
die &apos;nach Artikel 16 des Völkerbundspakts Im Falle eines britischen

Krieges die übrigen Mitglieder des,,Bündes zu ergreifen verpflichtet sein

sollten. Wenn auch in demFall ffir den Artikel` 6- zeschäffeh war das

so fein ausgedachte System der rechtlichen VE&apos;-,Pfl*- litungeh der Neu-

tralen nicht funktionierte, so hat es die britische Regierung durch rück-

I Handelingen der Staten-Generaal, i. Kammer, 1936-37, S- 398; von Ta -

bouillot, Erklärungen der niedefländischen-und .,der belgischen Regierung zu Art. 16

der Völkerbundssatzung, diese Zeitschrift Bd. VII, S. 394 ff
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-sichtslose Ausnützung aller ihr Zur Verfüg.utig stehenden Mächtmittel

doch verstanden, eine mehr oder minder starke Mitwirkung der neutralen
Staaten an &apos;dem britischen Wirtschaftskrieg durchzusetzen.

Der ursprüngliche Plan Großbritanniens, der seine Verkörpernüg in&apos;
Artikel 16 des Völkerbundspaktes gefunden &apos;hat&quot; War, in einem Zwangs-

gsbündnis die Staaten der Welt zu- Kampfgenoss gegen den Krie *.

gegnerEnglands zu einen. Der Plan ist mißglückt.. Der politische Druck
hat es nur zustande gebracht, aus den neutralen Staaten Mithelfer)zu-
machen. Als rechtlich verpflichtete Bundesgenossen hätten diese Staaten
selbständig gegen, das Deutsche Reich Krieg führen, also dieselben Sperr--
maßnahmen anordnen mussen, die Großbritannien verhängte; Da.diese
Staaten den Eintritt in den Krieg an der Seite _Großbritanniens&apos;. ver-

weigerten, hat dieses seine eigene Kriegsorganisation im Wege der

Macht auf die neutralen Länder ausgedehnt und führt seinen Wirtschafts--

krieg von diesen. Ländern aus, mit seinen eigenen Organen. Die neutralen

Staaten, haben sich zum unmittelbaren Werkzeug der britischen Krieg-
führung machen lassen, sei es, daß- sie der Tätigkeit&apos;der britischen Kriegs-
grganisa,t ion in ihren Ländern freien, Spielraum, gewähren, sei es&quot; dag-
sie eigene Behörden zu diesem Zweck zur Verfügung stellen.

\
Nach dem ersten Plan, bei einer, Kriegführung - mit: Hilfe des &gt; Ar-
x r maßnahmen, insbesondere die des Wirt,tikels A, so Iten die K iegs

schaftskrieges, ohne Rücksicht- auf geltendes,Völkerrecht ---und bestehende-
Verträge.getroffen werden. Hier gab es keine, Neutralen mehr, die eiii.,

selbständiges Recht - gegenüber denÜbergriffen. Großbritanniens hätten-

geltend-machen können; sie-waren als Bundesgenossen verpflichtet, den

Befehlen der. britischen. Regierung Folge. zu, leisten.
Nachdem dieser Plan gescheitert war&quot; hat die britische&apos; Regierung7

mit Hilfe ihrer politischen und wirtschaftlichen Machtmittel, sowie, ihrer
j &apos;Flotte die neutralen Staaten in mehr oder weniger weitgehender Weise

in den britischen Wirtschaftskrieg eingespannt; sie hat es aber, nicht er-,-

reicht, das Recht der Neutralität-aufzuheben, vielmehr bleibt der bri.,:..:

tische Wirtschaftskrieg in allen &quot;seinen Teilen&apos;eine Kette von Dauer-

-verletzungen des geltenden Kriegs--und Neutralitätsrechts. Die Teil-

nahme an ihnen macht die Neutralen zu Gehilfen am Rechtsbtuch.

X. Die Universalität des brit-ischen Krieges.
Derbritische Krieg als Wirtschaftskrieg ist:ein -universeller Krieg.

Nach zwei Richtungen: der britische Krieg richtet sich nicht bloß gegen-
den feindlichen Staat, sondern gegen jeden einzelnen, seiner Angehörigen.
Der britische Krieg ist ein Krieg gegen das feindliche Eigentum. Es ist

eine durchsichtige Verdrehung der,Tatsachen, wenn von britischer Seite-
I

behauptet wird, die wirtschaftliche Organisation
I

totalitären, Staaten
zwinge zur Abänderung des Prisen-- und Seebeuterechts. Die Engländer
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haben die Ein- und Ausfuhrsperre schon seit Jahrhunderten in derselben
Weise wie heute geübt, ohne Rücksicht auf das politische oder; wirtschaft-
liche Regime ihres Gegners. Das heute geltende Seekriegs- und Neu-
tralitäts 9 n.recht ist zum grossen Teil als Abwehr egen den hemmu gslosen
Handelskrieg der Briten geschaffen. Die Rechtsregeln für den Handels-

krieg sind mit Zustimmung der Regierung Großbritanniens zustande

gekommen; sie durch einseitigen Akt aufzuheben, ist ihr&apos;nicht möglich.
Und weiter: der -britische Krieg, richtet Isich nicht bloß gegen den.

feindlichen Staat, sondern gegen alle Staaten der Welt. Er will nicht nur

die direkte Zufuhr von kriegswichtigen oder sonstigen Gütern nach

Deutschland,- Italien und den besetzten Gebieten absperren; sein Ziel

ist,., -auch jede Möglichkeit einer indirekten Versorgung über See zu ver-

hindern. Darum soll jede Einfuhr in europäische Staaten, von- denen

aus die Weiterleitung auf dem Landwege- nach dem, Deutschen Reiche -

Italien und den besetzten Gebieten.möglichwäre, kontrolliert und ver-,

hindert werden. Die Kontrolle, wird sogar bis nach Ost-Asien ausgedehnt;
um einen etwaigen Transport durch das Gebiet der Sowjetunion zu unter-

sagen., Wie die Einfuhr. nach Europa, so. wird die Ausfuhr der nicht-

europäischen Kontinente unter britische Kontrolle gestellt.
Die Kriegführung Großbritanniens, duldet keine, Neutralen. Sie.-

zwingt dritte Staaten zur Mitwirkung am rechtswidrigen Eandelskrieg-
also nach britischer Auffassun&amp; an dem entscheidenden Teil der Krieg-,
führung. Sie nötigt dadurch den Gegner zu berechtigter Abwehr gerade0

gegenüber den Neutralen. Die britische Kriegführurig ist ihrem ganzen
Wesen nach angelegt auf die Ausweitung des Krieges auf neutrale Staaten.

Die widerrechtlicheKriegführung Großbritanniens hat folgende Lage
geschaffen: Das Deutsche Reich, in berechtigter Abwehr, &apos;der rechts-

widrigen Maßnahmen der britischen Ein- und Ausfuhrsperre, ist genötigt;
gegen Großbritannien mit derselben Waffe zu &apos;kämpfen und mit, - den
ihm zur Verfügung stehenden Kriegsmittelii die britische, Einfuhr zu

hindern. Die neutralen Staaten können sich vor den Gefahren des Krieges
schützen, wenn si assen, hre. Schiff u&quot;e es unterl i e in die, z m Kriegsgebiet
-gewordenen britischen Gewässer zu schicken. -.Ganz anders Großbritan-
nien: Es untersagt nicht- bloß den überseeikhen Ilandel der neutralen

-Staaten mit dem Deutschen Reich.; es bekinde,rt und verliinde&apos;rt.den neu-
tralen Seehandel der ganzenWelt und auf allen Meeren.Es übtmit brutaler
Gewalt eine Weltherrschaft aus,der, gegenüber.es keine Souveränität und

keine Neutralität, gibt. &apos;Das hat Kriegsm Eden in,seiner Rede
VOM 14. August 1940 mit aller Offenheit bestätigt, indem er sagte122)

Modern wars required the command of resources,

and to have these resources ,at c9mmand seaplower wasl the, first,
essential.

ZZZ) Times vom 15. August 1940-
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